DEMAND. 


EIN JAHR a 
. ARABISCHE REVOLUTIONEN — 
FRAGEN AN DIE LINKE 


SONDERBEILAGE ZUAK-ANALYSE &KRITIK 4,50€ WINTER20112 


I. DREI EINLEITUNGEN 


6 DER SCHLEICHENDE PUTSCH 
Ägypten im Winter: ein langer Abschied von Kairo 


Von Juliane Schumacher 


9 BILDER EINER REVOLUTION 
Beliebte Narrative und ihr 
unterschwelliger Orientalismus 
Von Katharina Lenner 


12 FÜNF FRAGEN ZUR ARABELLION 
Über die neue politische Kraft der Armen, 
die Unruhen am Mittelmeer und 
den Kosmopolitismus der Straße 
Von Helmut Dietrich 


II. RÜCKBLICK 


18 DIE REVOLTE ERSCHÜTTERT DIE 


GESCHLECHTERORDNUNG 
Die Feministin Hoda Salah über die Rolle 


der Frauen im ägyptischen Aufstand 
Interview: Ingo Stütze 


20 ES IST DER BEGINN EINER REVOLUTION 
Hassan Saber über die Perspektiven 
der ägyptischen Protestbewegung 
Interview und Übersetzung: Jan Ole Arps 


23 DIE LETZTE SCHÖNE NACHT VOM TAHRIR 
Eine Reise ins aufständische Kairo 
Von Pedram Shahyar 


27 DER TAG, DER DIE EUPHORIE BEENDETE 
Proteste in Ägypten gegen Einschüchterung 


durch die Armee 
Von Juliane Schumacher 


30 NEIN ZUM LIBYEN-KRIEG! 
Die Propaganda der „humanitären Intervention“ 


ist Heuchelei 
Von der ak-Redaktıon 


32 AUCH DEMOKRATIE, KLAR, NATÜRLICH 
Die politischen Hoffnungen 
der meisten LibyerInnen sind diffus 
Von Hannah Wettig 


34 DIE WUT AUF DIE REGIERUNG WÄCHST 
Ein Bericht aus den Straßen von Damaskus 
Von R. Z., syrischer Theaterregısseur 


III. HINTERGRUND 


38 AUFSTÄNDE GEGEN DEN LIBERALISMUS 
Wirtschaftliche Hintergründe der Revolten 


in Ägypten, Tunesien und Libyen 
Von Hannah Wettig 


40 VOM PROTEST ZUR GEGENGESELLSCHAFT 
Sozialprotest, Arbeitskämpfe 
und Gewerkschaftbewegungen 


in Tunesien und Ägypten 
Von Bemhard Schmid 


44 DER OBERST IN SEINEM LABYRINTH 
Das politische System Gaddafis und 
die Perspektiven der Aufständischen 
Von Jan Ole Arps 


46 DAS WAR ERST DER ANFANG 
Was die Situation von Frauen angeht, 
steht die eigentliche Revolution noch aus 
Von Hannah Wettig 


48 MASSENPROTESTE, TAKTIEREREI UND 
FUNDAMENTALISMUS 
Die Islamisten profitieren von den Revolten 
denen sie zunächst abwartend 


gegenüberstanden 
Von Bernhard Schmid 


50 MIGRATIONSBEWEGUNG FÜR ECHTE DEMOKRATIE 
Die Krise der europäischen Grenzpolitik 
und die Krise des Euro gehören zusammen 
Von Paolo Cuttitta, Helmut Dietrich, Bernd Kasparek, 
Marc Speer, Vassilis Tsianos 


52 HILFE ALS DROHUNG 
Über die Wirkung von westlicher 
„Entwicklungshilfe“ und „Demokratieförderung“ 
Von Peter Schäfer 


IV. DISKUSSION 


56 VOM TAHRIR-PLATZ ZUR PUERTA DEL SOL 
Fünf Thesen über die neuen Protestbewegungen 
Von Pedram Shahyar 


58 MAN HAT UNS DAS DATUM 6. APRIL GESTOHLEN* 
Zu Pedram Shahyars „Thesen 
über die neuen Protestbewegungen“ 
Von der Wildcat-Redaktıon 


60 DIE FRAGE DER WÜRDE 
Ein Gespräch über das ansteckende Moment 


der Kämpfe und internationale Solidarität 


V. SOLIDARITÄT 


65 ADOPT A REVOLUTION 
Den syrischen Aufstand unterstützen 


Von Elıas Perabo und Andre Fınd 


65 BOATS 4 PEOPLE 
Schiffe im Mittelmeer 


EDITORIAL 


17. Dezember 2010: Das Epizentrum liegt weit entfernt von den 
mythischen Orten auf der linken Revolutionsweltkarte. Ausge- 
hend von der tunesischen Stadt Sidi Bouzid breiten sich die Re- 
volten binnen weniger Wochen über die gesamte Region aus. 
jahrzehntelang herrschende Diktatoren stürzen, Regime ant- 
worten mit brutaler Gewalt. Die Aufstände inspirieren Proteste 
in Europa, Israel und den USA. Heute ist Sidi Bouzid weltweit be- 
kannt. 


17. Dezember 2011: Tunesien hat gewählt, Ägypten nach eini- 
gem Zögern damit begonnen. In Tunesien ist die „moderat-reli- 
giöse“ Partei Ennahdah als Siegerin aus den Wahlen hervorge- 
gangen. Doch immer wieder kommt es zu Streiks und sozialen 
Unruhen, befriedet ist die tunesische Gesellschaft noch lange 
nicht. 


Auch in Ägypten ist die erste Runde der ersten freien Parla- 
mentswahlen an religiöse Parteien gegangen. Aber welche Be- 
deutung das Wahlergebnis überhaupt haben wird, ist alles ande- 
re als klar. Die Militärregierung versucht, sich einen weit rei- 
chenden Einfluss auf die neue Verfassung und die Arbeit des Par- 
laments zu sichern — wogegen unmittelbar vor dem ersten Wahl- 
gang wieder Zehntausende protestieren. Das Militär antwortet 
mit brutaler Gewalt, Ende November sterben Dutzende De- 
monstrantinnen auf Kairos Straßen; Mitte Dezember toben er- 
neut Straßenschlachten, wieder sterben Menschen. Die Bilder 
von Polizisten, die Protestierende ohnmächtig prügelh, gehen 
um die Welt; ägyptische AktivistInnen sprechen von einem Mili- 


tärputsch. 


In Syrien zählt die UN mittlerweile 5.000 Tote; die Proteste ge- 
gen das Regime Bashar al-Assads gehen davon scheinbar unbeirrt 
weiter, mehrheitlich unbewaffnet. Gruppen desertierter Solda- 
ten sind indes punktuell zum Gegenangriff auf Truppen des Re- 
gimes übergegangen; die Antwort Assads sind Massaker an De- 
serteuren. Doch in Syrien wird es keine Intervention der westli- 
chen NATO-Staaten geben. 


In Libyen war das anders. Dort hatten NATO-Bomber zuguns- 
ten der Aufständischen in den Bürgerkrieg eingegriffen — ur- 
sprünglich mit dem Ziel, ein Massaker an der Bevölkerung von 
Bengasi verhindern zu wollen. Doch schon bald lautete das 
Kriegsziel: Sturz Gaddafis. Im August war die Allianz aus liby- 
schen Gaddafi-Gegnern und seinen ehemaligen Verbündeten aus 
dem Westen siegreich. Im Oktober spürte die Allianz auch Gad- 
dafi auf, wenig später war der libysche Diktator tot. Seitdem ver- 
sucht eine Übergangsregierung, sich zu etablieren. Die Informa- 
tionen aus dem Land, das monatelang im Zentrum der Aufmerk- 


0 


samkeit stand, fließen wieder spärlicher. 


Auch im Jemen wurde das ganze Jahr 2011 über protestiert. 
Mehrere Hundert Menschen verloren dabei ihr Leben, die meis- 
ten durch Schüsse von Sicherheitskräften. Ende November 201 | 
erklärte Präsident Ali Abdullah Salih seinen Amtsverzicht und 


kündigte vorgezogene Neuwahlen für Februar 2012 an. Das Kö- 
nigreich Bahrain rief im März Truppen aus Saudi-Arabien und den 
Vereinigten‘ Arabischen Emiraten ins Land, um die Proteste zu 
beenden. Und selbst Saudi-Arabien legte Sozialprogramme auf, 
um sozialen Frieden zu erkaufen. 


Doch längst nicht alle Toten, die es im Zuge der Umbrüche zu 
beklagen gab, gehen auf das Konto der Regime der Region. Zahl- 
reiche TunesierInnen und Migrantinnen aus anderen afrikani- 
schen Ländern nutzten, als die Regierungen Ben Alis und Gadda- 
fis fielen, die günstige Gelegenheit für Fluchtversuche über das 
Mittelmeer nach Europa. Im Februar schickte die EU ihre Grenz- 
schutzschiffe vor die Küsten Nordafrikas, im März folgten die 
Kriegsschiffe der NATO. Die verschärften Maßnahmen zur 
Flüchtlingsabwehr verwandelten das Mittelmeer einmal mehr in 
ein Massengrab. Zahlreiche Flüchtlingsboote erlitten Schiffbruch; 


allein im Jahr 2011 zählt die UN 2.000 Todesopfer an dieser Au- 
Bengrenze Europas. 


Doch nicht nur die MigrantInnen machen sich weiter nach Euro- 
pa auf, auch die Rebellion ist nicht auf die arabischen Länder be- 
schränkt geblieben. Die Revolutionen und Kämpfe von Tunis bis 
Sanaa strahlen weltweit aus. Sie haben eine Welle des Protests 
von Madrid bis Athen, von Tel Aviv bis New York ausgelöst und 
mit den andauernden Versammlungen auf öffentlichen Plätzen 


ein neues Protestmodell geschaffen. Das Jahr 2011| hat vieles in 
Bewegung gebracht. 


Linke Bewegungen und Akteure in Deutschland tun sich noch 
schwer, einen Bezug zu diesen Protesten herzustellen, auch 
wenn es erste Versuche der Kontaktaufnahme gibt. Die Verhält- 
nisse in den nordafrikanischen und arabischen Ländern sind auch 
in der deutschen Linken wenig bekannt; orientalistische Bilder 
und Stereotype über rückständige, religiöse, politisch passive 
„Araber“, die den gesellschaftlichen Diskurs der letzten Jahre 
dominierten, haben Spuren hinterlassen. Das Interesse für diese 
Länder, ihre politischen Traditionen und sozialen Akteure er- 
wacht erst, der Bedarf an Information und Diskussion ist groß. 


Um den Informationsbedarf zu decken und eine Auseinanderset- 
zung mit den Bewegungen in den arabischen Ländern, ihren An- 
liegen, Akteuren und Strategien zu ermöglichen, haben wir uns 
entschlossen, eine Sammlung von Texten aus dem vergangenen 
Jahr und neuen Artikeln herauszugeben. Mit dem Abstand von 
zwölf Monaten wollen wir eine erste Bilanz ziehen, unsere Fra- 
gen an die Umbrüche des Jahres 2011| ordnen, das Gespräch 


über ihre politischen Konsequenzen für eine global orientierte 
Linke eröffnen. 


Auch in der ak-Berichterstattung haben die Länder Nordafrikas 
und der arabischen Halbinsel in den letzten Jahren allenfalls eine 
Nebenrolle gespielt — sieht man vom Israel-Palästina-Konflikt 
und dem Krieg im Irak ab. Die Auseinandersetzung steckt in den 
Kinderschuhen. Man sieht es nicht zuletzt daran, dass wir — von 


zwei Interviews vom Frühjahr 201 | abgesehen - keine Texte von 
AutorInnen aus den beteiligten Ländern im Heft haben. Das ist 
die wohl schmerzlichste Leerstelle in dieser Sammlung. Ebenfalls 
auffällig: Die Auswahl konzentriert sich auf einige wenige Länder, 
zu denen es Kontakte gibt: Tunesien und Ägypten vor allem, au- 
Berdem Libyen, das wegen des lang dauernden Bürgerkrieges im 
Zentrum der Aufmerksamkeit stand. Artikel über Jemen, Bah- 
rain oder Saudi-Arabien suchte man auch in ak vergeblich — wir 
hoffen, dass sich das im neuen Jahr ändern wird. 


Dennoch meinen wir, dass ein Blick in diese Sammlung lohnt. Ge- 
rade die Texte vom Jahresbeginn 2011 vermitteln die Neugier 
auf die Ereignisse, ihre Faszination, sie sind immer noch eine in- 
spirierende Lektüre. Und in den Hintergrundberichten und Ana- 
Iysen ist ein ansehnlicher Informationsschatz versammelt. Zu- 
dem meinen wir, dass es einiges an Gemeinsamkeiten zwischen 
„dort“ und „hier“ zu entdecken gibt - Gemeinsamkeiten, die das 
Bild der ach so fremden AraberInnen gehörig ins Wanken brin- 
gen. Auch darauf deutet das Überspringen der Bewegungen erst 
über das Mittelmeer, dann über den Atlantik. Dahinter stecke 
die Erfahrung, schrieb Raul Zelik im Sommer 20| I, als das Preka- 
riat Europas seine Zelte in den Städten aufschlug, „dass soziale 
und politische Teilhabe auch in Europa uneingelöste Verspre- 


chen sind“. 


Wir hoffen, dass diese Textsammlung zur Auseinandersetzung 
und zum Austausch mit den Bewegungen in den arabischen Län- 
dern einlädt - und ein neues Gespräch darüber befördert, wie in- 


ternationalistische Zusammenarbeit aussehen kann. 


Die Broschüre ist in vier Teile gegliedert: Die Einleitung stellt der 
Textsammlung drei Artikel voran, die, so meinen wir, geeignet 
sind, den Blick auf die weiteren Texte zu schärfen. Abschnitt 
zwei ist dem Rückblick gewidmet. Hier finden sich Interviews mit 
AktivistInnen, Reiseberichte oder Schilderungen von Piakeser! 
eignissen. Diese Artikel sind hauptsächlich Nachdrucke aus ak; 
zudem ist der Abschnitt recht „ägyptenlastig“. Im dritten Teil a 
Hefts haben wir Hintergrundberichte und Analysen aus dem 
letzten Jahr zusammengetragen, im vierten Teil erste Ansätze 
zur Diskussion der Ereignisse und ihrer politischen Bedeutun 

Zum Abschluss stellen wir zwei Initiativen vor, die a 
Solidarität zu organisieren: Das Projekt Adopt a Revolution _ 
ganisiert den Austausch mit und die Unterstützung der lokalen 
Aufstandskomitees in Syrien; die Initiative Boats 4 People or ani 
siert Solidarität und Öffentlichkeit für die Migration ann Se 
meerraum. Beide Projekte verdienen Aufmerksamkeit und Um 


terstützung. 


Wir bedanken uns ganz herzlich bei allen AutorInnen, die Use 
vergangenen Jahr mit Texten versorgt oder neue fr Ai 
Sammlung verfasst haben. Ein besonderer Dank geht auch an di 

Rosa-Luxemburg-Stiftung, die die Herausgabe dieses Heftes ı 
Kooperationsprojekt unterstützt. 2 


Wir freuen uns über Anregungen und Kritik und hoffen, d 
‚ dass die 


Debatte mit eurer Hilfe weitergeht. Viel Spaß bei 
eim L a 
Auf unruhige Zeiten! En 


Die ak-Redaktion 


I. DREI EINLEITUNGEN 


WVas aus der Ferne halbwegs klar erscheint, sieht aus der Nähe oft recht anders aus. Die Parlaments- 


wahlen'in Ägypten haben in Deutschland anerkennende Kommentare über den Weg des Landes zur 


Demokratie ausgelöst. In der Tat könne man von fairen, freien Wahlen sprechen, im Großen und 


"Ganzen. Zwar mischte sich auch Sorge über das gute Abschneiden islamistischer Gruppen in die Be- 
wertungen, doch alles in allem sei das Land auf einem guten Weg. Aber welche Bedeutung haben die 
Wahlen überhaupt? 

In Ägypten selbst sprechen viele Aktive der Revolutionsbewegung inzwischen von einem Militär- 
putsch. Die Aufbruchstimmung sei einem Klima der Angst gewichen, jeden Moment drohten Verhaf- 
tungen, niemand sei mehr sicher vor Repression und Verfolgung. Mitte November und Mitte Dezem- 
ber kam es zu verzweifelten Protesten gegen eine neue Diktatur, mit zahlreichen Toten; für die Zeit 
nach den Wahlen rechnen AktivistInnen mit dem Schlimmsten. Juliane Schumacher hat von März bis 
November 201 lin Kairo gelebt. Im ersten Text, den wir der Broschüre voranstellen, blickt sie auf ein 
kurzes Jahr in Kairo zurück und beschreibt, wie sich die Atmosphäre veränderte, Angst und Unsi- 
cherheit die Oberhand gewannen, bis sie das Land schließlich verließ, traurig, wütend und erleichtert 
zugleich. 

Homogenisierende Darstellungen „der arabischen Welt“ haben im Westen eine lange Tradition. 
Katharina Lenner beschäftigte sich bereits Anfang Februar 201 | mit der Frage, wie orientalistische 
Bilder den Blick auf die Proteste beeinflussen. Ein Beispiel, das sie wählt: die bange Frage in beinah je- 
dem Nachrichtenbeitrag, ob der Protest am Ende nicht „den Islamisten“ nützen werde. Ihr Text er- 
scheint heute, wo die Angst vor islamistischen Wahlsiegen wieder die Berichterstattung beherrscht, 
erschreckend aktuell. Um den Blick zu schärfen, haben wir ihren Text vom letzten Jahr ebenfalls an 
den Anfang der Sammlung gestellt. 

Der dritte Text, den wir zur Einleitung empfehlen, blickt erneut vom Jahresende aus auf die Ereignisse 
zurück. Helmut Dietrich hat im Dezember 201 | „Fünf Fragen an die arabischen Revolutionen“ for- 
muliert. Sein Blick kreist um den gesamten „Unruheherd Mittelmeer“. Die Diskussion über die Ge- 


meinsamkeiten und Unterschiede der Revolten an allen Seiten des Mittelmeers steht an. Auf unruhige 


Zeiten! 


ER SCHLEICHENDE 
PUTSCH 


ÄGYPTEN IM WINTER: EIN LANGER ABSCHIED VON KAIRO 


VON JULIANE SCHUMACHER 


Kurz vor meiner Abreise ging ich früh morgens noch einmal zum 
Tahrir-Platz. Ein kühler Novemberwind strich durch die Straßen, in 
den Pfützen auf der Insel in der Mitte des Platzes schwammen Plas- 
tiktüten, Dosen. Tauben pickten Essensreste auf. Gestalten, in De- 
cken gehüllt, schliefen unter struppigen Büschen, eine Gruppe von 
Straßenmenschen sah misstrauisch herüber. Ich kaufte einen war- 
men Sesamring von einem fliegenden Händler. Die ersten Autos 
zogen hupend über die vielspurigen Straßen. Auf der anderen Seite 
des Platzes, vor dem wuchtigen Verwaltungsgebäude Mogamma, 
hatten sich mehrere Dutzend Polizisten und Militärpolizisten ver- 
sammelt. Als sie mich entdeckten, zückte einer sein Handy und be- 


gann, ohne den Blick von mir abzuwenden, zu sprechen. Rasch 


drehte ich mich um und ging in Richtung Nil davon. 

Kein schöner Abschied von dem Ort, an dem ich so viele besonde- 
re Momente erlebt, solch unglaublich glückliche Gesichter gesehen 
habe, so viel Mut, so viel Stolz, aber auch so viel Angst, Verzweif- 


lung, Wut. Im März bin ich nach Kairo gekommen. Ich wohnte zwei 
tz, ich war immer dort. Kairo im Frühjahr, 


Straßen vom Tahrir-Pla 
mmen, 


das war wie ein Rausch, immer auf der Straße, immer zusa 


niemand schlief, soviel war zu erleben, zu bereden, zu tun. Jede Ak- 


tion, jeder Schritt auf der Straße war Teil einer großen Geschichte, 
Kairos Innenstadt das pulsierende Zentrum der Welt. Die Jugendli- 
chen, die sich in 18 Tagen ihre Würde, ihr Ansehen, ihren Platz in 
der Welt erkämpft hatten, deren Leben die Revolution auf den 
Kopf gestellt hatte. Die Menschen, die bei jeder Großdemonstra- 
tion auf dem Tahrir-Platz Freudentränen weinten, ihre Kinder 


drückten, wieder und wieder die Momente des Triumphes feier- 


ten: Hier zu sein, auf dem Platz zu sein, seine Würde gewonnen zu 


haben. Ägypten, dachten wir, wird das Paradies. 
Kein Jahr liegt zwischen der Aufbruchsstimmung, in der ich ankam, 
und der kalten Starre der Militärdiktatur, ın der ich das Land verließ. 


er reiste ich für zwei Wochen nach Deutschland, zu- 


Im Septemb 
ge vor der 


sammen mit zwei Aktivisten, für eine Rundreise. Zwei Ta 
Abreise hatte ich Geburtstag. Ich wollte, wie ın Kairo üblich, auf ei- 
ner Felukke auf dem Nil feiern, die man für wenig Geld ein oder 


zwei Stunden mieten kann. Die Ereignisse machten mır einen Strich 


durch die Rechnung. 


DER ERSTE SCHOCK VOM 9. SEPTEMBER 
Am Freitag, dem 9. September, fand zum ersten Mal seit Wochen 


eine Demonstration statt. Die Stimmung war angespannt, bis zum 
Tag zuvor war der Tahrır-Platz noch von Soldaten umstellt gewe- 
sen. Im Internet wurde beratschlagt, was passieren sollte, wenn sie 
sich weigern sollten zu gehen. Donnerstagabend auf einmal die 


Meldung: Die Soldaten sind weg! Der Freitag war ein ruhiger, ent- 


spannter Tag. Die Sommerhitze hatte ein wenig nachgelassen, auf 
dem Tahrir kamen einige Zehntausend zusammen, viele junge en 
te, einige Familien. Polizei oder Militär war nirgends zu sehen. A 

frühen Abend verließen erste Gruppen den Platz in Richtun = m 
lischer Botschaft, dort hätten sich mehrere Tausend Körbe rae- 
um gegen die Mauer zu demonstrieren, die das Militär nt Tue, 
rohaus, in dem die Botschaft lag, errichtet hatte. Wir die m Bü- 
Hause. Später kamen ein paar Freunde vorbei. „Macht 0 nach 
her an“, sagte Hamid. „Die stürmen die Botschaft!“ \Wyjr- sch ernse- 
Al-Jazeera ein, saßen fassungslos vor dem Bildschirm _ alteten 
Tausende auf den Panzern der Armee, aus den a a tanzten 
schaft loderte Feuer, schemenhafte Gestalten warfen n 
in den Nachthimmel. „Oh mein Gott‘, sagte eine N 


der Bot- 
Pierfetzen 


schlug die Hände vors Gesicht. „Jetzt ist alles ERENCON undin und 
fen nicht. Die Nacht saßen wir vor dem Computer. h Wir schlie- 
‚ der Fernseher 


lief. Es war sofort klar, dass das ein Wendepunkt we 

Schlag die Nachrichten. Straßenschlachten, drei Tote ar. Schlag auf 
nahmen. Polizei in Alarmzustand versetzt. Am a zahllose Fest- 
sitzung des Parlaments, dann die Meldung: Die Ale Tag: Krisen- 
werden wieder in vollem Umfang eingesetzt. Einäc Standsgesetze 
Nein, ich hatte, anders als viele ägyptische Freundinn ock 
nie getraut. Mehrere enge Freunde von mir Wale bi 
haftet und gefoltert worden, die Erfahrung mit Angst 

desgefahr begleitete uns ständig, schon in der a ‚ Wut und To- 
schen Zeit. Aber damals war die Hoffnung so =. der euphori- 
menhalt der Bewegung, der Stolz auf das Erre ark, de 
Gewicht hatte. Bis August, September war es ni 
es dem Militär gelingen würde, an der Macht 
Mehrheit der Bevölkerung hinter sich zu brin 
hatte noch immer viel Rückhalt. Im Juli hatte es 
te gegeben. Noch einmal triumphierte die Rev 
nahmen Millionen die Straßen ein. 

Der 9. September war der Beginn eines schleiche 
eine Machtdemonstration des Militärs und eine oc. 


N, dem Militär 
m 9: März ver- 


i r Zusam- 
ichte, dass das kein 
cht ausgemacht, ob 
zu bleiben und die 
gen. Die Bewegung 
noch einmal Protes- 
Olution, noch einmal 


n Putsches, 
Pfansage an die 


. R - aus ihr 2: 
sern. Am nächsten Tag zeigte das Staatsfernsehen die m . 
u Igen, ge- 


schlagenen Gesichter der Verhafteten. Geschockt stellt a 
dass auch Sherif darunter war, mit dem wır oft ET Weir Test, 


Bewegung. Fast hundert Leute wurden verhaftet 


auf dem Tahrir-Platz 


unterwegs waren und mit dem wir noch d 
en Nachmitt 
ag verbracht 


ax ahre warer 
Militär gewesen, dort furchtbar gequält worden Seine 2 nn 
j mut, die 


hatten. Sherif, ein ruhiger Pharmaziestudent. Drei] 


Herkunft aus einem einfachen Viertel sah man ihm an.D 
. Das war sein 


Verhängnis. „Warum verhaftet ıhr ıhn und mich nicht?!" hatt 
z ht?! hatte ein 


Freund von ıhm gerufen. „Weil du nicht so aussıehst wie er" 
e er", war 


die Antwort der Soldaten. 


Mein Geburtstag ging unter in einem kurzen Krisentreffen. Der Fem- 
seher lief, alle hatten einen Laptop auf den Knien, riefen Freunde an, 
sahen immer wieder ängstlich zur Tür. In diesem Moment konnten 
wir uns alle vorstellen, dass gleich die Amn el-Dawla, die Staatssi- 
cherheit, die Tür eintreten würde. Wir schliefen in Kleidern, schreck- 
ten bei jedem Geräusch auf. Ich atmete erst auf, als ich im Flugzeug 
saß und wusste, dass ich, zumindest bis die Lage sich wieder beruhigt 
hatte, außerhalb des Landes ein wenig Ruhe schöpfen konnte. 


RÜCKKEHR IN EIN VERSTUMMTES LAND 

Als ich nach zwei Wochen zurückkam, war Ägypten ein anderes 
Land. Die ersten Wochen zogen jede Nacht kleinere Demonstra- 
tionen durch die Innenstadt, immer wieder waren von irgendwo 
Sprechchöre zu hören. Aber die Hoffnung des Frühlings, die Zuver- 
sicht - all das war verflogen. Die Menschen im Viertel redeten über- 
unsichere Zeiten, Überfälle, Raub, Diebstähle. Drei-, viermal am 
Tag schallte der laute, rhythmische Ruf von der Straße herauf: „Ha- 
raaamili, haraaaamii“, ein Dieb, ein Dieb. Zuvor war das höchstens 
alle paar Wochen geschehen. 

Die verzweifelte Auflehnung der ersten Wochen nach dem 9. Sep- 
tember wich einer kalten Starre. Kaum noch Aktionen, die Bewe- 
gung war wie gelähmt, das einzige Zeichen, dass sie noch existierte, 
waren die Graffitis, die die Innenstadt überzogen: gesprühte Kon- 
terfeis der Märtyrer, Slogans gegen das Militär. Kairo sah allmählich 
aus wie Kreuzberg 36. Es war noch immer heiß, doch wir gingen 
nicht mehr oft nach draußen. Wenn, dann nahmen wir ein Taxi an 
der nächsten Straßenkreuzung, fuhren in die Altstadt, wo wir unter 
den TouristInnen nicht so auffielen, in den Azhar-Park über der 
Stadt. Die Innenstadt war voll mit Militär und Zivilpolizisten, mit ein 
wenig Übung waren sie leicht zu erkennen. Wenn wır die Straße 
betraten, folgten uns misstrauische Blicke, manchmal zischten Leu- 
te im Vorbeigehen: „gazuza" — Spionin. Die Propaganda der Militär- 
regierung, die seıt Mai Kampagnen gegen jeden Einfluss von ER 
gestartet hatte und permanent vor Spionen, feindlichen Kräften 
und Unterwanderung warnte, zeigte Wirkung. 

Ein paar Mal gingen wır noch in unser Stammcafe an der Börse, die 
Kellner und Besitzer begrüßten uns herzlich. Kaum hatten wır uns 
gesetzt, setzte sich ein Mann an den Tisch nebenan und hielt sein 
Handy ans Ohr, ohne zu sprechen. Wir tranken rasch aus und gin- 
gen. Als wır das nächste Mal dort waren - eın lauter Abend, die Ti- 
sche waren voll - kam der Besitzer, als wir gingen, hinterher gelau- 
fen. Wir kannten ihn seit langem, während der Revolution hatte er 
Protestierende versteckt, sein Cafe hatte er zu Ehren der Revolutı- 
on „25. Januar" getauft, was ıhm Ärger mit der Polizei einbrachte. 
„Passt auf“, sagte er. „hier gibt es ein paar Leute, die keine guten Sa- 
chen über euch erzählen. Ihr habt oft eine Kamera dabeı, und du 
bist Ausländerin, ihr wisst schon, die Leute sınd misstrauisch ın dıe- 
sen Zeiten ... Aber ihr seid keine Spione, oder? Ich vertraue euch. 
Aber seid vorsichtig." Wir dankten ıhm und gingen. Ins Cafe gingen 
wir danach nıcht mehr. 

Auch von den Freundinnen kamen nur noch wenige dorthin, sie 
trafen sıch ın anderen, weniger bekannten Cafes. Oder gar nıcht 
mehr. Hana, eine meiner engsten Freundinnen, kam nicht mehr ın 
dıe Innenstadt. Sıe wolle niemanden von der Revolution mehr se- 
hen, sagte sıee am Telefon. Sıe wolle damit überhaupt gar nichts 
mehr zu tun haben, sıe konzentriere sıch auf ıhre Arbeit als Lehre- 
rın. Ihren Facebook-Account löschte sıe und legte einen neuen an, 
mıtneuem Namen. „So eın Quatsch”, sagte eın Freund, „die haben 


deıne Daten sowieso schon." 


Übers Internet immer neue Meldungen: Asmaa Mahfuz vorgeladen 
für einen Eintrag auf Twitter. JournalistInnen vorgeladen wegen kri- 
tischer Berichterstattung über das Militär. Wurden die Drohungen, 
die Verhaftungen immer mehr, oder kam mir das nur so vor? War 
ich zu misstrauisch? 


DER ZWEITE SCHOCK: DAS MASSAKER VON MASPIRO 

Dann kam Maspiro. Ich glaube, von Europa aus war nicht nachzu- 
vollziehen, was diese Nacht für die Bewegung in Ägypten bedeute- 
te. Die Schüsse, die Panik, die zahllosen Toten, Panzer, die Jagd auf 
Demonstranten machten. Vor allem aber: die Propaganda im 
Staatsfernsehen, die die Muslime aufrief, auf die Straße zu gehen, 
„ihr Militär" gegen angeblich christliche Extremisten zu unterstüt- 
zen. 27 Menschen starben, zahllose wurden verletzt. Das Massaker 
von Maspiro, von der internationalen Presse fast ignoriert, brannte 
sich tief ins Gedächtnis der Revolutionsbewegung. Es bestätigte die 
Befürchtungen, die alle so fatalistisch verdrängten: Die Wahlen 
werden nichts ändern. Das Militär wird nicht gehen. Es wird nicht 
besser werden. Mehr Gewalt, mehr Repression, neue Zusammen- 
stöße. Die Revolution ist noch längst nicht gewonnen. Und wenn 
sie weitergeht, wird sie blutig sein, viel blutiger, als es die ersten 18 
Tage des spontanen Aufstands waren. 

Vor den Wahlen solltest du gehen, sagten Freunde. Die Wahlen, 
das war das Schreckgespenst der Bewegung. Die Wahlen verband 
man in Ägypten aus Erfahrung mit Schüssen, Einschüchterung, mit 
Gewalt in den Straßen. Ganz anders in Europa: „Ich komme dich 


besuchen‘, sagten mir Freunde aus Deutschland. „Es ist bestimmt 


spannend, die Wahlen mitzubekommen. Es war eine absurde Si- 


tuation: Während Freunde anriefen und begeistert verkündeten, 
sie wollten auch bald Ägypten besuchen und sich die Revolution 
ansehen, diskutierten wir, wann es Zeit war, das Land zu verlassen. 

Wann ist es Zeit zu gehen? Die Frage lässt sich nicht einfach beant- 
worten. Gefahr ist ein subjektives Gefühl. Sind wir mit den Nerven 
einfach fertig, sehen wir die Situation schlimmer, als ist sie ist? Brau- 
chen wir nur etwas Ruhe? Oder ist umgekehrt der Punkt schon 
längst überschritten, ist es tollkühn, weiter im Land zu bleiben und 
über das Militär zu recherchieren, wenn andere genau deshalb ver- 
haftet werden? Ist es sinnloser Nervenkitzel? Oder Stolz? Hilft es 
der Bewegung überhaupt, wenn ich in Kairo bin? Oder schade ich 


damit mehr als ich nütze, wie manche meiner FreundInnen mein- 


ten, weıl es angesichts der Propaganda der Regierung jede Demon- 
stration ın Misskredit bringt, wenn Ausländerlnnen teilnehmen, weil 
Ihre Anwesenheit die Vorwürfe, die Bewegung werde „vom Aus- 
land gesteuert“, „vom Westen unterstützt", nur bestätigt? Aber 
darf man sich, selbst wenn das zutrifft, dieser 
Propaganda einfach fügen? 


nationalıstischen 


WANN IST ES ZEIT, DAS LAND ZU VERLASSEN? 

Das Einzige, worin wır uns sıcher waren: Es wird Zusammenstöße 
geben. Die Protestbewegung wırd sich die Revolution nicht ohne 
Kampf nehmen lassen, und das Militär wird versuchen, diese ein für 
allemal auszuschalten, sobald es sıch sicher genug fühlt. 

Mitte November verließ ıch das Land. Drei Tage später brachen die 
Kämpfe offen aus: Schüsse, Steine, Nervengas. Ein wütender, blutı- 
ger Aufstand mit dutzenden Toten. Wieder saß ıch Tage und 
Nächte vor dem Computer, ıch telefonıerte und chattete mit 
Freundinnen. ıch schrieb, berichtet, diskutierte. Manchmal hatte ıch 
furchtbares Heimweh nach Kairo, Wehmut, dıesen erneuten Auf 


stand nıcht mitzubekommen. Und zugleich zunehmend Erleıchte 


rung: Ich kann mehr tun von hier. Freier Arbeiten, Schreiben und 
Recherchieren ohne Angst. 

Dann eine Woche Waffenstillstand, die erste Runde der Wahlen. 
Danach greift das Militär erneut an. Im Internet sehe ich furchtbare 
Szenen, Bilder von Protestierenden, die auf offener Straße totge- 
schlagen werden. Frauen werden die Kleider vom Leib gerissen. Ich 
lese Berichte über grausame Folterungen der Verhafteten. Die 
Letzten, die noch auf ein Einlenken des Militärs gehofft haben, spre- 
chen offen von einer Militärdiktatur. Ahmed, ein Freund, der selbst 
im Militärdienst war, der es als das „härteste Jahr seines Lebens“ be- 
zeichnete, aber immer irgendwie stolz darauf war, schreibt auf Fa- 
cebook: „Ich schäme mich. Ich schäme mich, Teil dieser Armee 
gewesen zu sein. Eine Schande. Nieder mit dem Militärrat!" 


Viele der Freundinnen sind verletzt, fast alle entschlossen weiterzu- 
machen, auf welche Weise auch immer. Niemand aus der Bewe- 
gung hatte erwartet, dass es schnell gehen würde. „Die Revolution 
hat gerade erst begonnen“, sagten sie mir wieder und wieder. 
„Wir haben noch einen langen Weg vor uns", sagt auch ein Freund, 
den ich interviewe, während Krieg auf dem Tahrir-Platz herrscht 
und Kairos Innenstadt im Chaos versinkt. „Wir haben noch nicht 
gewonnen, wir haben noch nicht verloren. Aber was immer Pas- 
siert, das war es wert, alles.“ Und er fügt hinzu: „Jetzt brauchen wir 
die Solidarität von jedem einzelnen, weltweit. Die Stimme der Re- 
volution soll überall zu hören sein.“ 


Berlin, 18. Dezember 201 [ 


BILDER 
EINER REVOLUTION 


BELIEBTE NARRATIVE UND IHR UNTERSCHWELLIGER 
ORIENTALISMUS 


VON KATHARINA LENNER 


Die Menschen gehen auf die Straße. In Tunesien, Ägypten, dem Jemen. Lange für unüberwindlich gehaltene politische Verhältnisse kom- 
men in Bewegung. In die Sympathie und Solidarität gegenüber diesen Revolten mischen sich aber allzu oft orientalistische Bilder von der 


„arabischen Welt“. 


„Al-sha'b jurid iskat al-nizaam!“ — „Das Volk will den Sturz des Sys- 
tems!" Dieser Slogan dominiert die Proteste in Ägypten. Er zeigt 
die Entschlossenheit von Millionen von Demonstrierenden. Trotz 
massiver Repression, subtiler Drohungen, Kompromissangeboten 
und dem Drängen auf eine Rückkehr zum Alltag eignen sie sich wei- 
terhin die öffentlichen Plätze an und fordern ihre Rechte, ihre Wür- 
de und grundlegende politische und ökonomische Veränderungen. 
In den Protesten rund um den Tahrir-Platz scheinen eine Kollektivi- 
tät und Kreativität auf, die eigentlich nicht mit dem Bild zusammen- 
passen, das sich über Politik in der arabischen Welt etabliert hat; so 
fest verwurzelt sind die Vorstellungen von der arabischen oder 
muslimischen Unfähigkeit zum progressiven politischen Denken 
und Handeln, ganz zu schweigen von politischer Ironie. 

Bei aller Begeisterung über die Massivität der politischen Revolten 
dieser Tage sind Spuren davon in vielen Argumentationslinien über 
die Proteste sichtbar. Nicht nur das oft geäußerte wohlwollende 
Erstaunen darüber, wie artikuliert und organisiert diese AgypterIn- 
nen doch sind, erinnert daran, dass die Norm in so vielen westli- 
chen Köpfen bis vor Kurzem noch eine ganz andere war - und dass 


sie unterschwellig präsent bleibt. 


DIE ANGST VOR DEN „ISLAMISTEN“ IST ZU PAUSCHAL 

Ganz besonders kommt das ın der momentan so oft formulierten 
Sorge zum Vorschein, dass „die Islamisten” dıe Macht übernehmen 
könnten, wenn Mubarak (zu schnell) geht. Ahnlıches wurde auch ın 
Bezug auf Tunesien ımmer wieder angeführt. Dahinter stecken la- 
tente Vorstellungen davon, dass islamisch orientierte BAIEENE 
Kräfte etwas Bedrohliches an sıch haben, dass Islam Autoritätshö- 
rigkeit mit sıch bringt und Emanzipation verhindert und dass sieh 
diese Kräfte durchsetzen werden, wenn der Prozess nıcht kräftig 
gesteuert wird. . 
Dieses Denken hat eine lange Geschichte, ın der „der Orient oder 
„der Islam‘ als das Andere Europas festgeschrieben und damit dıe 
eigene Fortschrittlichkeit, Aufgeklärtheit, Säkularıtät La behauptet 
werden konnte. Doch „Islam an sıch” kann nıcht der Referenzpunkt 
für eın Nachdenken über dıe gegenwärtigen politischen Ereignisse 
und Strategien ıslamischer Kräfte sein: Deren Unterschiedlichkeit 
innerhalb und zwischen verschiedenen arabischen Ländern zeigt 
das Gegenteil. 


Schon ımmer waren politische Gruppierungen, dıe sıch ın arabı- 


schen Staaten auf den Islam berufen haben, in ihrer politischen 
Stoßrichtung sehr heterogen. Klar ist, dass dominante Islaminter- 
pretationen in vielen arabischen Staaten derzeit relativ konservativ 
ausgerichtet und oft relativ eng mit den - nominell säkularen — Re- 
gimen verbunden sind. Die Strömungen reichen aber von solchen 
Kräften über feministische Gruppen, die sich um eine Reinterpreta- 
tion des Koran bemühen, um sich von patriarchalen Traditionen zu 
befreien, bis hin zu radikalen Gruppierungen, die mit Gewalt die je- 
weils Herrschenden beseitigen und einen islamischen Staat 
errichten wollen — und vielen anderen dazwischen. 

In Ägypten sieht es momentan danach aus, als stünden konservati- 
ve Interpretationen nicht sehr hoch im Kurs. Auch scheinen islami- 
sche Referenzen in den politischen Kämpfen nicht einmal beson- 
ders präsent. In den letzten Jahren haben sich dort gerade junge 
Generationen den Islam als individuelle Moral wieder angeeignet — 
nicht zuletzt als explizite Ablehnung konservativer Interpretatio- 
nen, wie sie von der alten Garde der Muslimbrüder und auch durch 
das Mubarak-Regime vertreten wurden. 

In den Protesten zeigt sich nun, Islam hin oder her, dass damit of- 
fenbar ein breit geteiltes Bedürfnis nach gesellschaftlichen und poli- 
tischen Veränderungen verbunden ist. Interessant ist auch, dass so- 
gar die mitprotestierenden Muslimbrüder sich momentan eher den 
Slogans der anderen DemonstrantiInnen und Ihren Forderungen 


nach Selbstbestimmung und einer zivilen Regierung anp 
umgekehrt. 


assen als 


Die Angst, die derzeit von westlichen Medien und PolitikerInnen 
wie auch den alten und neuen Vertreterinnen der korrupten Regi- 
me vor einer möglichen Machtübernahme „der Islamisten" ge- 
schürt wırd, scheint daher sehr pauschal. Islamisch orientierte 
Kräfte, vor allem die Muslimbrüder, sind gesellschaftlich gut veran- 
kert. In Ägypten z.B. werden sie im Zuge einer Übergangsregıe- 
rung sıcher eine Rolle spielen - aber was das für ihre zukünftige 
politische Strategien bedeutet, ıst momentan nıcht wirklich abzu- 
sehen. 

Ein Indikator dafür: Als sıch der Vizepräsident Omar Suleıman mit 
Vertreterinnen eıner Fraktion der Muslimbrüder traf, um über eıne 
Übergangsregierung zu verhandeln, gıngen das Jugendkomitee und 
der Frauenflügel der Bruderschaft explizit auf Distanz dazu. Beide 
lehnten gemeinsam mıt anderen Protestierenden der Bewegung 6 


April jegliche Verhandlungen vor einem Rücktritt Mubaraks ent 


schieden ab. Hier wird sichtbar, dass auch innerhalb der Muslimbrü- 
der um politische Ausrichtungen und Strategien gerungen wird. 
Ihre Politikformen lassen sich nicht auf das „Islamische“ im Namen 
der Gruppierung reduzieren. 

Bliebe man dabei stehen, würde man nur orientalistische Diskurse 
perpetuieren, in denen immer schon klar ist, dass „der Andere“ ein- 
deutig different ist und in seiner Differenz verharrt. Wie Slavoj 
Zizek in einem beeindruckenden Al-Jazeera-Gespräch mit dem 
schweizerischen Intellektuellen Tarig Ramadan bemerkte: In den 
ägyptischen Protesten scheinen universalistische Forderungen nach 
Freiheit, Würde und ökonomischer Gerechtigkeit auf, die das gan- 
ze Gerede um Differenz und die Präferenz von Araberinnen oder 
Muslimen für autoritäre Machthaber lächerlich erscheinen lassen. 
Nehmen wir uns also den Raum, um zu beobachten, wie mit oder 
ohne Islam um eine emanzipatorische Neubestimmung ägyptischer 
Politik gerungen wird und welche Positionierungen sich dabei 
durchsetzen. 


NICHT NUR EINE REVOLTE DER „WESTLICHEN“ GENERATIONEN 
Auch das Bild, dass es sich hier um eine Facebook- oder Twitter- 
Revolution handelt, muss kritisch überprüft werden. Mobilisierun- 
gen über soziale Netzwerke haben sowohl in Ägypten als auch in 
Tunesien zweifellos eine wichtige Rolle gespielt: In Tunesien wur- 
den Bilder von Protesten, Informationen über die internationale 
Presse sowie Termine und Treffpunkte über Plattformen wie na- 
waat.org ausgetauscht. In Ägypten trug nicht zuletzt ein über Face- 
book lancierter Videoblog der Aktivistin Asmaa Mahfouz dazu bei, 
am 25. Januar zehntausende ÄgypterInnen auf die Straße zu brin- 
gen. 

In der Fokussierung der Proteste auf das Web 2.0 schwingt aller- 
dings auch eine Vorstellung mit, nach der sich hier eine neue Ge- 
neration entwickelt, die sich von den „anderen“ Tunesierinnen 
oder ÄgypterInnen unterscheidet; die gebildet, globalisiert, Inter- 
net-affin und insofern „uns“ irgendwie ähnlich ist. Dabei wird be- 
sonders stark auf ein Medium abgehoben, das sich vom Westen 
aus ausgebreitet hat. So kann ein eigentlich kolonialer Gedanke 
(„guter Wandel" kommt aus dem Westen) implizit wieder Bestäti- 
gung finden. 
Besonders in der Berichterstattung über Tunesien schien es zeit- 
weise so, als würden hier ausschließlich säkulare, studierte Men- 
schen protestieren. Dass es sich hier um eine Gesellschaft handelt, 
die zu 98 Prozent aus Muslimen besteht (wie auch immer es um 
ihre Gläubigkeit bestellt ist), trat dabei völlig in den Hintergrund. 
Die Mobilisierungen werden zwar in der Tat von einer jungen Ge- 
neration getragen, die in vielen arabischen Staaten einen hohen 
Prozentsatz der Bevölkerung ausmacht, aber in Tunesien wie Agyp- 
ten zeigt sich, wie stark sich auch andere Bevölkerungsteile beteili- 
gen - kleine LadenbesitzerInnen, Arbeiterinnen, Slumbewohnerln- 
nen und viele andere. 

Die Mobilisierungen haben auch nicht erst vor ein paar Wochen 
und nicht nur im Internet begonnen. In Ägypten liegt eın wichtiger 
Keim der Proteste in der Bewegung 6. April. Sie hat sich 2008 als 
Zusammenschluss von Arbeiterinnen in Fabriken und Kleinwerk- 
stätten mit InternetaktivistInnen zur Unterstützung eines Streiks ın 
der Industriestadt Mahalla gegründet und seitdem zahlreiche Pro- 
teste getragen und Debatten initiiert. Viele ägyptische AktıvistInnen 
haben zudem festgestellt, dass gerade das Abschalten des Internets 
durch die Regierenden die Proteste Ende Januar nochmals massıv 


verstärkt hat. Danach konnte man nicht mehr nur passiv teilneh- 
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men, sondern musste wohl oder übel auf die Straße gehen, um zu 
sehen, was passiert. 

Schließlich ignoriert das Facebook-Narrativ auch, dass es in der ara- 
bischen Welt eigene revolutionäre Geschichten und Traditionen 
gibt. Sie spielen in dem momentanen Aufbegehren eine große Rol- 
le. Die Lieder und Slogans, die auf dem Tahrir-Platz derzeit den 
sonstigen Autolärm ersetzen, zitieren große arabische DichterIn- 
nen, SängerlInnen oder Aussprüche des Propheten Mohammed, 
die von Freiheit, Selbstbestimmung und dem Kampf gegen unge- 
rechte Herrschaft erzählen. Sie beziehen sich auf frühere politische 
Umwälzungen, was z.B. in der Besetzung und symbolischen Neu- 
aufladung des Tahrir-Platzes sichtbar wird, der aufgrund de 
ägyptischen politischen Revolutionen 1919 und 1952 „Platz der 
Befreiung“ heißt. 

Ein letztes dominantes Bild sollte noch erwähnt werden: die An- 
nahme, dass es einen Dominoeffekt, d.h. eine Ausbreitung des mas- 
siven Aufbegehrens auf den Rest der Region geben wird. Zu einem 
solchen Eindruck trägt z.B. die Berichterstattung von Al-Jazeera bei. 
In ihr erscheint gerade jeder Protest in einem arabischen Land als 
logische Fortführung von Tunesien und Ägypten. Auch aus interna- 
tionalistischer Solidarität heraus wird diese Perspektive stark ge- 
macht. Allerdings steht dahinter die problematische Annahme, dass 
es sich bei „dem Nahen Osten“/der arabischen Welt o.ä. um eine 
relativ homogene Einheit handelt, so dass sich Entwicklungen in 
einem Land dann auch im Rest der Region widerspiegeln werden. 
Zweifellos gibt es in vielen arabischen Staaten vergleichbare Miss- 
stände: steigende Lebensmittelpreise, die mittlerweile nicht mehr 
nur die Armen, sondern breite Teile der Bevölkerungen betreffen: 
hohe Arbeits- und Perspektivlosigkeit gerade von Studierenden 
und Uniyersitäisabsalventinnen sowie die Unterdrückung freier 
politischer Meinungsäußerung, vor allem der Kritik der jeweiligen 
Machthaber und ihrer Praktiken. 

Im Zuge der verstärkten neoliberalen Ausrichtung staatlicher Ent- 
wicklungsstrategien sowie der massiven persönlichen Bereicherung 
der herrschenden Autokratinnen und ihrer engsten Verbündeten 
ist in vielen Staaten der alte Sozialvertrag erodiert und unglaubwür- 
dig geworden. Er beruhte vor allem auf Beschäftigung im öffentli- 
chen Sektor, Subventionen von zentralen Konsumgütern, hohen 
Importzöllen und geringer direkter Besteuerung. Der relative 
Wohlstand, der dadurch für jeweils wichtige gesellschaftliche Kräfte 
ermöglicht wurde, bildete in Verbindung mit politischer Repression 
vielerorts eine Grundlage für politische Desartikulation oder die 
Unterstützung autoritärer Staatsformen. 

Natürlich inspirieren die tunesischen und ägyptischen Proteste, in 
denen sich ökonomische und politische Frustrationen und Forde- 
rungen verbinden, auch politische Bewegungen in anderen arabi- 
schen Staaten. Dabei wird die Drohung, Ägypten könne sich bald 
auch im eigenen Land wiederfinden, als Verstärker eigener Forde- 
rungen eingesetzt. Auch reagieren die Herrschenden durchaus 
ähnlich - schnell schnüren sıe noch ein Subventionspaket, erhöhen 
die Gehälter für Militärs und Beschäftigte im öffentlichen Sektor 
oder versprechen gar die Aufhebung des politischen Ausnahmezu- 
stands, um Dominoeffekten möglichst vorzubeugen. 

Was hierbei gerne als einheitliche Region gefasst wird, ist aber tat- 
sächlich äußerst heterogen. Es gıbt historisch gewachsene Unter- 
schiede zwischen „Subregionen" wie Maghreb, Mashrek oder den 
Golfstaaten. Die jeweiligen Bevölkerungen nehmen sıe auch als 
solche wahr, und sıe wirken als unsichtbare Grenzen für eine 


simple Übertragung von Protesiformen und anliegen. Zudem gibt 


es innerhalb dieser Subeinheiten starke Unterschiede in Bezug 
auf die sozio-ökonomische und politische Dynamik, die die Ge- 
schichte der jeweiligen Länder geprägt hat. Dies verkompliziert die 
Annahme, dass sich der Aufbruch und die Bewegung, die Tunesien 
und Ägypten und teils auch den Jemen ergriffen hat, einfach 
fortsetzt. 


VERSCHIEDENE LÄNDER, DIVERSE GESCHICHTEN 

Ein kurzer Blick auf Jordanien, das immer wieder als einer der 
nächsten Kandidaten für den kommenden Aufstand gehandelt 
wird, soll das verdeutlichen: Die Bevölkerung besteht hier zu etwa 
gleich großen Teilen aus JordanierInnen palästinensischer Herkunft 
und Transjordanierinnen, die schon vor dem arabisch-israelischen 
Krieg 1948 im heutigen Jordanien lebten. Seit den 1950er Jahren, in 
denen gruppenübergreifende politische Bewegungen fast die Mon- 
archie zu Fall gebracht hätten, wird diese ethnisierende Spaltungsli- 
nie politisch genährt. 

Seit Jahrzehnten wird z.B. den palästinensischen JordanierInnen 
über institutionelle Mechanismen, die ihre angemessene Repräsen- 
tation verhindern, vermittelt, dass politische Institutionen in Jorda- 
nien primär für die TransjordanierInnen da sind. Das führt dazu, 
dass sich viele palästinensische JordanierInnen primär in Bezug auf 
Palästina und regionale Konflikte politisch organisieren und ihre 
Haltung gegenüber dem jordanischen politischen System von 
großem Zynismus geprägt ist. 

Gleichzeitig verwendet die Monarchie viel Energie darauf, verschie- 
dene Bevölkerungsgruppen politisch auseinanderzuhalten und ihre 
Anliegen getrennt zu verhandeln. Dies wird gestützt durch die In- 
szenierung des Königs als neutraler Schiedsrichter, der das Land als 
Patron für die einzelnen Bevölkerungsteile zusammenhält und über 
dem Regierungsalltag steht. Obwohl de facto Regierungen und Par- 
lament nur eine geringe Relevanz haben und Politik vom König und 
dessen politischen Beraterlnnen gesteuert wird, hat sich dieses Bild 
recht erfolgreich in die Köpfe eingegraben. 

Im Krisenfall wird wie aktuell die Regierung geopfert und eine Re- 
formoffensive angekündigt. Dieses Schauspiel vollzieht sich in sehr 
regelmäßigen Abständen. Es ist kein Krisenindikator größeren Aus- 
maßes. 

Teils sind JordanierInnen von der Schiedsrichterrolle des Königs 
und seinem guten Willen überzeugt, teils wird auch Kritik an der 
Monarchie geäußert. Normalerweise geschieht das aber nur ım in- 
formellen Rahmen. Zwar wird momentan auch öffentlich über die 
Rolle des Königshauses diskutiert - z.B. wurde die Königin Ranıa ın 
einer Erklärung von 32 prominenten TransjordanıerInnen mıt Laıla 
Trabelsi, der Frau von Ben Ali, verglichen und ıhr luxuriöser Le- 
bensstil sowie ihre politische und ökonomische Macht angepran- 
gert. Aber spätestens wenn sich Statements dieser Art öffentlich 
stärker verbreiten sollten, werden dıe Gesetze, dıe dıe Majestäts- 
beleidigung und die Verletzung des „nationalen Wohls“ unter 
Strafe stellen, wohl wieder in Erinnerung gerufen und aktıvıert. 
Vor diesem Hintergrund kanalısıert sıch dıe sozıo-ökonomische 
Misere, die auch ın Jordanıen sehr präsent ıst, bisher weniger ın 
massiven Protesten gegen das System. Sıe spiegelt sıch vielmehr ın 


einem ethnisıerten antı-palästinensischen Diskurs oder ın einer 


Zunahme von Gewalt zwischen verschiedenen transjordanıschen 


Großfamilıen. 


NICHT WIEDER DEN ALTEN ORIENTALISMEN AUFZUSITZEN 

In den letzten Wochen hat es mehrere Demonstrationen gegeben. 
Sie waren aber sehr viel kleiner als in Ägypten und Tunesien. Im 
Gegensatz zu den Protesten in Ägypten, in denen sich ein Zusam- 
menschluss von verschiedenen gesellschaftlichen Kräften, neuen 
und alten sozialen Bewegungen zeigt, haben diese Proteste kaum 
neue, kollektive und gruppenübergreifende Formen hervorge- 
bracht. AktivistInnen betonen außerdem, dass es in Jordanien nicht 
um eine Übertragung des ägyptischen Modells gehen kann, und for- 
dern einen Politik-, nicht aber einen Personalwechsel an der Spitze. 

Auch in anderen arabischen Staaten bleiben größere Proteste bis- 
lang entweder aus (z.B. in Syrien oder Marokko) oder sind durch 
die politische Eigendynamik des Landes geprägt. In Algerien z.B. 
mündeten eine ähnliche sozio-ökonomische Situation wie heute 
und daraus hervorgehende soziale und politische Unruhen 1988 in 
einen zehnjährigen Bürgerkrieg, der Hunderttausende das Leben 
kostete. Dies trägt dazu bei, dass in den Demonstrationen, die nach 
einer längeren Ruhephase nun wieder Fahrt aufnehmen, weniger 
offensiv nach dem Rücktritt des autokratischen Herrschers Boute- 
flika oder einem Ende des Systems verlangt wird, sondern eher 
konkreten Veränderungen wie der Aufhebung des Ausnahmezu- 
stands, der seit 1992 gilt. 

In Palästina sorgte in den letzten Wochen vor allem die Veröffentli- 
chung vertraulicher Protokolle aus den israelisch-palästinensischen 
Verhandlungen für große Aufregung. Die darin deutlich werdende 
große Verhandlungsbereitschaft der Autonomiebehörde führte zu 
heftigen politischen Auseinandersetzungen. Zwar gibt es auch Dis- 
kussionen über die Ereignisse in Tunesien und Ägypten, aber bei 
den Protesten, selbst wenn sie als Solidaritätsdemonstrationen an- 
gekündigt sind, stehen dieses Thema sowie die israelische Besat- 
zung und der anhaltende Siedlungsbau stark im Vordergrund. 

Im Libanon wiederum ist es vor allem der Konflikt um die Veröf- 
fentlichung des UN-Berichts über die Ermordung des ehemaligen 
Ministerpräsidenten Rafig Al-Hariri, die im Januar zum Sturz der Re- 
gierung geführt hat und nun dafür sorgt, dass die rivalisierenden po- 
litischen Blöcke auf die Straße gehen. Die Bezugnahme auf Tune- 
sien und Ägypten ist hier eher gering — vielleicht, weil das Bild „Un- 
terdrückte gegen autoritäres Regime“ angesichts der vielschichti- 
gen ethnisierten politischen Spaltungslinien, die auch die libanesi- 
schen Staatsapparate durchziehen, und des Nichtvorhandenseins 
eines solchen autoritären Herrschers hier einfach wenig Resonanz- 
boden hat. 

Das politische Erwachen ın Ägypten, Tunesien und anderswo sorgt 
also ın vielen arabischen Staaten für neue Debatten und Dyna- 
miken. Die Ereignisse werden aber in die eigene politische Ge- 
schichte und etablierte Strukturen Integriert und übersetzt. Wie 
viel Energie und Umwälzungskraft aus den vorgelebten Bewegun- 
gen hervorgeht, wird die Geschichte zeigen. Sie werden aber nicht 
einfach eine Ausbreitung darstellen — dazu sind die politischen 
Kontexte doch zu verschieden. Es lohnt sich, genauer hinzusehen, 
um diese Dynamik zu verstehen, und sıch immer wieder kritisch mit 
den homogenisierenden Bildern auseinanderzusetzen, die unsere 
Vorstellungen von Politik ın der arabischen Welt prägen, um nıcht 


den alten Orıentalısmen aufzusitzen. 


aus: ak 558 vom 18.2.201 | 
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FÜNF FRAGEN ZUR 
ARABELLION 


ÜBER DIE NEUE POLITISCHE KRAFT DER ARMEN, 
DIE UNRUHEN AM MITTELMEER UND DEN 
KOSMOPOLITISMUS DER STRASSE 


VON HELMUT DIETRICH 


Mit den Aufständen, die am |7. Dezember 2010 im entlegenen tu- 
nesischen Städtchen Sidi Bouzid begonnen haben, brechen die Ar- 
men in die Geschichte der arabischen Länder ein. Erklärtes Ziel: so- 
ziale Gerechtigkeit (,„Würde“ und der „Fall des Systems‘). Anders 
als bei dem antikolonialistischen Kampf vor einem halben Jahrhun- 
dert treten die Armen nicht als Fußvolk aufsteigender Eliten in den 
Kampf. Anders als beim algerischen Aufstand 1988 handelt es sich 
um eine transnationale Erhebung. Anders als bei den Brotrevolten 
der 1980er Jahre gibt es keine verhandelbare Einzelforderung, son- 
dern eine allgemeine soziale Mobilisierung. Die erste Frage, die hier 
erörtert werden soll, lautet: Woher nehmen die Armen plötzlich 
diese Kraft? 

Häufig wird die Bedeutung der neuen Medien — Faceboo 
Satellitensender — für die Ausbreitung der arabischen Aufstände 
hervorgehoben. Die transnationale Dimension erschließt sich aber 
vor allem, wenn man die gewachsene Mobilität der Menschen un- 
tersucht. Vor allem die jungen Menschen reisen und migrieren in- 
nerhalb des Maghreb und vom Maghreb in die Golfstaaten sowie 


von Ägypten nach Libyen in einem Ausmaß, dass eine regionale In- 
n hinweg entsteht. Die 


k, Internet, 


tegration von unten über die Landesgrenze 
jungen Unzufriedenen sammeln sich aber nicht unter den alten 
Bannern des Panarabismus und des Panislamismus. Wenn man die 
Migration Richtung Südeuropa hinzunimmt, ergibt sich ein zusam- 
menhängender Unruhe-Teppich rund ums Mittelmeer, der bislang 
nur die Türkei und den Libanon ausspart. 

In den offenen Kämpfen kommt es aber nicht zur Vermis 
MigrantInnen kämpfen nicht an sichtbarer Stelle mit; es gibt keine 
reisenden Revolutionsbrigaden und keinen „Revolutionsexport”. 
Eher könnte man von einer Ansteckung oder einer Gleichzeitigkeit 
sprechen. Die Wut und Freude der DemonstrantiInnen und Rebel- 
lierenden erscheint an jedem neuen Ort als genuin neu, und nur am 


Rande sind in Rabat, Amman, Madrid oder Athen Pappschilder mıt 
„place Tahrir“ oder 


chung: Die 


den transferierten Schlüsselworten „degage!" 
mit Fahnen Tunesiens und Ägyptens zu finden. An zweiter Stelle 
wird nach der Zirkulation der Erfahrungen zu fragen sein. 

Bis März 201 | waren diese Aufstände außerordentlich erfolgreich. 
In Tunesien und Ägypten gelang es, die Autokraten ın die Flucht zu 
schlagen und die herrschenden oligarchischen Institutionen ın eine 
schwere Krise zu stürzen. Über Tausende Kilometer breitete sıch 
ein ähnliches kollektives Handlungsmuster aus: Polızeistationen, 
Gerichte und Rathäuser wurden aus Straßenversammlungen her- 


aus angezündet, wilde Streiks brachen aus, Zwangsräumungen 


wurden von spontanen Protestaufläufen gestoppt, der ungeneh- 
migte ambulante EUER SDNARRE weitete sich in den Städten aus. 
Alle AraRIachER Regime erhöhten vorsorglich die Löhne loyalitäts- 
wichtiger Berufsgruppen und die Subventionen für Grundnah- 
rungsmittel. 

Ab März/April 201 | fingen die Großmächte an, die Krise zu inter- 
nationalisieren. Unter US-Anleitung begann in Tunesien und Ägyp- 
ten der sogenannte geordnete Übergang, der die Politik von der 
Straße wieder in die Paläste verlagerte. Die Oppositionsparteien 
wurden EINBBERBEN und ihre Distanz zu den Armen ausgenutzt 
Diese Phase geriet in Tunesien wie in Ägypten zu her Zeit mw 
brutalen BERN gegen die anhaltenden Aufstandsbewesun 
gen. In Ägypten ist mit einer „zweiten Welle" des Protests seit \ s 
18. November die Legitimationskrise der Militärdiktatur si in 
geworden. In Tunesien findet mit den Wahlen (23, Oktob i 
zur verfassungsgebenden Versammlung der ee 2 ) 
gang“ allmählich seinen Abschluss. Bei diesen Wahlen ma . = 
Nichtwähler!nnen fast 50 Prozent aus: hinzuzurechnen ei ie 
Prozent derjenigen, die bewusst weiße Wahlscheine er die I5 
Damit zeigt sich, dass sich die alt-neuen Eliten in Äg R gaben. 
nesien nur auf einen begrenzten Konsens sen . en und Tu- 
blieben die Wirtschaft wie auch die Strukturen der Han Zxar 
des Militärs sowie der Medien im Wesentlichen ü olizei und 
aber das Tor zu einer anhaltenden sozialen Unruhe N. 
ßen. Die Aufstände haben einen Kampfzyklus an hi zaste- 
schen Peripherie eröffnet und werden ein regionales he en 
provozieren. Die dritte Frage lautet: Worauf stützen Pe egime 
Eliten? ie neuen 
In anderen Ländern, in denen die Aufständischen keinen hagli 
Sieg erringen konnten, erprobten die USA, die EU und r - “ 
staaten andere Wege: In Libyen, wo Gaddafi den Aufstand . i = 
sierte, forcierte die NATO diese Entwicklung, indem wi ie it 


arlı- 


rikanisch-französisch-britischem Kommando und unter Bet .. 
" Beteiligung 


Katars ın den libyschen Krieg eintrat. Der gesellschaftliche Aufbruch 
E n 

kam zum Erliegen. In Bahrain fielen saudische Truppen und Militär- 

einheiten der Vereinigten Arabischen Emirate ein und schlugen den 


Aufstand nieder. Im Jemen und in Syrien scheiterten alle Versuche 


einer revolutionären Erhebung. Seit über einem halben Jahr ıst die 


Welt Zeuge, wıe die untergehenden Regime Jemens und Syriens 


Scharfschützen und Panzer gegen Demonstrantinnen und pauschal 


gegen die Zivilbevölkerung einsetzen. 
970er Jahren 


Im Unterschied zu den 


[@ rn N -9en 
ın Chile, Argentinien, Brasilien blicken die meis 


ten linksgerichteten Gruppen und Parteien, Gewerkschaften und 
Menschenrechtsgruppen aus aller Welt stumm auf diese Massaker. 
Mit den arabischen Revolten sind dem EU-Grenzregime seine 
Wachhunde abhanden gekommen, konstatierten im Frühjahr 201 | 
mit großer Freude flüchtlingssolidarische Gruppen. Seit 2003 wa- 
ren die nordafrikanischen Regime dazu übergegangen, die unge- 
nehmigte Ausreise polizeilich und strafrechtlich zu verfolgen. Sie 
protestierten nicht dagegen, dass die EU ihren BürgerInnen 
Visa-Hindernisse in den Weg legte und das Mittelmeer in ein Labor 
der Flüchtlingsabwehr verwandelte. An vierter Stelle ist nach den 
Zielen der südlichen EU-Politik zu fragen. 

2011| stürzen nicht nur Ben Ali, Mubarak und Gaddafi, sondern 
auch Papandreou, Berlusconi und Zapatero, wenn auch in unter- 
schiedlichen Kontexten. Während die beiden ersten von den Auf- 
ständen hinweggefegt wurden, wurden Papandreou und Berlusconi 
von den Großmächten abgesetzt. Die EU droht an ihrer Südgrenze 
zu scheitern: Jenseits der Grenze geht das Konzept des arabischen 
Hinterhofs nicht auf, diesseits der Grenze misslingt die Integration 
der europäischen Mittelmeerländer. Es zeichnet sich ein autori- 
tär-rassistisches Kerneuropa ab, das sich mit einem südeuropä- 
ischen Protektoratsgürtel umgibt. Südeuropa wird verarmen: es soll 
zur Pufferzone angesichts der arabischen Welt im Umbruch wer- 
den. Oder aber, ganz anders: Getrieben von den Erhebungen im 
Süden, entsteht ein neues euromediterranes Projekt, das sich der 
Freizügigkeit und einer sozial gerechten Zukunft verschreibt. 
Fünftens ist zu fragen, ob die sozialen Unruhen rund ums Mittel- 
meer Gemeinsamkeiten aufweisen. 


1. WOHER NEHMEN DIE ARMEN IN DEN ARABISCHEN LÄNDERN 
PLÖTZLICH DIESE KRAFT? 

Nach dem Sturz Ben Alis kam es zu einem raschen Bedeutungs- 
wandel zahlreicher Begriffe, die sich auf die arabische und muslimi- 
sche Welt beziehen. Die „arabische Straße" galt zuvor als Inbegriff 
der Trägheit, Schicksalsgläubigkeit und populären Dummheit. Jetzt 
sieht man hier das Handlungszentrum im Kampf für Freiheit und 
Gerechtigkeit. 

Man sollte diesen neuen Begriff der „arabischen Straße‘ abgrenzen 
von dem im Westen geläufigen Modell der Sozialbewegung. In den 
Metropolen galt es als ausgemacht, dass eine Gruppenbildung über 
außeralltägliche Treffen erfolgt, die dann eine wachsende soziale 
Resonanz finden. Aus festen Versammlungsterminen entstünden 
Delegiertensysteme und Suppenküchen, gewerkschaftliche Kerne 
und Diskussionsgruppen etc. In den arabischen Ländern waren In- 
itiativen dieser Art verboten und wurden schon im Ansatz verhin- 
dert. Der gewendete Begriff der „arabischen Straße" erlaubt 
hingegen, den Ursprung der Aufstände direkt ın dıe Alltagspraktı- 


ken zu verlegen. 
Der Soziologe Asef Bayat, der über ein Jahrzehnt ın Kairo gelebt 
hat, nennt das Muster, das aus dem Alltag der Armen herrührt, 


„quiet Encroachment“ (stilles Vordringen): Erst zapfen nur wenige 
eitungen an, eın erster ungenehmigter Straßenmarkt 
wird jeden Morgen im Viertel aufgebaut, dıe ersten leerstehenden 
Wohnungen werden besetzt. Nach und nach sıckern die Armen ın 
ichen Raum ein. Sie unterminieren die öffentliche Ord- 


die Strom 


den öffent 
nung durch ıhre massıve Präsenz auf den ınnerstädtischen Plätzen, 
vor den Werkstoren und Einkaufszentren - bis der Punkt erreicht 
ıst, dass die staatlichen Repressionskräfte zurückschlagen. In dem 
das 
Aktıon, der Aufstand beginnt. (|) 


Moment formıert sich „Non-Movement" zur kollektiven 


In Tunesien waren es die jungen Leute aus dem seit jeher vernach- 
lässigten Landesinneren, die die Aufstandsbewegung mehrmals 
nach Tunis trugen. Sie fuhren einfach los und wurden, als sie in der 
Altstadt von Tunis ankamen, von den AnwohnerInnen mit Essen, 
Decken und allem Nötigen über Tage und Wochen versorgt. Die- 
se Mobilisierung erhielt den Namen Kasbah-l. Als sie, zusammen 
mit den Armen der Hauptstadt, zum Sturz der Übergangskabinette 
aufriefen, kamen Hunderttausende, und die Regierungen fielen. 
Kasbah-Il und Kasbah-Ill - so wurden die folgenden Belagerungen 
genannt — wurden ab Frühjahr 2011| zerschlagen. Gleichzeitig be- 
gann die Polizei, den informellen Handel aus den Straßen der In- 
nenstadt Tunis zurückzudrängen. Ab Sommer 201 | ist die Innen- 
stadt für ambulante Straßenhändler und herumziehende arme Ju- 
gendliche gefährlich geworden: Grundlos verhaftet, droht ihnen 
Folter und der zwangsweise Einzug direkt zum Militär. JournalistIn- 
nen, die protestierende Versammlungen in der Innenstadt zu doku- 
mentieren versuchen, werden bis ins Innere der Redaktionsstuben 
verfolgt. Internationale Menschenrechtsorganisationen nehmen 
seit Sommer 201 | scharf gegen die anhaltenden Menschenrechts- 
verletzungen in Tunesien Stellung. Die Straßen- und Werksblocka- 
den, die Streiks und Straßenversammlungen gehen allerdings im 
ganzen Lande weiter. 


2. GIBT ES EINE ZIRKULATION DER ERFAHRUNGEN? 
JournalistInnen waren sich schnell einig: Eine Facebook-Revolution 
sei im Gange. Nur durch die IT- und Telefon-gestützten Kommuni- 
kationsmittel hätten sich die arabischen Revolutionen so schnell 
ausbreiten können. In der Tat spricht viel für die wachsende Bedeu- 
tung der neuen Technologien. Als die Polizei Sidi Bouzid angriff, in 
der der Aufstand entstanden war, erfuhren das die Leute in den 
Nachbarstädten Thala und Kasserine und stürmten ihrerseits Poli- 
zeiwachen und Rathäuser. Als sich daraufhin die Polizeitruppen 
nach Thala und Kasserine wandten, begehrte Sidi Bouzid erneut 
auf. 

Ein anderes Beispiel: Als die tunesische Polizei den Rıng um den 
Aufstand im Landesinneren schloss, machte sich ungefähr ein Dut- 
zend junger BloggerInnen aus Tunis dorthin auf, sammelte Fotos 
und Kurzfilme, schmuggelte sie aus der Umzingelung hinaus und 
stellte sie ins Internet. Der Satellitensender Al-Jazeera übernahm 
zeitweise dıe Funktion eines Offenen Kanals für Tunesien und 
Ägypten, während die dortigen TV-Sender bis heute in der Hand 
der Oligarchien sınd. 

Auch die Rolle der arbeitslosen HochschulabsolventInnen wurde 
mit der „Facebook-Revolution' in Verbindung gebracht: Sie sind es, 
die kreativ mit den neuen Technologien umgehen und sıch am be- 
sten ın den transnationalen Netzen bewegen können. Doch sind 
gegenüber den technikfixierten Verallgemeinerungen Zweifel an- 
gebracht. Auch ın früheren Umbruchsituationen waren technische 
Mittel wichtig, ob Tonkassetten, Fotokopien oder Zeitungen. Aber 
entscheidend sınd die direkten zwischenmenschlichen Kontakte: Im 
gemeinsamen Handeln schlüpfen dıe AktıvistInnen aus ihren Rollen, 
verändern sıch und geben ıhr neues Wissen weiter. Damit gelangt 
man wıeder zur „arabischen Straße" und deren dichten persönlı 
chen Begegnungsnetzen. Wenn man den wichtigsten Erfahrungs- 
austausch da verortet, wırd man den Ausbruch von Demonstratio 
nen und Aufständen über Tausende Kılometer hinweg kaum als 


Ergebnis der Absıchten von AktıvistInnen erklären können. 
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3. WORAUF STÜTZEN SICH DIE NEUEN ELITEN? 

Die Armen Tunesiens haben sich keine Repräsentanz im neuen po- 
litischen System aufgebaut. Es gab keine Partei, die mit einem stich- 
haltigen Sozialprogramm aufgewartet hätte — außer der populisti- 
schen, operettenhaften EI Aridha el Shaabia (Volksbegehren für 
Freiheit, Gerechtigkeit und Entwicklung) des Exiltunesiers Hechmi 
Hamdi, die im rebellischen Landesinneren zur stärksten Partei 
wurde. 

Auch die Reichen und Mächtigen verfügen, das zeigt das Wahler- 
gebnis des 23. Oktober, über keine eigenen mächtigen Parteien. 
Ennahda, Kongress für die Republik und Ettakatol, die drei Parteien, 
die in der verfassunggebenden Versammlung die Regierungskoaliti- 
on bilden, sind jeweils Sammelbecken für unterschiedliche soziale 
und ideologische Strömungen. Ihr wichtigstes Merkmal ist nicht, 
wie von Europa aus betont, ob sie islamistisch oder laizistisch orien- 
tiert sind, sonder dass sie allesamt unter Ben Ali auf das Schärfste 
verfolgt wurden und nun politisch liberale mit wirtschaftsliberalen 
Konzepten zu verbinden suchen. Seit Sommer 2011| treten sie ge- 
genüber den offenen Konflikten im Lande als Ordnungsparteien 
auf, allerdings in klarer Abgrenzung zum Innenministerium, der poli- 
tischen Polizei und den polizeilichen Folterzentren. „Von der Stra- 
Be nach Hause!" oder „An die Arbeit!" — das sind ihre Refrains. Sie 
signalisieren den Resten des Ancien Regimes: Wenn jene sich ruhig 
verhalten, werden die Verantwortlichen für Folter und Repression 
nicht zur Rechenschaft gezogen und die Eigentumsverhältnisse 
nicht angetastet (abgesehen von dem beschlagnahmten Riesenver- 


mögen der Autokraten). 
Bislang ist nicht klar, wie die staatstragende Gewerkschaft der 


Union Generale Tunisienne du Travail (UGTT) in das Regierungs- 
system eingebunden werden soll. Im tunesischen Landesinneren 
waren es Einzelne aus der UGTT-Basis, vor allem Grundschullehre- 
rinnen, die die Armen im Aufstand unterstützten und die Nachricht 
davon nach Tunis weitergaben. Sie bezahlten diese wie auch schon 
frühere Kämpfe mit Haft und Folter. Die lokalen UGTT-Leitungen 
hatten hingegen den Kurs des Outsourcings aus den Staatsbetrie- 
ben unter Ben Ali unterstützt und kräftig davon profitiert. Die 
UGTT-Gewerkschaftsleitung in Tunis stärkte Ben Ali den Rücken 
und versuchte, die aufmüpfigen Basisgruppen zu disziplinieren. Bis 
heute hat es die Gewerkschaftsbasis nicht geschafft, ihre kompro- 
mittierte Leitung zu stürzen. 

Die ideologische Klammer der älteren UGTT-Generationen bildet 
ein Konglomerat aus einem sich links-antiimperialistisch verstehen- 
den Panarabismus, einem tunesischen fortschrittsgläubigen Natio- 
nalismus und einem Säkularismus, wie ihn die französischen Sozia- 
listInnen und KommunistInnen vertreten. Auch wenn einzelne Ba- 
sis-GewerkschafterInnen vor Ort Beträchtliches an Unterstützung 
geleistet haben, sollte man sich vor Augen halten, dass die rebellie- 
renden Jugendlichen mit diesen Institutionen nichts zu tun haben. 
UGTT-Ideologie und -Organisation sagen ihnen nichts. Ihnen fehlt 
die UGTT-Taktik, und das haben viele von ihnen mit dem Tod auf 
der Straße bezahlt - aber dafür haben sie tatsächlich den Sieg ım 


Laufe von wenigen Wochen errungen. 


4. WIE HAT DIE EU AUF DIE AUFSTÄNDE REAGIERT? 

Erst als Ben Ali und Mubarak gestürzt waren, konnten sıch die 
EU-Länder zu Begrüßungsgesten gegenüber den neuen Über- 
gangsregierungen durchringen. Schließlich war es die EU gewesen, 
die mit ihrer Sicherheitsdoktrin und ihrer südlichen Nachbar- 
schaftspolitik seıt 2003 den „Rıng von Freunden“ (so der offizielle 
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Begriff aus Brüssel) an der EU-Südgrenze massiv und systematisch 
gestützt hatte. 

Ende November 201 | ließ die EU-Grenzschutzagentur Frontex 
verlauten, dass der „arabische Frühling“ zur Verdoppelung der ille- 
galen Einreisen in den Mittelmeerländern und zum Anstieg um 50 
Prozent bei der Verhaftung von Tunesierlnnen geführt habe. Die 
Zahlen stimmen nicht, sie geben einen falschen Eindruck. Richtig ist 
hingegen, dass die arabischen Revolten das Selbstbewusstsein der 
Boat-People gestärkt haben. 

Mit dem Zusammenbruch der nordafrikanischen Regime sind der 
EU ihre Partner Tunesien und Libyen abhanden gekommen, die sie 
mit viel Geld und Know-How gefördert hatte. Seit 2003 ist doku- 
mentiert, dass zwischen 20.000 und 70.000 Menschen jährlich aus 
Libyen Richtung Süden deportiert wurden. Viele kamen in der 
Wüste um. Vor allem in Libyen wurden Lager in Abschiebeknäste 
umfunktioniert — mit italienischem Geld und EU-Mitteln. 

Am 1|2. September 2010 wurde das italienische Fischerschiff ‚Arie- 
te‘ von einem libyschen Patrouillenboot über drei Stunden gejagt 
und mit Maschinengewehren beschossen. Die Kabine des Steuer- 
manns durchschlugen 50 Kugeln. Es stellte sich heraus, dass es sich 
um eines der sechs Jagdboote handelte, das die italienische Regie- 
rung Gaddafi nach dem Freundschaftsvertrag von 2008 geliefert 
hatte, dass sechs Polizisten der italienischen Guardia Finanza mit in 
dem libyschen Boot saßen und dass schon öfter im „Kanal von Sizi- 
lien“ geschossen wurde, nur zumeist auf die Boote von Flüchtlin- 
gen. Die „Ariete“ hatte früher mehrfach schiffbrüchige Boat-People 
an Bord genommen, die Besatzung hatte dafür sogar 2 
Auszeichnung des UN Flüchtlingshilfswerks UNHCR erhalten 
Noch im Oktober 2010 schloss die EU mit Präsident Gaddafi eh 
„Vereinbarung über technische Hilfe und Kooperation" ee e 
te 50 Millionen Euro für libysche Fahndung nach Boat-People 7 
Kurz danach bestellte die libysche Regierung een = 
im Wert von 20 Millionen Euro in Europa. Weder die en 
kommissarin Cecilia Malmström noch der für Europäische . 
barschaftspolitik zuständige Kommissar Stefan Füle, die diese " M 
einbarung in Tripolis abgeschlossen hatten, gerieten nach d = 
Sturz Gaddafis in die Kritik. 2 
Nach Beginn der arabischen Revolten nahmen sich die tunesisch 
Jugendlichen vor allem in den südlichen Hafenstädten und ver en 
desinneren das Recht der Ausreise. Im Rückblick fällt auf, da - 
gesamten Nordafrika in den letzten zwei Jahren dns ie 
„Harraga“ (Bootsflüchtlinge) allmählich aus der öffentlichen T n 
zone herausgerückt ist. Es gibt mehr Lieder, Filme und Bücher h Mi 
In Tunesien, Algerien und Marokko kommt es zu Denanstrefionen 
von Angehörigen verschwundener Boat-People. Und die en 
chenden probieren neue Techniken aus. Wenn sie mit einem & ir 
zend Booten gleichzeitig starten, entkommt wahrscheinlich en 
Hälfte der Boote einer küstenpolizeilichen Entdeckung. In Nord er 
ka und in Italien entstehen karitative Nothilfe-Stellen, die Se Hi 
telefon-Rettungsrufe von Schiffsbrüchigen annehmen und an st z 
liche Stellen weiterleiten, damit gezielte Hilfsaktionen möglich e : 
den. Angehörige in Europa übernehmen die Arbeit der En 
waltlichen Absicherung noch während der Rettung. en 
knastaufstände von Lampedusa bis Turin erschütterten das anze 
Jahr 201 | die Festungsarchitektur Italiens. In Parıs besetzten nr 
sche Lampedusa-Flüchtlinge ein Anwesen (in der Rue Bartaaris 36) 
das sıch in Eigentum der tunesischen Botschaft befand ne 
entdeckten dort das bislang größte tunesische Parteı | 


. Polizei- und 
Geheimdienst-Auslandsarchıv 


Die EU reagiert mit Härte. Seit dem 20. Februar 201 | läuft im 
süditalienischen Meer die Überwachungs- und Fahndungsaktion 
„Hermes“ der EU-Grenzschutzagentur Frontex. Seit dem 19. 
März 201 | blockiert die NATO vor der libyschen Küste lückenlos 
den Schiffsverkehr. Die großen Schiffskatastrophen, die im Laufe 
des Jahres in der Meerenge zwischen Italien, Malta, Tunesien und 
Libyen passieren, ereignen sich unter den Augen der Militärs. Es 
gilt inzwischen als gesichert, dass seit mindestens 2008 Kriegs- 
und Frontexschiffe sowie -hubschrauber schiffbrüchige Boat-Peo- 
ple bis in ihren Tod fahndungstechnisch begleitet haben, ohne le- 
bensrettende Hilfe zu leisten. Es liegen präzise Beschreibungen 
vor, wie sich während der NATO-Blockade Hubschrauber bei- 
spielsweise bis auf wenige Meter einem herumtreibenden Schiff 
mit Motorschaden genähert haben, Kekse abwarfen und abdreh- 
ten. Über 60 Menschen starben. Das ist die neue Situation, in der 
große Gerichtsprozesse vorbereitet werden, wie auch die Kam- 
pagne Boats 4 People (www.boats4people.org). 

Insgesamt starben im Laufe des Jahres 201 | laut UN-Angaben in 
dieser überschaubaren Meeresregion 2.000 Personen, zur Hälfte 
afrikanische Bürgerkriegsflüchtlinge aus Libyen, zur Hälfte tunesi- 
sche Harraga. 3.380 TunesierInnen wurden laut tunesischem Kon- 
sulat in Palermo zwischen dem 28. April und 14. November aus Ita- 
lien nach Tunesien abgeschoben, 13.000 legalisiert, und 7.000 sind 
registriert, aber ohne Papiere untergetaucht. 

Wichtige Instanzen der EU-Staaten sehen trotz aller Lippenbe- 
kenntnisse die arabischen Revolten als Bedrohung an. Noch deut- 
licher wird das, wenn man die bundesdeutsche Politik der Waf- 
fenexporte einbezieht: Anfang Juli 2011 hat der Bundessicher- 
heitsrat Medienangaben zufolge dem Export von Waffen nach 
Saudi-Arabien und Algerien zugestimmt. Dabei handele es sich um 
Rüstungs- und Sicherheitsprojekte in Algerien in Höhe von zehn 
Milliarden Euro sowie um zweihundert Leopard Il-Panzer, die für 
Saudi-Arabien gebaut werden sollen. Im Oktober 2011| forderte 
die Bundesregierung der EU-Kommission auf zu empfehlen, die mi- 


litärische Aufrüstung der „stabilen“ Regime in der arabischen Welt 
zu forcieren. 


5. HABEN DIE UNRUHEN RUND UMS MITTELMEER 
GEMEINSAMKEITEN? 

Eine Antwort auf diese Frage kann allenfalls angerissen werden; 
eine Diskussionen über die Verhältnisse, die offenbar reif waren für 
massenhafte subjektive Umbrüche, steht noch aus. Fest steht: Es 
gibt keine übergreifenden Parteien oder Organisationen und auch 
keine migratorischen Schmelztiegel rund ums Mittelmeer. Manche 
Ähnlichkeiten, wie das Primat der mündlichen Kultur, sind eher his- 
torisch als durch eine organisierte Gemeinsamkeit sozialer Institu- 
tionen zu erklären. Nationalistische Aufhetzungen gegeneinander 
wurden öfter eingeübt; 2009 provozierten die Regierungen fast 
einen „Fußballkrieg“ zwischen Algerien und Ägypten. 

Aber es gibt eine Fähigkeit, miteinander zu kommunizieren, vis-ä-vis, 
über alle religiösen, stadtteil-, alters- und gendertypischen Trennlinien 
hinweg. Diese Kommunikation ist keine planerische. Man verabredet 
sich nicht zu Terminen in femer Zukunft, sondern lotet die Gemein- 
samkeiten im Augenblick aus. Das ist der Sinn des Herumstehens und 
des Herumsitzens, des Besuchs des Souks und des Kaffeehauses oder 
der Nachbarschaft. Das Zeithaben zählt. Asef Bayat nennt das den 
„Kosmopolitismus“ der Straße. Angesichts der wochen- und monate- 
langen Versammlungen in den großstädtischen Mittelpunkten, von 
den Plätzen Tahrir, Puerta del Sol bis Syntagma, wirkt diese wiederer- 
fundene Fähigkeit wie der Schlüssel zu einer globalen Kritik: Global 
nicht als geografische Vernetzung von AktivistInnen, sondem als um- 
fassender Neubeginn. 


ANMERKUNG: 
I Asef Bayat: Life as Politics. How Ordinary People Change the Middle East. 
Das Buch wird im Frühjahr 2012 unter dem Titel „Leben als Politik. Wie ganz 


normale Leute den Nahen Osten verändern“ im Verlag Assoziation A er- 
scheinen. 
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II. RÜCKBLICK 


Als im'Dezember 2010 die tunesische Stadt Sidi Bouzid den Aufstand gegen sozialen Ausschluss und 
politische Unterdrückung probte, ahnte niemand, was dieser Protest auslösen würde. Auf den folgen- 
den Seiten blicken wir auf die Ereignisse des letzten Jahres zurück. Im Mittelpunkt steht Ägypten, auf 
das sich die Aufmerksamkeit der Interessierten zumindest in Deutschland schnell konzentrierte. Wir 
beginnen mit zwei Interviews: eines mit der Politikwissenschaftlerin Hoda Salah und eines mit dem 
ägyptischen Aktivisten Hassan Saber. Sie vermitteln ein wenig von der Aufbruchstimmung der ersten 
Wochen der Revolution. Es folgen Beiträge von Pedram Shahyar und Juliane Schumacher, die beide 
kurz nach Beginn der Proteste nach Ägypten gereist sind. 

Auch über Libyen wurde heftig diskutiert — seit Beginn des NATO-Einsatzes stand jedoch vor allem 
die Frage im Raum, ob die Unterstützung eines Aufstands durch westliches Militär gerechtfertigt sei. 
Die ak-Redaktion sprach sich seinerzeit klar gegen den Einsatz aus. Hannah Wettig ist eine der weni- 
gen deutschsprachigen JournalistInnen, die Libyen auch vor dem Sieg der Rebellen besuchten. Ihr Ur- 
teil über den NATO-Einsatz fällt positiver aus — vor allem aber bietet ihr Bericht Eindrücke aus dem 
Land im Umbruch. 

Auch über die Revolution in Tunesien berichtete ak im vergangenen Jahr immer wieder. Doch vieles 
findet sich auch in den Hintergrundtexten wieder — weshalb wir keinen Tunesien-Artikel in den 
Rückblick aufgenommen haben. Über Jemen, Bahrain, Marokko oder Saudi-Arabien war in ak leider 


nichts zu lesen, und auch die Informationen aus und über Syrien flossen nur spärlich. Ein Erlebnisbe- 


“ richt über den Beginn der Proteste in Damaskus bildet den Abschluss unseres Rückblicks. Ein 


syrischer Theaterregisseur hat ihn anonym publiziert. 


DIE REVOLTE 
ERSCHÜTTERT DIE 
GESCHLECHTERORDNUNG 


DIE FEMINISTIN HODA SALAH ÜBER DIE ROLLE 
DER FRAUEN IM ÄGYPTISCHEN AUFSTAND 


INTERVIEW: INGO STÜTZLE 


Auf dem Tahrir-Platz in Ägyptens Hauptstadt Kairo wird nicht nur protestiert, sondern diskutiert, gefeiert und ein neues Ägypten ein- 
geübt. Die Revolte stellt nicht nur die politische Herrschaft, sondern auch die Geschlechterordnung in Frage. Über den subversiven 


Alltag ägyptischer Jugendlicher, die Relevanz der Geschlechterfrage und ein anderes Ägypten sprach ak mit Hoda Salah, Politikwissen- 


schaftlerin an der Universität Frankfurt am Main. 


ak: Hast du angesichts der turbulenten Zeiten und tiefgreifenden 
Veränderungen überhaupt Lust, über Geschlechterverhältnisse 
in Ägypten zu sprechen? 

Hoda Salah: Die Geschlechterfrage ist sehr wichtig. Die Geschichte 
zeigt: Frauen sind immer in sozialen Bewegungen, Widerstand und 
Revolutionen aktiv. Das war im Kampf gegen Kolonialherrschaft so 
— auch in Ägypten. Auch bei der Unabhängigkeitsbewegung Alge- 
riens nahmen Frauen eine tragende Rolle ein. Gleiches gilt für die 
Revolten von 1968 und die Umbrüche 1989. Nur: Wo waren die 
Frauen danach? Warum sind sie von wichtigen und wirkungsvollen 
Positionen ausgeschlossen? 

Ähnlich sieht es jetzt in Ägypten aus. Derzeit ist die Stimmung sehr 
euphorisch. Männer und Frauen kämpfen gemeinsam gegen ein 
despotisches Regime. Die wichtige Frage ist aber, was danach pas- 
siert. Werden die Frauen verantwortliche Positionen innehaben 
und weiterkämpfen, oder arbeiten sie danach nur als soziale Basis 
für die Bewegung? Genau das ist in der Geschichte immer wieder 
passiert. Ich wünsche mir, dass die Frauen sich dessen bewusst sind 
und auch nach dem Umsturz selbstbewusst auftreten und Wider- 
stand leisten — auch gegen ihre jetzigen PartnerInnen. 


Wie nachhaltig wird die Veränderung sein? 

Ich hoffe, dass die Frauen ihre Emanzipation weiter vorantreiben. 
Die Voraussetzungen dafür sind gegeben. Der Diskurs um Frauen- 
rechte und Menscherechte ist global, und das ist auch der gegen- 
wärtige Diskurs, der die Revolte trägt. Frauenrechte gehören zur 
Agenda. 


Gibt es schon organisierte Strukturen, auf die Frauen in dieser 
Frage zurückgreifen können? 

Nein. Es gibt spontane Strukturen, aber nichts, was über die jetzige 
Situation hinausweist. Wir reden hier über ein Ereignis, das erst ein 
paar Wochen alt ist. Was sind drei Wochen für Ägypten, das zu- 
dem Jahrzehnte autoritär regiert wurde? Bisher gibt es keine eigen- 


ständigen Frauenstrukturen - soweit ich weiß. Im Vordergrund 
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steht der gemeinsame Kampf, das Mubarak-Regierung zu stürzen. 
In diesem Kampf spielen Geschlechterfragen kaum eine Rolle. Al- 
lerdings gibt es in Ägypten eine alte Tradition der Frauenbewegung, 
die seit 20 Jahren entstanden ist und zahlreiche NGOs hat. 


Heißt das, dass sich hinsichtlich der Geschlechterfrage nichts be- 
wegt? 

In den letzten Jahren war die Situation für die Frauen schwierig in 
Ägypten. Die Gesellschaft ist sehr konservativ geworden und von 
einer Kultur der männlichen Anmache geprägt. Die Straßen gehör- 
ten den Männern, Frauen waren massiver sexueller Belästigung 
ausgesetzt. Das ändert sich derzeit. Freunde berichten mir, dass es 
auf dem Tahrir-Platz, wo so viele Menschen gedrängt und dicht 
über viele Tage zusammen sind, keine sexuelle Belästigung gibt. 
Das konnte ich kaum glauben. Selbst die Männer scheinen sich in 
dieser euphorischen Phase zu verändern. Das sagt noch nichts da- 
rüber aus, was noch geschehen kann. Aber was derzeit auf dem 
Tahrir-Platz passiert, ist irre. Dort übernachten Männer und Frauen 
nebeneinander auf engstem Raum. Hier flackert auch eine tiefgrei- 
fende Veränderung in den Geschlechterverhältnissen auf. In einem 
Land, in dem „Ehre“ und „Tugendhaftigkeit‘ eine große Rolle spie- 
len, Frauen keine Freunde haben sollen, Sexualität tabuisiert ist, 
übernachten und diskutieren plötzlich junge Menschen gemeinsam 
auf dem Tahrir-Platz - unter den Augen ihrer Eltern, die das sogar 
unterstützen. Das war vor wenigen Wochen noch unvorstellbar. 


Gibt es denn eine geschlechtliche Arbeitsteilung in der jetzigen 
Revolte, bei den Demonstrationen und auf dem Tahrir-Platz? 

Ich habe die Tage einen Anruf von einer Schweizer Journalistin be- 
kommen: Sie habe ein Bild gesehen, auf welchem Frauen die Straße 
sauber machen. Für sie ein Beweis dafür, dass Frauen mal wieder 
die Basisarbeit machen und Männer die großen Reden schwingen. 
Ich habe sie gebeten, mir das Bild zu zeigen. Und was war zu sehen? 
Es waren mehr Männer als Frauen auf dem Bild zu sehen, die die 
Straße sauber gemacht haben. Es herrschen vorgefertigte Bilder in 


den Köpfen vor - auch und besonders bei Linken, die immer noch 
die arabische Frau als Opfer ihrer Religion und Tradition sehen. Es 
ist deshalb wichtig, den eigenen Blick zu reflektieren. Männer ma- 
chen die Straße sauber und bringen das Essen. Das ist derzeit die 
Realität auf dem Tahrir-Platz. Das ist ein wunderschöner Moment, 
und ich hoffe das bleibt so. 


Sind gut situierte und gebildete junge Menschen die soziale Basis 
des Protests? 

Am Anfang war der Protest in jedem Fall von der Mittelschicht ge- 
tragen. Es waren vor allem Studenten, ähnlich wie 1968. Inzwischen 
sieht es anders aus. Alle Schichten der Gesellschaft bis hin zu den 
ärmsten Ägyptern, die nicht in Häusern, sondern in Hütten leben, 
haben sich der Jugendbewegung angeschlossen. Es ist eine Massen- 
bewegung geworden: die Arbeiterinnen drohen mit Generalstreik. 
Der Jugend kommt vor allem die Aufgabe zu, ein säkulares Ägypten 
zu etablieren. Sie haben die Nase voll von autoritären Verhältnis- 
sen, nicht nur vom Staat, sondern auch von der Familie, bis hin zu 
den tradierten Vorstellungen über die Beziehungen zwischen Mann 
und Frau. 


Macht es Sinn, in Analogien zu denken? Tariq Ali verglich den jet- 
zigen Umbruch mit 1848, Linke kommen mit 1968, und konser- 
vative Kräfte bemühen 1989. 

Natürlich machen Vergleiche Sinn. Sicher gibt es auch andere Re- 
ferenzen. In Lateinamerika, Südafrika und jetzt Nordafrika gab und 
gibt es auch einen Demokratisierungsprozess. 1968 gab es in ge- 
wisser Weise ja auch in Ägypten - nicht in der Form wie in den 
USA oder westeuropäischen Ländern, aber als Rebellion gegen 
den Despoten Nasser. Die Bewegung erfasste auch die Musik- und 
Kunstszene. Viele ägyptische Filme handeln von der Selbstbestim- 
mung der Frau, die Musik war stark von den Beatles geprägt. Es gab 
zwar keine sexuelle Revolution, aber zum Beispiel veränderte sich 


die Kleiderordnung grundlegend. Meine Großmutter und Mutter 
trugen Männerröcke. Damals sprach man auch nicht von der 


„Ehre“ der Frau. Religiosität war damals nicht mit Kleidern verbun- 
den, wie jetzt. Ägypten ist in den letzten Jahrzehnten viel konserva- 
tiver geworden als es noch Ende der |960er- war. 


Gibt es einen Zusammenhang zwischen dieser Entwicklung und 
dem neoliberalen Weg seit dem Machtantritt Mubaraks? 

Ja. ich glaube schon. Mit Mubarak und dem neoliberalen Kurs ab den 
1980er Jahren hat sich viel verändert. Nassers Staatssozialismus löste 
sich auf, Arbeiterrechte wurden abgebaut und Lebensverhältnisse 
haben sich verschlechtert. Viele Menschen wurden arbeitslos. 
Gleichzeitig wurde die islamistische Bewegung stärker. Vor allem die- 
se forcierte den Konservatismus. Diese Islamisierung der arabischen 
Welt wurde auch durch „den Westen“ gefördert. Die islamfeindli- 
che Stimmung und die Geste, viele Menschen aus dem arabischen 
Raum nur als Muslime wahrzunehmen, haben auch dazu geführt, 
dass viele zu Muslimen geworden sind. Aber auch diese Identitätsbil- 
dung wird deızeit erschüttert. Auch viele Ägypter haben vor dem 
Erstarken des Islamismus Angst - auch ıch. Ich bin ausgewandert, 
weil ıch vor den gesellschaftlichen Strukturen und der traditionellen 
Enge geflohen bin. Wenn die Muslimbrüder einflussreich werden, 


wird Ägypten wieder ein unerträglicher Staat werden 


Die Jugend sehnt sich nach Freiheit. Das dürfte der Muslimbrü- 
derschaft nicht gerade in die Hände spielen ... 

Vor etwa 20 Jahren war ein Kopftuch ein Zeichen für „Tugendhaf- 
tigkeit". Inzwischen ist dem nicht mehr so. 80 Prozent der Frauen 
tragen Kopftuch — selbst die Prostituierten auf dem Straßenstrich. 
Das Kopftuch hat seinen sozialen Sinn verloren. Unter der gesell- 
schaftlichen Oberfläche hat sich viel bewegt und verändert. 

Vor ein paar Jahren hatte ich auf den Mokattam, einem Berg in Kai- 
ro, eine erhellende Erfahrung. Über den Dächern Kairos schmusten 
junge Pärchen - mit Kopftuch. Die rigide Sexualmoral wurde in den 
letzten Jahren systematisch unterlaufen. Die Jugendlichen haben 
sich Spielräume eröffnet. Das hat auch meine wissenschaftliche Ar- 
beit bestätigt. Jugendliche haben Sex vor der Ehe, auch One- 
Night-Stands. Und das Interessante ist: Sie begründen es mit dem 
Islam. Wenn sich zwei Jugendliche lieben wollen, dann heiraten sie 
für zwei Stunden oder einige Monate. Danach lassen sie sich wie- 
der scheiden, keiner erfährt davon. Die derzeitige Revolte ist auch 
ein Ausdruck dafür, dass die Jugend von dieser Strategie und der 
Doppelmoral der Gesellschaft mit ihrer Vorstellung über Frauen 
und Sexualität die Nase voll hat. 


Ähnliches war auch 1968 der Fall - vor dem offenen und politi- 
schen Ausbruch. 

Das ist interessant. Ich habe zwar nicht gewusst, dass 2011| eine 
derartige Rebellion stattfinden würde, für mich war aber offensicht- 
lich, dass die angesprochene Entfaltung und Veränderung der Se- 
xualität unter Jugendlichen etwas Ungeheuerliches und Subversives 
darstellt. Mein letztes Forschungsvorhaben hieß: „Islamische Sexua- 
Iität als Rebellion gegen den Staat und Familienstrukturen”. 


Wie sieht es mit Homosexualität aus? 

Auch hier bewegt sich einiges. Homosexualität ist ein Tabuthema 
und steht auch unter Strafe. Selbst NGOs und säkulare Kräfte ha- 
ben von diesem Thema die Finger gelassen - leider. Und jetzt? Eine 
Freundin berichtete mir vom Tahrir-Platz, dass dort Schwule offen 


auftreten und Transvestiten mitfeiern. 


Welche zivilgesellschaftlichen Kräfte könnten die Demokratisie- 
rung langfristig tragen? 

Bisher steht nur der Sturz Mubaraks im Vordergrund. Von Gramscı 
haben wir gelernt, dass Parteien integrierend wirken können. Eta- 
blierte oppositionelle Parteien sind derzeit Teil des Herrschaftsap- 
Parats. Aus der Jugendbewegung werden hoffentlich neue Parteien 
hervorgehen. Ähnliches gilt für die säkularen Gruppen, die nicht al- 
les mit den Jugendlichen teilen. Auch NGOs könnten eıne Rolle 


spielen. 


Und die Gewerkschaften? 

Es gibt Gewerkschaften, die aber sehr staatsnah und regimetreu 
sind und oft gegen die Arbeiterinnen. In den letzten Jahren gab es 
einige gut organisierte Streiks. Aus diesen müssten unabhängige 
Gewerkschaften entstehen etc. Auch hıer muss sıch das Politische 


neu erfinden. 


aus: ak 558 vom 18.2.201 | 


ES IST DER BEGINN 
EINER REVOLUTION 


HASSAN SABER ÜBER DIE PERSPEKTIVEN DER 
ÄGYPTISCHEN PROTESTBEWEGUNG 


INTERVIEW UND ÜBERSETZUNG: JAN OLE ARPS 


Wie geht es weiter in Ägypten? Was folgt auf den Sturz Hosni Mubaraks? Hassan Saber arbeitet als Zahnarzt in Kairo, ist Aktivist der 


linken Opposition im Bündnis Kifaja („Es reicht!‘“), das in den vergangenen Jahren Proteste gegen das Regime organisierte. Mit ihm 


sprach Jan Ole Arps über Arbeitskämpfe in Ägypten, die Perspektiven der Opposition und über die Bedeutung von Facebook und Fuß- 


ball für die Protestbewegung. Das Interview fand am I. März 201 | in Berlin statt. 


ak: Haben wir es bei den Protesten in Ägypten mit einer Revolu- 
tion zu tun? 

Hassan Saber: Ich glaube, es ist der Beginn einer Revolution, Teil 
Eins. Wir haben gewonnen, wir haben wirklich etwas erreicht. Aber 
wir haben noch nicht alles erreicht. Wir müssen weiter kämpfen, 
eine Revolution gibt es nicht geschenkt. 


Könntest du etwas über die Vorgeschichte der Proteste sagen? 
Im letzten Jahr fanden in Ägypten über 1.000 Streiks statt, es gab 
Demonstrationen für höhere Löhne. Im September 2010 protes- 
tierten in Kairo einige hundert, vielleicht tausend Menschen gegen 
die Pläne Mubaraks, die Macht auf seinen Sohn Gamal zu übertra- 
gen. Der Aufstand vom 25. Januar kam nicht aus dem Nichts. Es gab 
auch zuvor eine Opposition, nur war sie klein. 


Wer ist in dieser Opposition aktiv? 

Aktivisten, die in den offiziellen Gewerkschaften gearbeitet haben 
oder in der Studentenbewegung, aber auch Mitarbeiter von Men- 
schenrechtsorganisationen. Unter Mubarak hatte es diese Opposi- 
tion sehr schwer, sie wurde verfolgt und unterdrückt. Trotzdem 


gab es sie. 


Im Wall Street Journal war zu lesen, eine Handvoll junger Oppo- 
sitioneller habe die Proteste am 25. Januar heimlich vorbereitet. 

Das ist Unsinn. Für diesen Tag haben dutzende Gruppen mobili- 
siert. Eine andere beliebte Geschichte behauptet, die serbische Or- 
ganısation Otpor hätte die ägyptischen Aktivisten geschult. Auch 
das ıst Quatsch, ich weiß nicht, wer dieses Märchen in die Welt 
setzt. Die ägyptische Revolution gehört nicht zu den US-hörigen 
Bewegungen wie der „orangenen Revolution“ in der Ukraine oder 


der „Tulpenrevolution“ ın Kyrgisien. 


Und Facebook? 

Facebook spielte ebenfalls eine wichtige Rolle, die viel damit zu tun 
hat, dass politische Organısierung verboten war. Es gab keine Orte, 
an denen Unzufriedene sich treffen konnten. Also trafen sıe sich bei 
Facebook. Während der Tage des Aufstands wurden bestehende 
Treffpunkte zur Infrastruktur der Opposition 
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Zum Beispiel die Moscheen. 

Zum Beispiel die Moscheen, aber auch die Organisationen der Fuß- 
ballfans. Es gibt in Ägypten einige sehr aktive Fanclubs. Viele haben 
sich am Aufstand gegen Mubarak beteiligt. Ihre Organisationsstruk- 
tur und ihre Erfahrungen mit Straßenaktionen waren sehr nützlich! 


Wie wichtig waren soziale Fragen? 

In den ersten Tagen war die zentrale Parole „Freiheit, Demokratie, 
soziale Gerechtigkeit‘. Durch die Fokussierung auf Mubarak geriet 
die Forderung nach sozialer Gerechtigkeit in den Hintergrund. 
Aber sie wird wiederkehren, denn die räuberische Politik der herr- 
schenden Klasse ist ein großes Problem. Ägypten könnte ein wohl- 
habendes Land sein. Es hat den Suezkanal, Erdöl und Erdgas, den 
Tourismus — alles Quellen des Wohlstands. Mit dem Geld könnte 
man die soziale Ungerechtigkeit mindern, das Gesundheits- oder 
das Bildungssystem ausbauen. Eine bessere Regierung könnte auch 
zur effizienteren Nutzung der Ressourcen des Landes beitragen. So 
sehen es viele Ägypterinnen und Ägypter. Das sind natürlich keine 
sozialistischen Vorstellungen, die Idee von Arbeiterselbstverwal- 
tung und Kontrolle der Produktionsmittel spielt bislang keine Rolle. 


In den vergangenen Wochen gab es auch zahlreiche Arbeiter- 
proteste. 

Ja, aber in Ägypten gibt es keine organisierte unabhängige Arbeiter- 
bewegung. Die offiziellen Gewerkschaften stehen im Dienst der 
herrschenden Klasse und werden vom Staat kontrolliert. Viele Ar- 
beiter haben individuell an den Protesten teilgenommen, aber als 
organisierte Arbeiterbewegung haben sie keine zentrale Rolle ge- 
spielt. Trotzdem gab es Streiks und Arbeiterproteste, vor allem in 
den Textilfabriken in Mahalla al-Kubra und den Stahl- und Zement- 
fabriken in Suez, weniger in Kairo und Alexandria. Zwei Tage vor 
dem Rücktritt Mubaraks nahmen die Streiks zu, Eisenbahnarbeiter 
traten in den Streik, die Bewegung wuchs. In diesem Moment ist 
Mubarak zurückgetreten! Die Arbeiterkämpfe haben die herr- 
schende Klasse in Alarmstimmung versetzt, sie wollten unbedingt 


verhindern, dass sich die Arbeiter in Massen den Protesten an- 
schließen. 


Das hat den Rücktritt ausgelöst? 


Es war der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte. Für das 
Regime sah es auch so aus, dass die Bewegung aus dem Nichts kam: 
„Diese Leute werden schon wieder verschwinden." Doch in den 
Tagen vor Mubaraks Rücktritt geschahen zwei Dinge. Zum einen 
sind wir nicht mehr individuell, sondern in Massen zum Tahrir-Platz 
gezogen. Zehntausende kamen von der Universität, Zehntausende 
von der Ingenieursgewerkschaft, Zehntausende aus diesem und je- 
nem Viertel Kairos. Der Regierung wurde klar, dass große Gruppen 
der Gesellschaft hinter dem Aufstand stehen. Zugleich häuften sich 
die Streiks. Diese zwei Momente haben die Armee überzeugt, dass 
Mubarak nicht mehr zu halten ist. Die herrschende Klasse brauchte 
einen neuen Repräsentanten. 


Wenn du von der „herrschenden Klasse“ sprichst, gehört das 
Militär dazu? 

Es gibt die einfachen Soldaten, und es gibt die Generäle, die militäri- 
sche Elite. Die Armee ist nicht homogen, aber als Ganzes ist sie ein 
Organ des Staates. Und die militärische Elite ist Teil der herrschen- 
den Klasse, viele ihrer Angehörigen leiten große Unternehmen. 
Aber die Armee hat auch eine entscheidende Rolle in den Protes- 
ten gespielt. Sie hat nicht geschossen. Auch deshalb sind Millionen 
Menschen auf die Straße gegangen. Stell dir vor, die Armee hätte 
auf uns geschossen. Eine Katastrophe! Vielleicht wäre der Aufstand 
weiter gegangen, aber das kann niemand sagen. Viele Menschen 
waren bereit zu sterben. Ich möchte nicht falsch verstanden wer- 
den, mir gefällt der Gedanke zu sterben nicht. Ich habe Kinder und 
möchte mit ihnen leben; ich bin kein Islamist, der sich den Märtyrer- 
tod wünscht. Aber in den Tagen, als die Regierung Kriminelle an- 
heuerte, um uns anzugreifen, haben wir über den Tod gesprochen, 
und wir waren bereit dafür. Wir wussten auch nicht, wie sich die 
Armee verhalten würde. Bis zum 2. Februar, als sie eine Massen- 
SMS verschickte. Ich habe die Nachricht aufbewahrt. Darin schreibt 
die Armee, sie werde nicht gegen „das große ägyptische Volk“ 
kämpfen. 


Kann man sagen, das Militär hat hinter den Kulissen die Fäden ge- 
zogen? 

Nein, ich würde eher sagen, das Militär hat sich entschieden, die In- 
teressen der herrschenden Klasse, nicht aber der herrschenden Eli- 
te zu wahren. Außerdem hat ihnen, denke ich, der Gedanke nicht 
gefallen, dass Mubaraks Sohn der nächste Präsident sein könnte. 
Viel wird nun von den Wahlen im Herbst abhängen. 


Ist die Muslimbruderschaft eine Gefahr für die Protestbewegung? 
Die Muslimbruderschaft hat erklärt, den „zivilen Staat" zu unterstüt- 
zen und eine demokratische Partei zu gründen, die Partei für Freiheit 
und Gerechtigkeit. Sie wird an den Wahlen teilnehmen. Ich glaube, 
es ıst Immer gefährlich, wenn Religion und Politik vermischt werden. 
Wir haben das ım Iran gesehen. Dort gab es 1979 nach der Revoluti- 
on sehr viele progressive Kräfte, auch religiöse. Sie wurden von den 
fundamentalıstischen Kräften mıt der Zeıt an den Rand gedrängt und 
ausgeschaltet. Wenn es zum Rıchtungsstreit ınnerhalb der Muslım- 
bruderschaft kommt, rechne ıch damit, dass dıe fundamentalistische 
Strömung gewinnt. Die Organısatıon folgt einer religlösen Logik, das 


verschafft den religlföseren Kräften einen Vorteil. 


Hängt das nicht vom politischen Umfeld ab, in dem sich die Orga- 
nisation bewegen muss? Religiöse Fragen haben in den Protesten 


bisher keine Rolle gespielt. 


Deshalb müssen wir die Organisation auf eine politische Logik fest- 
nageln und dürfen uns nicht auf ihr Terrain, das religiöse Terrain, 
ziehen lassen. Wir müssen mit der Muslimbruderschaft zusammen- 
arbeiten; sie repräsentiert 20 Prozent der Bevölkerung, vielleicht 
mehr. Aber wir müssen die Muslimbrüder anhand ihres politischen 
Programms beurteilen. Was denken sie über Frauen? Was über die 
koptischen Christen? Könnten sie z.B. einen Präsidentschaftskandi- 
daten akzeptieren, der aus der koptischen Gemeinde kommt? Sie 
versuchen, unklar zu bleiben, damit sie jederzeit ihren Kurs ändern 
können. Genau das müssen wir verhindern. 


Was vermutest du, wie wird sich die Situation in Ägypten in den 
nächsten Monaten entwickeln? 

Ich bin Aktivist, deshalb ist es meine Aufgabe, Einfluss auf die Ent- 
wicklung zu nehmen und nicht Vermutungen anzustellen. Ich habe 
politische Ziele, und für die werde ich kämpfen. 


Welche sind das? 

Wir müssen jetzt echten demokratischen Wandel erreichen, mehr 
soziale Gerechtigkeit, Redefreiheit und allgemeine Menschenrech- 
te für alle: für Muslime, Christen, Frauen, Homosexuelle. Keines 
dieser Ziele ist bisher erreicht. 


Mit welchen Widerständen rechnest du? 

Darüber denke ich nicht viel nach. Es gibt ein arabisches Sprich- 
wort, das besagt: „Wenn du geradeaus vorwärts stürmst, wirst du 
deinen Gegner verwirren. Der Gegner erwartet, dass du abwar- 
test, dich vorsichtig bewegst. Wir dürfen den Gegnern echter de- 
mokratischer Veränderungen diesen Gefallen nicht tun. Eine Lehre 
aus der iranischen Revolution besteht darin, dass die Linke nicht zu- 
lassen darf, dass die religiösen Kräfte die Agenda bestimmen. Wir 
müssen die Richtung vorgeben. Dann müssen die Religiösen sich 
entscheiden, ob sie mit uns kommen oder sich gegen uns stellen. 
Wir müssen die Chance, die sich momentan bietet, ergreifen, 
bevor sich die Gegenkräfte wieder sammeln können. 


Wenn du wieder in Ägypten bist, was wirst du tun? 

In Ägypten fehlt eine linke Partei. Es gibt zwar die Tagammu-Partei, 
in der sich früher Sozialisten, Nationalisten und Pan-Arabisten sam- 
melten. Doch sie ist inzwischen mit dem Regime verbandelt und für 
die Linke verloren. Es wäre wichtig, dass sich Linke und Unabhängi- 
ge ın einer oder mehreren Parteien sammeln. Außerdem müssen 
wir in den Gewerkschaften arbeiten. Ich bin als Zahnarzt und 
Tour-Guide Mitglied in zwei Gewerkschaften und versuche, mit 
Hilfe einer Facebook-Seite Leute zu sammeln, damit wir uns ge- 
meınsam organisieren können, eventuell unabhängige Gewerk- 
schaften gründen. Wir müssen aber auch ın den offiziellen Gewerk- 
schaften den Einfluss von Mubaraks Leuten zurückdrängen. Die 
wichtigste Aufgabe besteht zur Zeıt darin, den demokratischen 


Prozess voranzutreiben und zu organisieren. 


Ich würde gern noch einmal auf die Organisation der Proteste 
zurückkommen. Du sagtest, Facebook spielte eine wichtige Rol- 
le, weil kaum andere Foren zur Kommunikation zur Verfügung 
standen. Wäre es möglich, dass sich in der dezentralen Organisa- 
tion auch das Bedürfnis vieler Leute widerspiegelt, sich nicht 
durch Organisationen vertreten zu lassen, sondern ihre Interes- 


sen in die eigenen Hände zu nehmen? 


Das sollten sie tun! Allerdings geht das nicht allein mit Facebook. 
Dass man ein Anliegen auf Facebook unterstützt, heißt nicht, dass 
man dafür auch auf die Straße geht. Facebook ist wichtig zur Diskus- 
sion und für den Informationsaustausch. Ein Beispiel: Der Polizeichef 
einer ägyptischen Region hat sich vor kurzem sehr negativ über die 
Proteste geäußert und die Demonstranten beleidigt. Das Video mit 
seiner Rede verbreitete sich dank Facebook und Email in Windeseile, 
und schließlich musste die Regierung ihn absetzen. Das zeigt, was Fa- 
cebook bewirken kann. Aber für dauerhafte Organisierung brauchen 
wir feste Organisationen, Parteien. Wer von einer Facebook-Revo- 
lution spricht, vergisst, dass nicht Facebook die Revolution gemacht 
hat, sondern die Leute, die Facebook nutzen. Sie protestierten wei- 
ter, als die Regierung das Internet abgeschaltet hat. 
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Dennoch: Wäre diese Revolution ohne Facebook möglich ge- 
wesen? 

Viele Revolutionen fanden ohne Facebook statt. Aber neue Kom- 
munikationsmittel beschleunigen gesellschaftliche Entwicklungen. 
Der Buchdruck hat die bürgerlichen Revolutionen in Europa beflü- 
gelt, das Fernsehen die internationale Bewegung in den 1960er Jah- 
ren. Heute spielen Bilder und Symbole eine wichtige Rolle. Face- 
book und YouTube sind starke Instrumente, weil man mit ihnen Bil- 
der, Filme und Symbole teilen kann. Und sie erhöhen die Kommu- 
nikation. Das ist gut, denn wenn die Leute kommunizieren, starten 
sie Revolutionen. 


aus: ak 559 vom 18.3.201 | 


DIE LETZTE SCHÖNE 
NACHT VOM TAHRIR 


EINE REISE INS AUFSTÄNDISCHE KAIRO 


VON PEDRAM SHAHYAR 


Als Pedram Shahyar in Kairo ankommt, steuert er sofort den Tahrir-Platz an - den symbolischen Ort des ägyptischen Aufstands. Er 
trifft liberale Pazifisten, die ihm von der Organisation des Aufstands erzählen, Studentinnen, die sich in Hotelbars zum Feiern treffen — 
und endlich auch die chronisch übermüdeten Linken. Als er Kairo nach einer Woche wieder verlässt, hat die Armee den Tahrir-Platz 
geräumt, und die Meldungen über verhaftete AktivistInnen häufen sich. Eindrücke aus einer Stadt zwischen revolutionärem Optimis- 
mus und der Sorge, dass die schwierige ökonomische Lage der Revolution den Atem raubt. 


Am Freitag, dem 4. März, haben sich wieder Zehntausende Men- 
schen auf dem Tahrir-Platz mitten im Zentrum von Kairo versam- 
melt. Das ist nichts Besonderes, aber an diesem Freitag ist der neue 
Premierminister der vom Militär installierten Regierung unter ih- 
nen: Issam Sharaf. Er war 2004 unter Mubarak Transportminister, 
gab sein Amt aber aus Protest gegen die Korruption wieder auf. 
Das „Komitee der revolutionären Jugend" (KR), eine wichtige Ko- 
ordination des Aufstands, hatte dem Militär unter anderem seinen 
Namen als Wunschkandidaten für das Amt genannt. Er war von 
Anfang an auf der Seite der Demonstrantinnen, und heute spricht 
er zu ihnen und bittet um Vertrauen. 

Es ist schon nach 22 Uhr, und ich bin eben auf dem Platz angekom- 
men. Es herrscht eine ausgelassene Stimmung. Ich frage den ersten 
Menschen mit Englischkenntnissen nach dem Grund. Es ist ein älte- 


rer Mann, der in Dubai arbeitet und heute mit Frau und Tochter 


noch zur späten Stunde über den Tahrir spaziert. „Es gab die An- 
kündigung, Tahrir solle heute wieder besetzt werden. Daraufhin 
wurde der Mubarak-Vertraute Ahmed Shafik als Premier abge- 
setzt.” — „Woher kam die Ankündigung?“, frage ich ihn. „Tja, es 
machte einfach die Runde. Das ist das Besondere unserer Revoluti- 
on, es gibt keine Führer. Wir wandeln noch bis in die Morgenstun- 
den über den Platz, in dessen Mitte eine Zeltstadt aufgebaut ist. 
Überall hängen Transparente und Plakate, viele Bilder der Gefalle- 
nen der Revolution. Es sind fast alles Junge Gesichter. Hunderte wa- 
ren es, die genaue Zahl ist nicht bekannt. Bis zu 1.000 weitere wer- 
den noch vermisst, 

Der nächste mit gutem Englisch, den wir treffen, ist Max. Er trägt 
eine Baseballmütze und eine stylische Jacke, aber seine Hose und 
Schuhe sind zerschlissen. Viele wollen mit uns reden, wollen wis- 
sen, wie Menschen ın Europa über sie denken. Ahmed sticht he- 
raus, er ist ein Freund von Max, ein etwas molligerer Typ, mittellan- 
ger Bart, vielleicht Mitte 20. Er hat einen Text bei sich, eine Art Ma- 
nifest, das er verfasst hat, und fragt uns, ob wır das für ıhn ins Englı- 
sche übersetzen können. Er nımmt mich zur Seite und fragt: „Wir 
wollen den Weltfrieden, was können wır zusammen mit den Men- 
schen ın Europa dafür machen?" Sıe sind vielleicht naıv, aber voller 
das, Und sıe 
unglaubliches Selbstbewusstsein. 


Stolz auf was sıe erreicht haben. haben eın 


Max nımmt mich am Arm und flüstert: „Mubaraks leute wollen das 


Land destabilisıeren. In meinem Stadtteil Giza gehen sıe plündern 


und greifen Frauen an. Ich fahre gleich noch hin, wir helfen der Ar- 
mee dabei, für Sicherheit zu sorgen. Was er vom neuen Premier 
hält, frage ich ihn. Er zuckt mit den Schultern. „Die meisten Leute 
meinen, wir sollten ihm Zeit geben. Okay, sagen wir zwei Wochen, 
wenn er bis dann nichts ändert, stürzen wir ihn eben auch.“ Bis zum 
Abschied bleibe ich umzingelt von Leuten, vom Interviewer bin ich 
zum Interviewten geworden. Sie stellen permanent Fragen, bringen 
Tee und Datteln und immer wieder werde ich umarmt. Von der 
Ausgangssperre um Mitternacht ist lange nichts zu spüren, es wird 
viel getanzt und gesungen. Es ist vorerst die letzte schöne Nacht auf 
dem Tahrir, dem man auf den ersten Blick seine Erschöpfung nicht 
ansieht. 

Nach sechs Wochen Besetzung haben sich die meisten Aktivistln- 
nen zurückgezogen. In den kommenden Tagen wird die Stimmung 
Der Bevölkerung im 


deutlich aggressiver; es wimmelt von Spitzeln. 
Zentrum Kairos ist die Besetzung zusehends lästig, und als am Mitt- 
woch Schlägerbanden und die Armee den Platz brutal räumen, ist 
der Widerstand nicht mehr stark. 
Am nächsten Morgen treffe ich Mohammad. Meine Freundin Kris- 
tin, die in Kairo lebt, hatte ihn mir per Facebook vorgestellt, und ich 
habe ihm Bücher mitgebracht, die er in Kairo nicht bekommt. Eines 
über Gouvernemental Studies ist dabei, den Marx-Engels-Reader, 
um den er mich gebeten hatte, habe ich leider nicht bekommen. 


Mohammad studiert englische Literatur und versucht sich als Free- 


lance Journalist. Er umarmt mich fest und freut sich sehr über das 
Buch. Er zeigt mir sein Handy: „Schau mal, eine SMS von der Ar- 
mee: ‚Bauen wir zusammen das neue Ägypten auf und blablabla.“ 
Ich merke, dass Mohammad unruhig ist. Seine Knie wackeln, er sitzt 
richtig auf Kohlen. „Wir greifen eine Zentrale der Sicherheitskräfte 
an“, sagt er dann. Wow, da will ich mit. Aber Mohammad verneint. 
„Bitte, ich pass auch auf.“ Er gibt sein Okay. Dann denkt er nochmal 
nach: „Nein, bei Ausschreitungen reagieren auf beiden Seiten 
manche komisch auf Ausländer. Lass es.“ 

Eine Stunde später sitze ich im Taxı in die islamische Altstadt, als das 
Radio den Überfall der Aktıvistinnen auf Amn Al-Dawla im Stadtteil 
Madınat-Nasr meldet, das Hauptquartier des ägyptischen Staatssı 
cherheitsdienstes, den dıe Aktıvistinnen „SS nennen. Die angeblich 
500.000 Mann starke Organısation war das Machtzentrum des Muba 
rak-Systems. Während wır uns durch den Stau schlängeln, erzählt deı 


T axıfahrer allen anderen Taxıs von der Aktıon 


„Es war unglaublich,“ berichtet Mohammad am nächsten Morgen. 
Das Gebäude ist ein Riesenkomplex. Gefangene sind immer mit 
verbundenen Augen auf Lastwagen hineingefahren worden. Durch 
die Fahrt vermutet man große Katakomben, auch die Folterkeller 
sind dort. Nachdem AktivistInnen in Alexandria am Freitag zufällig 
gesehen hatten, wie Laster mit geschreddertem Papier aus dem 
dortigen Gebäude fuhren, hatten sie es gestürmt. Es wurde scharf 
geschossen, es gab Schwerverletzte. Für den Samstag wurde über 
Facebook und Twitter zum Sturm auf die Sicherheitszentralen im 
ganzen Land aufgerufen: „Madinat-Nasr, 4 Uhr Nachmittag,“ hieß 
es für Kairo. 

Dass knapp 1.000 Leute das Gebäude stürmen konnten, ging auf ein 
unausgesprochenes Einverständnis der Armee zurück. „Sie standen 
mit nur drei Panzemn dort. Und der neue Premier hatte uns am Tah- 
rir grünes Licht gegeben," sagt Mohammad. Drinnen haben sie un- 
glaubliches Material gefunden. Details über das Privatleben vieler Ak- 
tivistinnen waren dort dokumentiert, Pläne zur Fälschung von Wah- 
len, ein ganzer Raum mit Sex-Aufnahmen von Geschäftsleuten und 
Prominenten. Verschiedene Abteilungen hätten sich gegenseitig 
überwacht, es gibt Gerüchte, dass sogar Mubarak beobachtet wurde. 
Bis spät nachts hätten sie alle Computer durchsucht, so viele Doku- 
mente wie möglich gesichert und online gestellt und das Gebäude 
dann an einen öffentlichen Verwalter der Justiz übergeben. „Der Fall 
des Imperiums der State Security", titelt am nächsten Tag die liberale 
Tageszeitung Al-Shuruq. „Die Aktivisten machen einen Spaziergang 
durch die Folterkeller.‘“ Unsere Freunde in Kairo sind alle aufgeregt 
und voller Freude. In den kommenden Tagen schwingt aber auch die 
Unsicherheit mit, was alles an privaten Affären nun an die Öffentlich- 
keit kommt. Zwei Wochen später erklärt der Innenminister den 
Staatsschutz für aufgelöst und erfüllt damit eine der zentralen kon- 
kreten Forderungen der Revolutionäre. 

Maikel Nabil ist ein smarter Typ, Mitte 20, der pünktlich zu unserer 
Verabredung kommt und sich viel Zeit für mich nimmt. Er ist Libe- 
raler, sagt er, war schon auf Seminaren der Friedrich-Nau- 
mann-Stiftung und sogar zu einem Empfang für Guido Westerwelle 
eingeladen, als der Kairo besuchte. Als ich noch mal nachfrage, er- 
klärt er, er sei sozialliberal. Eine Antwort, die man von fast allen be- 
kommt. Maikel hat sich schon sehr früh politisiert, 2004 mit der Ke- 
faya-Bewegung („Es reicht‘) und der liberal-demokratischen Al- 
Ghad-Partei von Aiman Nur. Die Kefaya-Bewegung war das erste 
größere Anzeichen von Dissidenz, als sie sich 2004 erstmals gegen 
die Regierung auf die Straße wagte. 

„Die Beschwörung der Gefahr eines Krieges mit Israel war immer 
ein zentrales Herrschaftsinstrument unserer Diktatoren“, erklärt 
Maikel. Also hat er sich auch mit FriedensaktivistInnen in Israel ver- 
netzt. Er ist der erste Wehrdienstverweigerer in Ägypten und sehr 
gegen die Armee eingestellt. Er war deswegen schon zwei Mal im 
Gefängnis. Das dritte Mal wurde er während der Unruhen inhaf- 
tiert. Er wurde geschlagen und sexuell belästigt, alles bei verbun- 
denen Augen. Maikel ist gut vernetzt und klärt mich über die Struk- 
turen des Aufstands auf: Da war zunächst die Gruppe „6. April“, 
benannt nach den Massenstreiks von 2008 und dem Aufstand in 
Mahalla al-Kubra nahe Kairo. Es ıst ein pluralistisches Netzwerk, in 
dem Linksliberale und SozialıstInnen zusammenarbeiteten. Später 
schloss sich auch der Sprecher der Jugend der Muslimbrüder dem 
Netzwerk an. 

Die Jugend vom „6. Aprıl" war eine der zentralen organısatorischen 
Strukturen des Aufstandes. Was sie auszeichnete, meint Maikel, 
war ıhre organisatorische Stärke, Erfahrung, bekannte Gesichter. 


Dann natürlich die Facebook-Gruppe „We are all Khaled Said‘, die 
zum Gedenken an den von der Polizei ermordeten Blogger eine 
Aktion ausgerechnet zum Tag der Polizei am 25. Januar ansetzte. 
Kurz davor brach die Revolution in Tunesien aus, und in Ägypten 
brachen alle Dämme. Die Ankunft Mohammad El Baradeis war ein 
weiterer wichtiger Katalysator des Revolutionsprozesses. Die Kam- 
pagne für seine Präsidentschaft war aber schon vorher gestartet, 
und die „Jugend für El Baradei“, ein junges Netzwerk, leistete wich- 
tige Arbeit im Vorfeld des Aufstandes. Und zu guter Letzt gab es 
die jungen Linken. Maikel, aber auch andere bestätigen, dass die 
Linken auf dem Tahrir-Platz in den ersten Wochen das Rückgrat 
des Protests waren, allen voran das Netzwerk „Jugend für Freiheit 
und Gerechtigkeit‘. Er ist der Meinung, sie hätten die besten 
internen Strukturen. 

All diese Netzwerke hatten am 25. Januar vielleicht jeweils 200 Ak- 
tive. „So wenige?", frage ich ihn. „Das ist viel für Ägypten“, antwor- 
tet er. In seiner antimilitaristischen Gruppe seien 20 Aktive, und 
auch damit hätten sie einen Unterschied gemacht. Während wir re- 
den, vibriert mehrmals sein Handy. Die meisten Anrufe ignoriert er, 
aber dann muss er lachen: „Eine SMS von der Armee. Sie bittet de 
Leute, alle Dokumente aus den Staatssicherheitszentralen bei 
ihnen abzuliefern.“ 

Ich mache mich auf den Weg, die Netzwerke genauer kennen ZU 
lernen, und treffe Salma. Sie ist Anfang 20. Die Frage, ob sie studiert 
oder arbeitet, ist falsch gestellt. „Beides, im Bereich Medien.” Nie- 
mand studiert nur in Kairo, alle müssen arbeiten, sofern sie eine Ar- 
beit finden können, und zwar zu Löhnen, die wir uns nicht vorstel- 
len können. Salma war aktiv in der „Jugend für EI Baradei”, ist eben- 
falls sozialliberal und nun Sprecherin der Jugendorganisation dar 
neuen Partei in Giza. Sie erzählt mir detailliert von der Vorberei- 
tung des Aufstandes. Mit den anderen Netzwerken hatten sie über- 
legt, wer über welche Straßen am besten auf den Tahrir-Platz ge- 
langt, wo gute Fluchtwege sind. Ganz wichtig war der Start. Sie ha- 
ben in einem armen Stadtteil begonnen, mit dezidiert sozialen Pa- 
rolen. „Brot und 150 Euro Mindestlohn, damit haben wir angefan- 
gen. Als sich die Demo richtig formiert hatte, riefen die Leute von 
sich aus ‚Nieder mit Mubarak‘.“ 

Auch sie war von der Dynamik überrascht, von der kollektiven In- 
telligenz der Leute und davon, wie gut sie sich auf dem besetzten 
Tahrir-Platz organisiert haben. „Wir bildeten mehrere Gruppen: 
Schutz, Nahrung, Medizin, Putzen.‘ Aber die überregionalen Struk- 
turen würden nicht sehr gut arbeiten. Das „Komitee der revolutio- 
nären Jugend‘ (KR]) ist die oberste Repräsentation der Aufstands- 
organisationen, aber diese Struktur entferne sich bereits von ihrer 
Basis. Oft hätten sie von den Beschlüssen erst aus dem Fernsehen 
erfahren, berichtet Salma. In ihrer lokalen Organisation versucht sie 
es anders zu machen: „Arbeit gut verteilen und Teamwork — das 
sind die Schlüssel.“ 

Am Abend treffe ich sie zufällig wieder. Es ist der Geburtstag von 
Badawi, einem recht bekannten Blogger. Die jungen Leute, Studen- 
tInnen mit wenig Geld, feiern ihre Geburtstage häufig ın den 
Dach-Bars von Hotels. Es fehlt an Orten, wo man günstig trinken 
und tanzen kann. Auch hier auf dem Dach des Carlton ist es nicht 
besonders günstig, das Bier kostet drei Euro. Sie können sich auch 
alle nur ein, allerhöchstens zwei Getränke leisten. Es gibt eine Art 
Juke-Box, an die jeder sein iPod anschließen kann. Die Gruppe geht 
ab und zu zusammen hin, sie legen arabische Hits auf und tanzen. 
Zu den meisten Hits laufen auf dem Bildschirm Videos über die Re- 


volution - sie ist allgegenwärtig. Auch ich werde zum Tanzen ge- 
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zwungen, das ist Ritual, alles wird zusammen gemacht. Dann lerne 
ich Peter kennen, er ist Arzt, nach sieben Jahre Studium das erste 
Jahr in der Praxis. 
Peter verdient 20 Euro im Monat. „Tut mir leid, das sind traurige 
Geschichten, ich will dich nicht runterziehen.“ Ich kann es nicht 
glauben und frage zwei Mal nach: „20 Euro?" Es stimmt. Dement- 
sprechend würden die Ärzte auch nicht besonders motiviert arbei- 
ten. Sie sind oft müde, haben keine Lust, viele Patienten sterben, 
obwohl es zu verhindern wäre. „Ich kann das nicht, ich muss raus, 
am liebsten nach Europa. Aber das ist schwer, also versuche ich es 
in den USA’, sagt er. 
Niemand hat eine eigene Wohnung, solche Abende sind die selte- 
nen Treffpunkte. Oder die Cafes im Zentrum, wo sie sich einen 
Tee und eine Shisha leisten können. Privatheit ist ein großer Luxus, 
der hier selten vorkommt. Bei den Mädchen klingelt permanent das 
Handy: „Papa!“ sagt Heidi und rollt mit den Augen. Die Eltern kon- 
trollieren die Kinder auf Schritt und Tritt, und je näher die Aus- 
gangsspeere rückt, desto öfter klingeln die Handys. „Oh, Mama", 
heißt es beim nächsten Mal. 
Später treffe ich Johan, einen der liberalen Repräsentantinnen der 
Bewegung im KR]. Er sagt, dass sie nicht mehr zu den Freitagsdemos 
aufrufen. „Wir werden das Spiel mit Zahlen verlieren, wir können 
es nicht mehr steigern.“ Er unterstützt ausdrücklich EI Baradei. 
Doch Amr Moussa, langjähriger Minister unter Mubarak und Gene- 
ralsekretär der Arabischen Liga ist der Favorit für die Präsident- 
schaft. „Aber Moussa war Teil des Systems, und er hat noch nicht 
dafür bezahlt. Bei El Baradeis Ankunft waren 20.000 Leute am Flug- 
hafen. Er ist unser Aufbruch. Wir sollten unbedingt eine Kampagne 
gegen Moussa machen.“ 
Johan stellt mir Ahmed vor, der in der Organisation „6. April‘ aktiv 
war. Ich frage nach ihrer Struktur. Es gibt eine Art Koordination und 
Arbeitsgruppen, die die verschiedenen Arbeitsbereiche organisie- 
ren. Der „6. April" war die wichtigste Organisation im Vorfeld, aber 
nun hätten sie ein Problem. Ihr Ziel war die Absetzung Mubaraks, 
nun gibt es kein gemeinsames Ziel mehr. Das Netzwerk droht aus- 
einanderzufallen. Ahmeds Fuß ist verletzt, er geht auf Krücken. Die 
Polizei? „Nein nein, ich war in Bengasi mit einer NGO, wir haben 
Medikamente und Lebensmittel hingebracht. Auf dem Rückweg 
hatte ich einen Unfall. 
Die Liberalen zu treffen, war leicht. Sie warten das Kommende ab, 
vor allem die Wahlen und die Parteibildung um El Baradei. Die Lin- 
ken waren dagegen sehr schwer zu treffen, und wenn, dann nur in 
großer Eile. Man erkennt die Linken an ihren tiefen Augenringen. 
Sie waren und sind wenige, haben aber anscheinend eine wichtige 
Rolle im Aufstand gespielt und müssen nun eine Verantwortung 
tragen, die größer ist, als es ihre organısatorischen Kräfte hergeben. 
Dank der Vermittlung von Maikel treffe ich endlich die ersten orga- 
nisierten Linken in Borsa, einer großen Cafe-Straße im Zentrum in 
der Nähe der Börse. „Die Straße ist der Thinktank der Aktivisten- 
szene in Downtown", sagt Maıikel lächelnd. Borsa ist an jedem 
Abend voller junger Leute. Paare, die diskret zusammensitzen, 
Gruppen die diskutieren. In den größeren Cafes gıbt es einen gro- 
ßen Fernsehbildschirm, auf dem dıe Songs der Pop-Größen laufen 
eine Art arabisches MTV. Es ıst der einzige Ort ın Kaıro, wo die 
Frauen mıt Kopftuch ın der Minderheit sınd. 
Nagıb und Pahır sınd Aktıvisten der „Jugend für Freiheit und Ge 
rechtigkeit (JFG), eines pluralistischen Netzwerks, ın dem auch 
Liberale und Muslime mitarbeiten, die Linken aber ın der Mehr- 


heit sınd. Sıe sınd noch mitten ım Gespräch und bitten mich zu war 


ten. Dann reden wir, und obwohl sie gleich zum nächsten Treffen 
müssen, nehmen sie sich Zeit, antworten ruhig und präzise und 
holen aus, wo es sein muss. „Wir von der JFG haben 4.000 neue 
Eintritte seit dem Aufstand und Kontakt zu 40.000 Leute aus den 
Komitees‘, sagt Nagib, der in der Koordination des Netzwerks ar- 
beitet. Sie wüssten nicht, ob sie sich an den linken Parteigründungs- 
prozessen beteiligen sollen. „Die neuen Parteien werden weniger 
an Programmen, sondern an Gesichtern und Namen gebildet wer- 
den, mehr gibt unsere politische Kultur noch nicht her.‘ Nagib ist 
nachdenklich. „Bei einer Parteigründung gefährden wir unseren 
pluralistischen Charakter, aber wir brauchen auch politische Festi- 
gung. 

Ihr Netzwerk entstand nach dem Aktionstag zum 6. April 2010, der 
viele Verhaftungen nach sich gezogen hatte. Eine Gruppe von viel- 
leicht 20 Leuten machte sich damals an den Aufbau eines neuen 
Netzwerks. Der feste Anfangskern von erfahrenen Leuten schaffte 
es auch, die Infiltration von Spitzeln abzuwehren. Nun konzentriert 
sich die Gruppe auf die lokalen Komitees. Diese waren entstanden, 
als die Polizei von den Straßen verschwand und die alte Regierung 
gleichzeitig Schwerverbrecher aus den Gefängnissen entließ, damit 
diese zusammen mit den Spitzeln des Staatsschutzes plünderten 
und die Bevölkerung terrorisierten. Die Komitees hätten zunächst 
eine Sicherheitsfunktion für die Nachbarschaft gehabt, aber an eini- 
gen Orten würden sie sich mehr und mehr in lokale Belange einmi- 
schen. Die Linken ermutigen sie dazu. Sie unterstützen sie in der 
Hoffnung, dass die Komitees eine Politisierung der Nachbarschaf- 
ten bewirken. „Die Komitees sind so etwas wie lokale Räte, 
Sowjets, weißt du“, sagen sie mir. 

Diese Macht von unten ist überall spürbar, und darauf konzentriert 
sich ihre Arbeit. Hassan, ein Freund von Pahir erzählt mir später 
von seiner Arbeit in den Komitees. In Hadayat al-Ghob, einer Re- 
gion Kairos mit etwa fünf Millionen Einwohnern, gäbe es jetzt fünf 
bis sechs „Volksversammlungen“, die sich regelmäßig treffen. Akti- 
vistInnen diskutieren permanent in den Nachbarschaften mit den 
Leuten. „Die beste Gelegenheit ist freitags nach dem Gebet, da 
sınd alle Leute in den Cafes und diskutieren.“ 

Die Muslimbrüder, so erzählen mir die Aktivistinnen, würden sich 
nun an den alten Apparat annähern, um die Dynamik der Revoluti- 
on zu dämpfen. Dazu kommt, dass die Konterrevolution eine neue 
Welle gestartet habe. Ihr wichtigstes Projekt ist das Anstacheln von 
religiösen Konflikten. „Das machen vor allem die alten Staatssicher- 
heitsleute und Teile der Salafısten“, erzählt Pahir. Gegenüber den 
Salafısten, einer militanten islamistischen Strömung mit Verbindun- 
gen in den Sicherheitsapparat, seien die Muslimbrüder wie Engel. 
Am nächsten Morgen lese ich dann beı Al-Jazeera, dass es bei 
Übergriffen auf christliche Gemeinden an diesem Abend |I4 Tote 
gab, während in der Nacht vor meinem Hostel dıe Angriffe auf den 
Tahrir-Platz beginnen. An diesem Mittwoch, dem 9. März, räumt 
die Armee den Platz. Die Hauptarbeit machen aber Gruppen ın 
Zivil. Man kann die verschiedenen Lager kaum unterscheiden, junge 
Leute mit Holzlatten und Metallstangen. Die Verteidiger des Tahrır 
halten sich zurück, die Räumung ist brutal, es gibt 150 Festnahmen. 
Im Netz kursieren anschließend Bilder von Folterungen. 

Aber dıe BewohnerInnen des Stadtzentrums sind erleichtert. Sie 
haben die dauerhafte Anwesenheit der Armen auf dem Platz zu- 
nehmend als Belastung empfunden. Der Verkehr auf den perma 
nent verstopften Straßen Kaıros staute sıch noch mehr als sonst, die 
permanente Gefahr von Ausschreitungen ermüdete dıe Nachbar 


schaft. Aber vor allem ıst es die ökonomische Lage. dıe der Revolu 
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tion den Atem raubt. Der Tourismus ist zusammengebrochen, aus- 
ländische Konzerne haben ihr Personal abgezogen und die Arbeit 
eingestellt, die Börse ist bis zur letzten März-Woche geschlossen, 
alle Investitionen sind gestoppt. Das tägliche Brot zu verdienen, ist 
seit der Revolution noch schwieriger geworden. Die Sehnsucht 
nach Normalität wird täglich stärker, einer Normalität, die wie- 
der Sicherheit, Touristen und ökonomischen Aufschwung bringen 
soll. Viele meinen, dass nur die Armee sie garantieren kann. 

Am Feitag nach der Räumung sind wieder Zehntausende auf dem 
Platz, dieses Mal vor allem, um gegen religiösen Hass zu demon- 
strieren. Ihre Parole: „Muslim, Massihi, iid wahda“ („Muslime und 
Christen sind eine Hand‘). Der General der Armee in Kairo spricht 
auf dieser Kundgebung, er nimmt die Hand eines Imams links und 
eines koptisch-christlichen Bischof rechts, einen Koran und eine Bi- 
bel, und führt sie zusammen: „Wir sind ein Land.“ Als einzelne Akti- 
vistInnen ihn wegen der Räumung kritisieren wollen, werden sie 
von der Menge ausgebuht. Die Leute haben andere Sorgen. „Bau- 
en wir zusammen das neue Ägypten auf‘ — das ist die revolutionär 
klingende Parole, hinter der sich aber auch ein konservatives 
Projekt neu formiert. 

Am I2. März habe ich Kairo wieder verlassen. Eine Stadt in der 
Schwebe. Am 19. wurde über die Verfassungsänderung abgestimmt. 
Der Militärrat hatte eine Expertenkommission eingesetzt, diese 
schlug elf Änderungen an der bestehenden Verfassung vor. Aus Sicht 


der AktivistInnen viel zu wenig. Sie fordem eine ganz neue Verfas- 
sung und ausreichend Zeit bis zu den Neuwahlen, um neue Organi- 
sationen aufbauen zu können. Doch obwohl alle AktivistInnen gegen 
die Annahme waren, stimmten 77 Prozent dafür. Danach erklärte 
das Militär Streiks für illegal und drohte jedem mit Gefängnis, der Öf- 
fentlichen Ärger verursache. Dabei gibt es eine enorme Streikwelle, 
die Leute wollen mehr Geld, aber auch die Absetzung der Betriebs- 
Chefs, die fast immer Mubarak-Günstlinge sind. Immer häufiger ist 
nun von Festnahmen von AktivistInnen zu hören. 
Am 28. März traf es dann Maikel Nabil. Ich erfuhr über Twitter von 
seiner Verhaftung; wegen Beleidigung des Militärs wurde er am 31. 
März vor ein Militärtribunal gestellt. „Es wird noch viele mehr tref- 
fen“, schreibt mir Mohammad im Chat. Die alten Mächte Ägyptens 
sind geschwächt, aber sie versuchen zu retten, was zu retten ist. 
Momentan besteht ihre Strategie darin, die Köpfe der Revolution 
zum Schweigen zu bringen, sie von der Bevölkerung zu isolieren. 
Am Freitag, dem I. April, versammeln sich wieder tausende Men- 
schen auf dem Tahrir-Platz, mehr als in den Vorwochen. Den Bil- 
dern nach zu urteilen könnten es über 50.000 gewesen sein. Viele 
sprechen von einem Marsch, um die Revolution zu retten. Möge 
der Versuch gelingen. 

2. April 2011 
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PROTESTE IN ÄGYPTEN GEGEN EINSCHÜCHTERUNG 
DURCH DIE ARMEE 


VON JULIANE SCHUMACHER 


Der 9. März 2011| war ein Schock für die ägyptische Bewegung. An jenem Tag räumte das Militär den Tahrir-Platz, verhaftete und miss- 
handelte AktivistInnen. Der zweite Schock folgte einen Monat später: Am 9. April schoss die Armee auf Demonstrantinnen - zum ers- 
ten Mal. Doch die Proteste sind damit nicht beendet. Kritik am Militär wird lauter, die Zahl der Arbeitskämpfe nimmt zu, und im Alltag 


der Jugendlichen hat eine Kulturrevolution begonnen. Auch unter Soldaten wächst die Unruhe. Eindrücke aus einem Land im Umbruch. 


Jetzt schauen sie wieder Fußball. Vor zwei Monaten, Anfang März, 
liefen auf den Fernsehbildschirmen in den Straßencafes der Kairoer 
Innenstadt noch ununterbrochen Nachrichten, und die Menschen 
standen in dichten Trauben davor, um das, was sie sahen, zu kom- 
mentieren. Nicht nur in den Cafes, an jeder Straßenecke dasselbe 
Bild: Gruppen von Männern, Frauen, die zusammenstanden, gesti- 
kulierten, die neuesten Entwicklungen in der Politik des Landes dis- 
kutierten. „Das ist wirklich das neue Ägypten“, sagte damals mit 
strahlenden Augen Emu, einer der wenigen, die schon lange vor 
der Revolution politisch aktiv waren. „Eine Regierung auszutau- 
schen, das ist eine Sache. Die wirkliche Veränderung findet in den 
Menschen statt." Und Hamid, ein junger Student, witzelte: „Früher 
war jeder hier Experte im Fußball. Jetzt ist jeder Experte in Politik.“ 
Zwei Monate später ist die Euphorie der ersten Wochen verflogen. 
Die Zeit, als aus jedem Fenster die ägyptische Flagge hing, ıst vor- 
bei, die Stoffbahnen, auf denen Anwohnerlnnen in riesigen Lettern 
der ägyptischen Jugend für die Revolution dankten, sind eingeholt. 
Anfang Mai ist die Revolution in den Straßen der Innenstadt nur 
noch für jene sichtbar, die ihre Zeichen suchen. 

Drei Monate nach der Revolution bewegen sich zwei Ebenen der 
Politik in unterschiedlichen Zeiten, zählen andere Tage, andere Da- 
ten. Auf der Ebene der „offiziellen“ Politik geht einiges voran. Hö- 
hepunkte der vergangenen Wochen: 12. April, die Festnahme Mu- 
baraks und seiner zwei Söhne Alaa und Gamal, die seither in Unter- 
suchungshaft sitzen. 19. April, Veröffentlichung der Ergebnisse ei- 
ner Untersuchungskommission zu den staatlichen Gewalttaten 
während der Revolution, die belegt, dass mehr als 800 Menschen 
während der 18 Tage starben, mehr als 5.000 verletzt wurden. 5. 
Maı, Ex-Innenminister al-Adiy wegen Geldwäsche und Betrug zu 
zwölf Jahren Haft verurteilt, am 21. Maı wird ein zweiter Prozess 
gegen ihn wegen der Tötung von Demonstrantinnen stattfinden. 
Für September sınd Wahlen geplant, dann soll die Macht vom der- 
zeit herrschenden Obersten Miltärrat auf eıne zivile Regierung 
übergehen. Die Präsıdentschaftskandidaten befinden sıch schon 
halb ım Wahlkampf, sıe ziehen durch dıe Fernsehshows, tauchen 
vor jeder Kamera und an jedem Ort auf, wo etwas passıert. 

Dort, wo die Polıtık weniger offiziell ıst, wo sıch all diejenigen, meıst 
sehr jungen Leute treffen, dıe dıese Revolution getragen haben, 


zählen andere Daten. Und es sınd vor allem zweı, die für die Aktı 


vistInnen einschneidend waren und die die Bewegung und ihr Ver- 
hältnis zur offiziellen Politik nachhaltig verändert haben: der 9. März 
und der 9. April. 

Der 9. März war der Tag, der die Euphorie beendete — und, symbo- 
lisch wie real, den Tahrir-Platz räumte. Bis zu jenem Tag hatte das 
Militär den Ruf, auf Seiten der Revolution zu stehen. Es hatte sich 
während der Proteste geweigert, auf die eigene Bevölkerung zu 
schießen. „Armee und Volk — Hand in Hand!" riefen die Demon- 
strantinnen, küssten Soldaten, fotografierten sich Arm in Arm mit 
diesen vor den Panzern. 

Bis zu jenem Tag standen auf dem Tahrir-Platz, inmitten des vorbei- 
rauschenden Verkehrs noch die Reste des großen Camps, das sich 
während der Revolution über den ganzen Platz erstreckt hatte. Die 
kleine Zeltstadt war mit Seilen abgetrennt, freiwillige OrdnerInnen 
kontrollierten alle, die eintreten wollten, auf gefährliche Gegenstän- 
de. Ein Hort der Unruhe, an dem Drogen gehandelt und Passantln- 
nen belästigt wurden, schrieben die Zeitungen, und den Aktivistin- 
nen, die sich dort noch immer trafen, war wohl nicht klar, wie viel 
Strategie hinter diesen Artikeln steckte. 

Am 9. März, um die Mittagszeit, stürmten bewaffnete Schläger- 
trupps das Camp, sogenannte Baltagiyyas, die schon unter Mubarak 
die Drecksarbeit erledigten: Wahlen fälschen, Leute einschüchtern, 
verletzen oder töten. Mehr AktivistInnen eilten herbei, um das 
Camp zu verteidigen. Die Baltagiyyas zogen sich zurück, griffen je- 
doch einige Stunden später erneut an. Dieses Mal sah das Militär 
nicht tatenlos zu. Panzer rauschten durch die Straßen ın Richtung 
Platz, und Soldaten stürmten das Camp. Aber sie verteidigten es 
nicht, wie dıe Protestierenden gehofft hatten, sondern rissen ge- 
meınsam mit den Baltagıyyas die Planen von den Zelten und nah- 
men, während dıe Schlägertrupps auf die Protestierenden einprü- 
gelten, über 200 Menschen fest. 

Die Festgenommenen brachte das Militär ins Ägyptische Museum, 
einen wuchtigen, blassrosa Bau, der sıch hinter einigen Palmen am 
Rande des Tahrır-Platzes erhebt, für seine Kunstschätze weltbe- 
rühmt ıst und seıt den Tagen der Revolution einen temporären 
Stützpunkt der Armee beherbergt. Was dort geschah, hat das Bild 
der Armee nachhaltıg verändert: „Sie schlugen uns vom ersten Mo 
ment an brutal“, erzählt Ramy Essam, eın 23-Jährıger Student, deı 


mit seinen selbstkomponierten Songs als „Singer ofthe Revolution" 
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bekannt wurde. „Wir verstanden nicht, warum wir verhaftet 
wurden, und sie erklärten es nicht.“ 

Er habe gar nicht erst mit den einfachen Soldaten diskutiert, so Ess- 
am, sondern auf die politischen Offiziere gewartet, im Vertrauen, 
dass sich die Sache rasch aufklären würde. „Das Gegenteil war der 
Fall! Die Offiziere gingen noch brutaler mit uns um. Sie warfen mich 
zu Boden und prügelten auf mich ein. Dann zogen sie mich aus und 
schnitten mir die Haare ab. Sie schlugen uns mit Stöcken, Stromka- 
beln, Gürteln und Drähten. Ein Soldat sprang mehrmals auf mein 
Gesicht. Danach schleiften sie mich auf den Hinterhof des Mu- 
seums und schmierten mir Dreck ins Gesicht. Offiziere verabreich- 
ten mir Elektroschocks.“ 

Essam hat nach seiner Freilassung ein Video produziert, auf dem er 
über seine Erlebnisse im Museum berichtet und seinen zerschunde- 
nen Rücken zeigt: Blutergüsse, blaurote Striemen und die schwar- 
zen Verbrennungen der Elektroschocks. „Gott schütze mich vor 
dem ägyptischen Militär!“ schließt er seinen Bericht. Weitere Be- 
troffene folgten seinem Beispiel und gingen ebenfalls an die Öffent- 
lichkeit. 

Die Berichte der Betroffenen waren für die junge Bewegung ein 
Schock. Auch viele AktivistInnen hatten bislang ein positives Bild 
vom Militär. Das Militär wird mit der Unabhängigkeit von der Kolo- 
nialherrschaft und dem Krieg gegen Israel in Verbindung gebracht, 
durch die allgemeine Wehrpflicht war jeder selbst zumindest zeit- 
weise Teil der Armee oder hat Brüder, Cousins, Freunde, die ihren 
Wehrdienst leisten. Umso schmerzhafter war die Erkenntnis für 
viele der jungen Aktiven, dass das jetzt herrschende Militär offenbar 
eigene Interessen verfolgte - die es gegen die weiterhin Protestie- 
renden auch mit Gewalt durchsetzen würde. 


Dies machten auch zwei Gesetze deutlich, die der Militärrat im 
März verabschiedete: Das erste, ein Gesetz, 


das sich offiziell gegen 
„Thugs“ 


‚ In etwa „Verbrecher“ oder „Halunken“ richtet (1), listet 

eine lange Reihe von Vergehen auf, die von Herumlungern in der 

Öffentlichkeit über Diebstahl und Waffenbesitz bis zu Mord rei- 

chen und mit hohen Strafen geahndet werden können. Es eröffnet 

somit eine weitere Möglichkeit für willkürliche Verhaftungen und 

Verurteilungen. Der Ausnahmezustand, der seit nunmehr 30 Jah- 

ren gilt und dessen Aufhebung eine Forderung der Revolution war, 

wird dadurch weiter verschärft. 

Ende März trat ein weiteres Gesetz in Kraft. Es verbietet jede Art 
von Protest oder Streik, der das reibungslose Funktionieren der 
Wirtschaft oder öffentlicher Institutionen beeinträchtigt. Bereits 
der Aufruf dazu wird mit bis zu einem Jahr Gefängnis bestraft. We- 
nige Stunden nach dem Beschluss des Gesetzes wandte die Militär- 
polizei es bereits an und räumte die Kairoer Universität. Die Stu- 
dentinnen hatten zu Semesterbeginn überall im Land die Universi- 
täten besetzt, sie fordern den Rücktritt der Universitätsleitungen 
und der Professoren, die noch vom alten Regime eingesetzt waren, 
mehr Mitbestimmung und veränderte Stundenpläne. 

Mehr noch als gegen die andauernden Proteste der Jugend richtet 
sich das neue Gesetz gegen die Streiks, die seit der Revolution 
enorm zugenommen haben. Viel bekommt man von ihnen nicht 
mit. Die Medien schweigen über sie, allein über die Gründung und 
das rasche Anwachsen unabhängiger Gewerkschaften ist auch in 
der ägyptischen Presse etwas zu lesen. Das Militär geht hart gegen 
Streikende vor und beendet Blockaden und Arbeitskämpfe häufig 
gewaltsam. Durchaus im eigenen Interesse: Das ägyptische Militär 
bestimmt nicht nur seit Jahrzehnten im Hintergrund, aber sehr 
nachhaltig, die Politik des Landes. Es ıst auch der größte wirtschaftli- 


che Akteur, geschätzte 25 Prozent des BIP laufen durch seine 
Hände. 

Der „Großkonzern“ Militär ist von Streiks also direkt betroffen und 
hat daher großes Interesse, diese klein zu halten. Doch die Unter- 
drückung der Arbeitskämpfe ist für die Armee ein Balanceakt. 
Denn zugleich ist sie darauf bedacht, ihr positives Image in der Be- 
völkerung nicht zu verlieren. Das Militär verfolgt zunehmend EINE 
Doppelstrategie: Harte Repression auf der einen Seite, gezielte 
PR-Arbeit und einzelne Zugeständnisse auf der anderen. 

Wie das aussieht, zeigte sich am zweiten einschneidenden Tag für 
die ägyptische Bewegung, dem 9. April. Tags zuvor, am Freitag, Ben 
8. April, hatte es die größten Demonstrationen seit der REN 
gegeben, allein auf dem Tahrir-Platz waren ein bis zwei Millionen 
Menschen zusammengekommen. Die Jugendorganisationen. aber 
auch die Muslimbrüder hatten zu den Großdemonstrationen auf- 
gerufen, weil ihnen die Umsetzung der Forderungen der en. 
on zu langsam ging. Der Tahrir-Platz war so voll, dass kein Erae n 
durch die Menge möglich war. Volksfeststimmung an den Rändern 
und im Inneren, Musik dröhnte zugleich aus verschiedenen Ru 
sprechern, von mehreren Bühnen schallten die Reden. ee ei 
Warnung der Armee, kein Soldat dürfe sich den en 
schließen, waren etwa 40 Soldaten auf dem Platz. Sie wurden au 
Händen getragen und gefeiert. 
Die ausgelassene Stimmung wich Anspannung, als di ni 
den Platz hereinbrach, die Massen nach Hause verschwanden “ 
einige Tausend übrig blieben, die angekündigt hatten, den nn 
neut zu besetzen und zu bleiben, bis ihre Forderungen erfüllt se " 
Um zwei Uhr nachts, als die Ausgangssperre Hegannı rer 1 
kleines Konzert, das Ramy Essam gegeben hatte, knisternde Stille 


i i i ilitär zu sehen. Die 
h aus. Umschauen, Warten. Kein Mi 
ee n es geschafft! Der 


e Nacht über 


ersten begannen zu rufen, zu tanzen: „Wir habe 
Platz ist wieder besetzt!" 

Doch das war zu früh gefreut. Fast genau um drei Uhr mot 
stürmten Tausende Soldaten auf den Platz, trieben die verbliebe- 
nen Protestierenden zusammen - und eröffneten das Feuer: „Ich 
bin um mein Leben gerannt“, erzählt Fatima, „nur gerannt, gerannt, 
ich dachte meine Lungen platzen!“ 

Nicht alle kamen so glimpflich davon. Ein Militärkommando steuer- 
te direkt das Zelt an, in dem sich die protestierenden Soldaten auf- 


ji 5 i rschos- 
hielten, und zerrte sie heraus. Wie viele von ihnen direkt © 
utig herauszube- 


rgens 


sen, wie viele totgeprügelt wurden, ist nicht einde 
kommen. Menschenrechtsorganisationen sprechen von acht Toten 
in der Nacht. In der ganzen Innenstadt waren bis zum Morgen Ge- 
wehrsalven zu hören, mindestens eine Person wurde an einer 
Straßenecke, nicht weit vom Tahrir-Platz, erschossen. ö 
Der 9. April war der zweite Schock. An diesem Tag hatte das agyp- 
tische Militär seinen Mythos widerlegt und auf die eigene Bevölke- 
rung geschossen. Doch die ägyptischen Medien berichten über den 
Vorfall quasi nicht. Und das Militär setzt die Strategie der Ein- 
schüchterung zwar fort, es verhaftete in den folgenden Tagen Leu- 
te auf der Straße, die wie Protestierende aussahen, stürmte eın@ 
Konferenz zu politischen Gefangenen im Kairoer Stadtteil Imbaba. 
Doch zugleich ist es peinlich darauf bedacht, dass diese Aktionen 
nicht in die Öffentlichkeit dringen. Stattdessen bepflanzten Armee- 
angehörige eines Abends öffentlichkeitswirksam den Tahrir-Platz 
mit neuem Gras und jungen Bäumen. Militärkapellen spielen auf 
öffentlichen Plätzen, verteilen Süßigkeiten und kleine Geschenke. 
Und die Armee sorgt dafür, dass kritische Berichterstattung nicht 
mehr möglich ist: Anfang Mai erließ der Militärrat eine Verordnung, 
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dass alle Artikel über die Armee vor der Veröffentlichung der Ar- 
mee selbst zur Prüfung zugeleitet werden müssen. Kurz zuvor war 
der Friedensaktivist Maikel Nabil Sanad zu drei Jahren Haft verur- 
teilt worden. Auf seinem Blog hatte er geschrieben: „Armee und 
Volk gehen nicht Hand in Hand.“ 

Gerüchte kursieren, dass im Militär massive Spannungen herrschen, 
dass vor allem junge Soldaten der unteren Ränge sich mit den Pro- 
testierenden solidarisch fühlen und damit liebäugeln, sich den Pro- 
testen anzuschließen. Dass im Gebiet zwischen Kairo und Suez, wo 
zahlreiche Kasernen liegen, junge Soldaten desertiert und geflohen 
sind, weil sie fürchten, so wie jene bestraft zu werden, die am 9. 
April auf dem Tahrir-Platz ermordet wurden. 

In der Protestbewegung hat seit dem 9. März schrittweise ein Um- 
denken stattgefunden — und auch eine Umstrukturierung: nicht 
mehr mit dem Militär, sondern gegen das Militär. Es ist eine mühsa- 
mere und gefährlichere Strategie. In der Bevölkerung findet Kritik 
an der Armee weiterhin wenig Beifall. Aber immerhin: Eine Kampa- 
gene, die sich gegen die Verurteilung von ZivilistInnen vor Militärtri- 
bunalen einsetzt, gewinnt an Fahrt, schon sind in der Innenstadt Fly- 
er und Aufkleber mit dem Zeichen der Kampagne zu sehen. Das 
Militär hat seit der Revolution Hunderte, wenn nicht Tausende 
Festgenommener von Militärgerichten aburteilen lassen, in Prozes- 
sen, die oft keine zehn Minuten dauerten, in denen weder Anwälte 
noch die Öffentlichkeit zugelassen waren. Über I00 der am 9. März 
Festgenommenen sind zu bis zu sieben Jahren Haft verurteilt 
worden. 

Die Arbeit gegen das Militär, das derzeit quasi uneingeschränkt 
herrscht, ist einer der drei Stränge, an denen sich Proteste derzeit 
bewegen. Der zweite sind die Arbeitskämpfe, die zunehmend in 
den Vordergrund rücken: Am |. Mai fanden zum ersten Mal in 
Ägypten große Demonstrationen statt: aufgerufen hatten die neu 
gegründeten, unabhängigen Gewerkschaften. Und drittens treten 
die Kämpfe auch stärker in den Alltag der Jugendlichen und werfen 
dort nicht nur politische, sondern auch kulturelle Brüche auf. 

Die Revolution hat das Leben der jungen, jetzt Aktiven umgekrem- 
pelt. Die 18 Tage auf dem Tahrir-Platz haben ihnen gezeigt, dass ein 
anderes Zusammenleben, ein Mehr an Freiheit möglich ıst. Und so 
ziehen nun junge Frauen bei ihren Eltern aus, diskutieren junge 
Menschen, welche Kleidung sie tragen dürfen und können, warum 
es keine Orte gibt, an denen sie sich ungestört treffen können, ob 
Männer lange Haare haben dürfen und Frauen kurze. Aus dem ei- 
nen großen Kampf sind viele kleine Kämpfe geworden. 

Mitte Mai campen vor dem TV-Gebäude am Nilufer in Maspiro ei- 
nige hundert Leute. Sie haben aus Decken und Planen provisori- 
sche Zelte errichtet, in den Bäumen hängen Transparente, dahinter 
fließt träge das Wasser des Nil. Es sind Kopten, auch einige Muslime 
haben sich ihnen angeschlossen. Sie sind hierher gezogen, nachdem 
es im Stadtteil Imbaba zu Auseinandersetzungen zwischen Kopten 


und radikalen Muslimen kam. Inzwischen hat eine erste Untersu- 
chung ergeben, dass auch dort Baltagiyyas beteiligt waren. Ob die 
ehemalige Staatspartei oder die aufgelöste Sicherheitspolizei 
dahinter steckt, darüber wird weiter spekuliert. 
Der Protest vor dem TV-Gebäude hat mit Religion wenig zu tun, er 
richtet sich gegen das Militär. Wenn auf der Bühne jemand ans Mi- 
krofon tritt, ruft die Menge dieselben Slogans wie auf dem Tah- 
rir-Platz: „Christen und Muslime — Hand in Hand!" Oder: „Wir wol- 
len, dass Tantawi geht! Mohammed Hussein Tantawi, der Oberste 
des Militärrates, ist vielen in der Bewegung ein Dorn im Auge. Der 
General hat enge Verbindungen zum alten Regime. Taucht die Poli- 
zei in Maspiro auf, werden Rufe und Pfiffe laut, Steine fliegen, bis die 
Polizisten sich wieder zurückziehen. 
Einige Straßen weiter, auf dem Tahrir-Platz, versammeln sich an 
diesem Morgen die Protestierenden, die zum Nakba-Tag, dem Tag 
der Gründung Israels, nach Palästina fahren wollen, um dort die Pa- 
lästinenserInnen bei einem geplanten Aufstand zu unterstützen. 
Mehrere Tausend haben sich schon versammelt, einige Gruppen 
Religiöser ziehen mit lauten Rufen um den Platz, andere sitzen zu- 
sammen, an kleinen Ständen gibt es süßen Couscous, Kaffee und 
Tee. Freiwillige beginnen, die Demonstrationen für den Tag vorzu- 
bereiten, hängen Lautsprecher an den Laternenpfählen auf. Nicht 
nur eine Solidaritätsdemonstration für Palästina soll an diesem Frei- 
tag stattfinden, auch große Demonstrationen für die Einheit von 
ChristInnen und MuslimInnen. 
Im Gras, das das Militär gepflanzt hat, sitzt eine junge Frau, das blaue 
Kopftuch eng gezogen, die Lippen zusammengebissen, und weint. 
Es ist Salma Hosseini, eine junge Aktivistin, die am 9. März festge- 
nommen worden war und nach ihrer Freilassung in einem Video 
berichtet hatte, wie die Frauen im Museum misshandelt wurden. 
Sie ist freigekommen, aber ihr Verlobter nicht. Er wurde ins 
Tora-Gefängnis gebracht, in dem auch zahlreiche Mitglieder der al- 
ten Regierung sitzen. Während der Folter haben sie ihm beide 
Arme gebrochen, Behandlung bekommt er nicht. Salma darf ihn 
zweimal die Woche sehen, aber wann er freikommt, ob in einem 
Jahr oder in mehreren, weiß sie nicht. 
„Ich bleibe hier sitzen, bis er frei ist‘, sagt sie trotzig, Und weint. 
„Was für eine bescheuerte Idee, nach Palästina zu fahren“, sagt 
Hussein, ein Aktivist, sieht zu der Demonstration mit den Palästi- 
na-Flaggen hinüber und setzt sich neben Salma ins Gras. „Es gibt 
doch hier noch genug zu tun.“ 

13. Mai 201 |, Kairo 


ANMERKUNG: 
I So wurden auch jene Schläger bezeichnet, die das Mubarak-Regime vor 


dem | I. Februar gegen die DemonstrantiInnen angeheuert hatte. 


aus: ak 561 vom 20.5.201 | 
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NEIN 


LIBYEN-KRIEG! 


ZUM 


DIE PROPAGANDA DER „HUMANITÄREN INTERVENTION“ 
IST HEUCHELE| 


VON DER AK-REDAKTION 


Die NATO führt Krieg gegen Libyen. Aus der Sicht seiner BefürworterInnen handelt es sich um eine „humanitäre Intervention“, mit 
der das Gaddafi-Regime von Massakern an der Zivilbevölkerung abgehalten werden soll. Dieser Sichtweise haben sich auch viele linke 
BefürworterlInnen der Militäraktion angeschlossen. Doch Linke dürfen nicht auf die machtpolitisch motivierten Manöver hereinfallen, 
die weder die Zivilbevölkerung schützen können noch die Revolten unterstützen sollen. Sie sollten stattdessen gegen die verlogene Po- 
litik ihrer Regierungen protestieren: in der Frage der Rüstungsexporte und in der Flüchtlingspolitik. 


Vor dem Hintergrund des Angriffs auf Libyen hält die Deutsche 
Bank für das Verhältnis der Westmächte zu den Revolten im arabi- 
schen Raum fest: „Weltanschauliche Präferenzen für eine demo- 
kratische Regierung spielten beim Aufbau dieser geopolitischen 
Struktur nur eine Nebenrolle, wie sich daran zeigt, dass in all diesen 
Ländern autokratische oder repressive Regime regierten. Der 
Westen wollte vielmehr die Stabilität an der südlichen und östli- 
chen Flanke Europas sichern und den Zugang zu den Energiereser- 
ven der Region sicherstellen.” (Deutsche Bank, Economic Research 
Bureau Frankfurt, Globale Trends 2. Quartal 2011, 31.3201 I) 
Die NATO führt Krieg gegen Libyen. Der Intervention liegt die Re- 
solution 1973 des UN-Sicherheitsrats zu Grunde. Dieser hat am 
17. März 201 | mit zehn Stimmen bei fünf Enthaltungen (darunter 
Deutschland) die Einrichtung einer Flugverbotszone beschlossen. 
Mit der Entscheidung des UN-Sicherheitsrats war die dann folgen- 
de militärische Eskalation bereits angelegt. Denn die Resolution 
1973 erlaubt ausdrücklich die Anwendung „aller notwendigen Mit- 
tel“ zur Einhaltung der Flugverbotszone. Der Einsatz von Boden- 
truppen schien damit nicht gemeint, ist aber auch nicht eindeutig 
ausgeschlossen. Lediglich den Einsatz einer „Besatzungstruppe in 
jeder Form“ erlaubt die Resolution eindeutig nicht. 


„KOLLATERALSCHÄDEN“ SIND 

BEI BOMBARDIERUNG UNVERMEIDLICH 

Die immer offenere militärische Unterstützung der NATO für die 
Opposition gegen das Gaddafi-Regime birgt die Gefahr einer wei- 


teren Eskalation in einem lang dauernden Bürgerkrieg. Darunter 
würde vor allem die Zivilbevölkerung leiden, die angeblich ge- 
schützt werden soll. Wo ein moderner Militärapparat Krieg führt - 
seı es mit Flugzeugen und Raketen oder mit Bodentruppen - sind 
„Kollateralschäden" unvermeidlich. 

Die Motive der Krieg führenden Mächte sind nicht humanitärer Art. 
Durch umfangreiche Waffenlieferungen haben sıe dem libyschen 
Regıme überhaupt erst die Mittel zum Massenmord verschafft. 
Zeitgleich stattfindende schwere Menschenrechtsverletzungen 
etwa ın Syrien, dem Jemen oder Bahraın - nehmen sıe zur Kenntnis, 
ohne eıne „humanitäre Intervention” auch nur in Erwägung zu zıe- 
hen. In Libyen dagegen sehen die NATO-Staaten offensichtlich 


eine Chance. Nach den Umwälzungen in Tunesien und Ägypten 
wollen sie ihren politisch-militärischen Einfluss in der Region und 
ihre ökonomischen Interessen langfristig sichern. Ein unter westli- 
cher Regie und durch NATO-Waffen herbeigeführter „Regime- 
wechsel“ in Libyen käme diesen Interessen entgegen, glauben sie. 
Nach dem Sturz der Diktatoren Ben Ali und Mubarak wäre das 
Ende des Gaddafi-Regimes ein weiterer Schritt in die richtige Rich- 
tung. Gaddafi war nie ein Partner im „antiimperialistischen Kampf“, 
seine „grüne Revolution“ kein Modell für Befreiungskämpfe. Sein 
Regime hat nicht nur die eigene Bevölkerung unterdrückt, sondern 
auch mit europäischen Regierungen das schmutzige Geschäft der 
„Flüchtlingsabwehr" betrieben. Gaddafis Sturz aber kann nur die 
Sache der in Libyen lebenden Menschen sein. 

Die Zusammensetzung und die Motive der libyschen Opposition, 
die bewaffneten Rebellen eingeschlossen, sind aus der Ferne nur 
schwer zu beurteilen. Etliche Oppositionelle haben dem Regime 
bislang treu gedient, einige in hohen Positionen. Andere verfügen 
über Kontakte zu Regierungen der westlichen Kriegsallianz und ih- 
rer Geheimdienste. Wenn solche Leute an die Stelle der jetzt Herr- 
schenden treten, wird man kaum von demokratischen Verhältnis- 
sen sprechen können. Denkbar, wenn nicht wahrscheinlich, wäre 
eine Entwicklung wie in Afghanistan, mit seiner korrupten und von 
den USA abhängigen Marionettenregierung und einer zutiefst ge- 
spaltenen Bevölkerung. 

Im geltenden Völkerrecht ist die Parteinahme fremder Staaten für 
eine Bürgerkriegspartei ausdrücklich verboten. Bisherige „humanl- 
täre Interventionen“ wurden mit angeblich drohendem Völker- 
mord (Kosovo-Krieg 1999) oder erfundenen Massenvernichtungs- 
waffen begründet (Irak-Krieg 2003). Die Militärintervention in Liby- 
en, die angeblich Massaker verhindern soll, wäre ein weiterer Prä- 
zedenzfall für eine Anpassung des Völkerrechts an die Interessen 
der USA, der EU und der NATO. Frankreichs Staatspräsident Sar- 
kozy, einer der eifrigsten Kriegstreiber, spricht schon jetzt davon, 
„dass die Reaktion der internationalen Gemeinschaft von nun an 
jedes Mal die gleiche sein wird“, 

Die deutsche Enthaltung bei der Abstimmung über die UNO-Re- 
solution 1973 hat eine bizarre innenpolitische Debatte ausgelöst. 
KommentatorInnen und OppositionspolitikerInnen warnen vor ei 
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nem verhängnisvollen deutschen „Sonderweg“. Was immer die 
Enthaltung motiviert haben mag — mit Pazifismus hat sie nichts zu 
tun, sondern eher mit dem Kalkül, nicht-militärische Einflussnahme 
in der Region könnte sich langfristig um so mehr auszahlen. Inzwi- 
schen beteiligt sich Deutschland ebenso am Krieg gegen Libyen wie 
2003 gegen Irak: indirekt, aber wirkungsvoll. 

Zu den Besonderheiten der deutschen Libyen-Debatte gehört, 
dass unter den lautesten KriegsbefürworterInnen auch „Linke“ ver- 
treten sind. Während in der taz der Politikprofessor Bernhard Stahl 
ein „Paradebeispiel für einen ‚gerechten Krieg‘ ausmacht, diffa- 
miert Ivo Bovic in der Jungle World linke Kriegsgegnerlnnen als 
nützliche IdiotInnen Gaddafis. Etwas deftiger mag es der frühere Ju- 
goslawien- und Afghanistan-Krieger Joschka Fischer, der sich für sei- 
nen Nachfolger Guido Westerwelle schämt: Dieser habe es vorge- 
zogen, „als es im Sicherheitsrat zum Schwure kam, den Schwanz 
einzuziehen“. 


DIE NAIVEN ARGUMENTE 

DER LINKEN KRIEGSBEFÜRWORTERINNEN 

Es gibt zwei „linke‘ Begründungen, die für eine Beteiligung an der 
Militär-Intervention herhalten müssen, eine „humanitäre" und eine 
„strategische“. Das humanitäre Argument betrachtet die Luftan- 
griffe der NATO-Staaten als einziges Mittel, um ein Massaker Gad- 
dafs an der Zivilbevölkerung zu verhindern. Exemplarisch brachte 
der israelische Friedensaktivist Uri Avnery diese Position auf den 
Punkt: „Wenn es darum geht, einen Genozid zu verhindern, bin ich 
sogar bereit, einen Pakt mit dem Teufel einzugehen. (...) Es ist mir 
egal, wer Gaddafis mörderischem Krieg gegen sein eigenes Volk ein 
Ende setzt: UN, NATO oder die USA ganz alleine - wer auch im- 
mer es macht, der hat meinen Segen.“ (taz, 28.3.1 1) Die strategi- 
sche Begründung argumentiert darüber hinaus, ein Sieg Gaddafis 
über die Rebellen würde die revolutionäre Welle in den arabi- 
schen Staaten stoppen und Diktatoren eine Blaupause für die ge- 
waltsame Niederschlagung künftiger Aufstände liefern. So zum Bei- 
spiel der libanesische Politologe und Trotzkist Gilbert Achcar (der 
auch das „humanitäre Argument" vorbringt) im Interview mit dem 
Znet. 

Doch die Vorstellung, Gaddafis angedrohte Gewaltexzesse gegen 
Zivilistinnen könnten durch „saubere“ Bombenabwürfe an der 
richtigen Stelle gestoppt werden, ist naiv. Wer Militäraktionen ohne 
Nachteile für die Bevölkerung für möglich hält, sitzt dem Glauben 
an die Allmacht moderner Waffensysteme auf. Naiv ist auch die 
Vorstellung, der Westen werde nach dem Ende der Bombardie- 
rung die Rebellen gewähren lassen. Wenn die Aufständischen in Li- 
byen nicht aus eigener Kraft den Sieg erringen, dann diktiert der 
Westen anschließend den weiteren Verlauf, Die Intervention ist 
das Ende der selbstbestimmten Entwicklung und der erste Schritt, 
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die europäische und US-Dominanz über die Region wieder herzu- 
stellen. 

Wie wenig die „linken“ KriegsbefürworterInnen verstanden haben, 
zeigt sich auch daran, dass sie keine eigenen Vorstellungen in die 
Debatte einbringen. Weder fordern sie eine Demokratisierung der 
UNO noch betonen sie die Notwendigkeit von Strukturen, die ei- 
nen „Missbrauch“ militärischer Gewalt durch Interessen einzelner, 
mächtiger Staaten verhindern. Damit haben sie ihre Glaubwürdig- 
keit als Linke verspielt. Auch die Idee des Völkerrechts, der Gefahr 
eines dauerhaften Kriegszustands zwischen Staaten einen Riegel 
vorzuschieben, geben sie leichtfertig auf. Zwar ignorieren Staaten 
die völkerrechtlichen Regeln schon bisher immer, wenn es oppor- 
tun erscheint. Doch das Völkerrecht symbolisiert den gesellschaftli- 
chen Konsens gegen Kriegstreiberei. Es ist eine wichtige Instanz, auf 
die sich Kriegsgegnerlnnen berufen können. Eine Aufweichung 
dieses Konsenses macht Kriegsführung zu einer ganz normalen 
machtpolitischen Option. 

Europäische Linke haben auf den Fortgang der Dinge in Nordafrika 
keinen direkten Einfluss. Doch sollten sie sich von dieser faktischen 
Ohnmacht nicht verleiten lassen, die Kriegspolitik ihrer Regierun- 
gen zu unterstützen, die nicht in ihrem Interesse sein kann. Statt- 
dessen sollten sie gegen die verlogene Politik ihrer Regierungen 
Protest einlegen. Auch die wechselnden Bundesregierungen haben 
immer wieder Rüstungsexporte in den Nahen Osten und nach 
Nordafrika, Libyen eingeschlossen, genehmigt. Erst Anfang März 
hat das Bundeswirtschaftsministerium einen Teil dieser Exporte ge- 
stoppt. Dennoch ist zu befürchten, dass weiterhin deutsche Waf- 
fen in die Region gelangen, auch auf Umwegen, etwa über Sau- 
di-Arabien oder die Vereinigten Arabischen Emirate, mit denen 
nach wie vor ein lukrativer Rüstungshandel betrieben wird. 
Deutschland und die anderen EU-Staaten dürfen keine Waffenge- 
schäfte mit den Diktatoren in den arabischen und nordafrikani- 
schen Ländern machen. 

In der Nacht zum 6. April 201 | kenterte ein Schiff mit bis zu 300 
Flüchtlingen, das von Libyen aus in See gestochen war, etwa 70 Kı- 
lometer vor Lampedusa. Bis zu 250 Menschen ertranken. Doch an- 
statt die Flüchtlinge aus den umkämpften und durch die ökonomi- 
sche Abhängigkeit vom Westen verarmten Staaten aufzunehmen, 
arbeiten die EU-Staaten mit Hochdruck daran, die Lecks ın ihren 
Außengrenzen, die der Sturz der Diktatoren gerissen hat, abzudich- 
ten. Der tunesischen Interimsregierung hat Italien bereits ein ent- 
sprechendes Abkommen aufgenötigt. Hier sollten Linke ansetzen: 
Die europäischen Staaten müssen die Grenzen für Kriegsopfer und 
Flüchtlingen öffnen und diese großzügig unterstützen. Das wäre 
eine humanitäre Intervention, die diesen Namen verdient. 


aus: ak 560 vom 15.4.201 | 


AUCH DEMOKRATIE, 
KLAR, NATÜRLICH 


DIE POLITISCHEN HOFFNUNGEN DER MEISTEN 
LIBYERINNEN SIND DIFFUS 


VON HANNAH WETTIG 


Seit Gaddafis Sturz rätseln BeobachterInnen, wie sich die Verhältnisse in Libyen entwickeln werden. Schon in sieben Monaten will der 


Übergangsrat Wahlen organisieren. Entsteht dann ein Staatswesen nach westlichem Vorbild oder ein islamischer Gottesstaat? Fest 


steht nur, dass die politischen Hoffnungen der meisten LibyerInnen diffus sind. Ideen und politische Traditionen aus dem Staate Gadda- 


fis wirken nach, religiöse Vorstellungen sind einflussreich. 


Die Angst vor einem islamistischen Regime hat bisher jede der ara- 
bischen Revolten begleitet. Nun flammt sie in Bezug auf Libyen 
wieder auf. US-Geheimdienste haben herausgefunden, dass Jihadis- 
ten nach dem Fall von Muammar al-Gaddafi einen islamischen Staat 
erkämpfen wollen. Das meldete die eher konservative Washington 
Times. Sorge machten den Geheimdiensten die Einträge in Inter- 
netforen. Einige rufen dazu auf, nach einer Übergangsphase den 
Kampf gegen säkulare Rebellen und den libyschen Übergangsrat 
aufzunehmen. 

Die Angst ist im Falle von Libyen berechtigt. Nicht nur kämpften 
unter den Rebellen zahlreiche Einheiten mit Al-Qaida-Verbindun- 
gen und Kampferfahrung aus Afghanisten - in Tripolis wurde einer 
von ihnen gerade als Vorsitzender des neuen Militärgerichts einge- 
setzt. Auch weiß man kaum etwas über die politischen Ansichten 
der Libyerlnnen im Allgemeinen, sie konnten sie schließlich 42 Jahre 
nicht äußern. Ob es Kräfte geben wird, die stark genug sind, sich 
den IslamistInnen entgegenzustellen, muss sich also erst noch 
herausstellen. 


POLITISCHE FRAGEN WERDEN IN LIBYEN KAUM DISKUTIERT 
„Wir wollen Freiheit und Demokratie‘, sprechen junge Tripolitane- 
rInnen dem Reporter von Al-Jazeera in das vorgehaltene Mikrofon. 
Es sind junge Männer, die gut Englisch können und damit eine kleine 
Minderheit darstellen. Gaddafı ließ 1986 nicht nur den Englischun- 
terricht verbieten, sondern auch alle englischsprachigen Bücher 
verbrennen. „Jemand vom Revolutionskomitee kam in unsere Klas- 
se und sagte dem Englischlehrer, er müsse unsere Bücher einsam- 
meln“, erzählte Mari Burahıil, ein politischer Aktivist, vor einigen 
Wochen ın Bengası. Damals war er 15. Englisch hat er gelernt, weil 
seine Eltern ihn zu Hause unterrichteten und später nach Großbri- 
tannıen schickten. Er hat eine konkrete Vorstellung von dem, was 
Demokratie seın könnte. 

Viele der jungen Rebellen haben das nıcht. „Politik interessiert uns 
nicht, sagt ein Jugendlicher hinter dem Schreibtisch im Büro der Ju- 
gend des Wandels in Bengası. Hier treffen sıch junge Menschen, die 
beim Aufbau des „neuen Libyens“ helfen wollen. Sıe reinıgen die 
Straßen, bringen Essen für die Bedürftigen ın dıe Moscheen oder 
kümmern sıch um die Versorgung mıt Kochgasflaschen. Gibt es kei- 


ne Gruppe, dıe politische Fragen diskutiert? Der Jugendliche lächelt, 


32 


als hielte er die Frage für absurd. Ein anderer im Raum antwortet: 
„Wir wissen nichts über Politik. Ich kann nur sagen, dass Israel unse- 
rer Feind ist. Aber wie der Konflikt dort angefangen hat, weiß ich 
nicht." 

Ähnlich vage reagieren die meisten auf die Frage nach Demokratie. 
„Wir wollen Freiheit‘, sagen alle. Auch Demokratie, oder? „Ja klar, 
auch Demokratie, natürlich.“ Dann verstummt häufig das Ge- 
spräch. Der junge Mann von der Jugend des Wandels sagt: „Viel- 
leicht gibt es einen Zusammenhang zwischen Freiheit und Demo- 
kratie." 

Zur gleichen Zeit diskutieren junge ägyptische und tunesische Akti- 
vistInnen sich die Köpfe heiß, ob Religion in die Verfassung aufge- 
nommen werden soll, welche Strategie gegenüber dem Militär die 
beste ist, ob man sich besser in Parteien oder außerparlamentarisch 
organisiert. „Wir können nicht mit Ägypten, Tunesien oder Syrien 
verglichen werden", erläutert Intisar Al Agileh, eine juristische Bera- 
terin des Übergangsrats. „Ägypten, Tunesien und Syrien haben 
schon eine Verfassung. Wir hingegen müssen ein Land aus dem 
Nichts aufbauen.“ 

Strukturell unterschied sich die Jamahiriya, die libysche „Volksde- 
mokratie“, durch weit mehr als nur die fehlende Verfassung von an- 
deren arabischen Regimes. Als Muammar al-Gaddafi vor knapp 42 
Jahren den libyschen König Idriss wegputschte, orientierte er sich 
zunächst an den Panarabisten der Zeit. Der ägyptische Präsident 
Gamal Abdul Nasser war sein großes Vorbild. Der hatte in ähnlı- 
cher Weise 1952 den ägyptischen König Faruk vom Thron gefegt. 
In Syrien spielte die panarabistische Baath-Partei schon seit Ausru- 
fung der Arabischen Republik Syrien 1946 eine entscheidende Rol- 
le. In Tunesien gewann 1958 die Neo-Destour-Partei unter Habıb 
Bourgiba die Wahlen. Im selben Jahr stürzten im Irak „Freie Offizie- 
re" die von den Briten eingesetzte Monarchie. In Algerien putschte 
sich Houari Boumedienne 1965 an die Macht. Libyen war das letzte 
Land, das sich der Welle des arabischen Nationalismus anschloss. 
Sie alle grenzten sich vom „Kommunismus“ ab, vertraten aber eine 
Spielart des Sozialismus, die den osteuropäischen Systemen ähnel- 
te. Es gab Wahlen, die den Präsidenten in der Regel mıt 99 Prozent 
der Stimmen bestätigten, es gab eine staatstragende Partei, eine 
Verfassung, Gesetze und Gerichte. Doch bald entwickelte Gaddafi 
die Vision einer staatslosen Gesellschaft. Die Grundlage dafür 


schrieb er 1975 als „dritte Universaltheorie“ in seinem „Grünen 
Buch” nieder. 

Wahlen, Parteien, Parlamente und sogar Volksentscheide konnten 
seiner Ansicht nach nie den wirklichen Willen des Volkes abbilden. 
Er hielt sie daher für undemokratisch und plädierte stattdessen für 
Basisdemokratie: die Organisation jedes Mitglieds der Gesellschaft 
in Komitees. (Vgl. ak 563) Undemokratisch war laut Gaddafi jedoch 
auch, „wenn ein Komitee oder ein Parlament dazu berechtigt ist, 
die Gesetze für eine Gesellschaft zu erlassen“. Darum gab es in Li- 
byen keine Verfassung. Weiter heißt es im Grünen Buch: „Das ur- 
sprüngliche Gesetz jeder Gesellschaft beruht auf Tradition und 
Religion.“ 

Basisdemokratie gab es in Libyen nie. Das System konnte schon 
deshalb nicht funktionieren, weil jedes Basiskomitees von einem 
Revolutionskomitee auf seine Linientreue überwacht wurde. Wer 
Vorschläge machte, und sei es nur zur Abfallbeseitigung, riskierte 
seinen Kopf. 

Auch darum erstaunt es wenig, dass die LibyerInnen heute soviel 
mehr von Freiheit reden als von Mitbestimmung. Im benachbarten 
Ägypten machte die Bevölkerung auch zu Mubaraks Zeiten ihrem 
Ärger über das Regime lautstark Luft. Die Frustration der meisten 
ÄgypterInnen rührte neben der. Korruption vor allem daher, dass es 
unmöglich war, Veränderungen zu erwirken — vorschlagen konnte 
man sie. Die ÄgypterInnen wollen endlich mitbestimmen. Deshalb 
fanden sich schon kurz nach Mubaraks Sturz an die 60 Parteien 
zusammen, auch wenn viele nie Parteistatus erlangen werden. 


DER PANARABISCHE SOZIALISMUS DER 1950ER JAHRE 

In Libyen gibt es neben den Muslimbrüdern und der Nationalen 
Demokratischen Allianz, einer Exiloppositionsgruppe, bislang noch 
kaum Gruppen, die eine Parteigründung erwägen. Die 24-jährige 
Ingenieursstudentin Hind Omar. in Bengasıi ist da eine Ausnahme. 
Sie hat gemeinsam mit Freundinnen ein kleines Parteiprogramm 
geschrieben und sucht nun nach MitstreiterInnen. In dem Pro- 
gramm heißt es: „|. Wir wollen, dass Menschen Politik verstehen. 2. 
Wir wollen ihnen die Möglichkeit geben, ihre Meinung zu sagen. 3. 
Wir wollen Demokratie auf dem Prinzip der Meinungsfreiheit auf- 
bauen.“ Ein Parteiprogramm ist das freilich nicht. Wohl aber ent- 
spricht es ziemlich genau dem, was viele LibyerInnen jetzt für not- 
wendig halten. 

Noch vor einem Monat sagte auch der Nationale Übergangsrat, 
dass Libyen viel Zeit brauche, um eine Demokratie zu werden. 
Zwei Jahre gab er sich, um eine Verfassung auszuarbeiten und 
Wahlen abzuhalten. Doch seit der Einnahme von Tripolis drückt 
die Übergangsregierung aufs Tempo. Zwei Tage nach dem Fall der 
Stadt erklärte der Vorsitzende Mustafa Abdel Jalil, in acht Monaten 
werde es Wahlen geben. Einen ersten Verfassungsentwurf stellte 
der Rat schon einige Tage zuvor auf seine Website. 

Dabei mag die Angst vor einem von Jihadisten angezettelten Bür- 
gerkrieg eine Rolle spielen. Aber ähnlich wie in Ägypten und Tune- 
sıen verschafft das frühe Abhalten von Wahlen den IslamistInnen 
einen enormen Vorsprung. Denn sie konnten sich wie überall ın 
der arabischen Welt auch unter harter Repression organısieren. 
Wenn auch die Moscheen wie alles andere in Libyen kontrolliert 
wurden, boten sıe doch gute Treffpunkte. Im Osten des Landes sol- 
len radikale Imame schon unter Gaddafi zum Jıhad aufgerufen ha- 
ben. 

Noman Benotman, eın Analyst der britischen Quilliam Stiftung, 


schätzt dıe Anhängerschaft der IslamıstInnen auf 20 Prozent - und 
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damit nicht höher als in den benachbarten Ländern. Benotman soll- 
te die Szene kennen. Er kämpfte für die Libyan Islamic Fighting 
Group in Afghanistan auf Seiten Al Qaidas, bevor er sich vom Isla- 
mismus lossagte. Weitere 20 bis 25 Prozent der libyschen Aktivis- 
tInnen sind laut Benotman Liberale, die eine säkulare Demokratie 
und freie Marktwirtschaft wollten. Die große Masse, 40 bis 50 Pro- 
zent, seien dem nationalistischen Lager zuzuordnen. Sie wollten ei- 
nen zivilen Staat auf der Basis von Demokratie und libyscher Kultur. 
Zur libyschen Kultur gehört für sie der Islam. 

Tatsächlich ist zumindest in Bengasi diese Art des „Nationalismus“ 
die am häufigsten geäußerte Meinung. „Wir haben das große 
Glück, dass unsere Gesellschaft so homogen ist“, erläutert ein jun- 
ger Mann, der sich mit dem Herumfahren von Fremden ein Zugeld 
verdient. „Wir sind alle sunnitische Muslime. Das macht es einfach, 
eine Demokratie aufzubauen.“ 

Dass gesellschaftliche Homogenität der Demokratie dienlich ist, 
scheint eine gewagte These. Ganz gewiss ist es nicht besonders 
pluralistisch gedacht. Der Mann ist aber nicht der einzige, der diese 
Ansicht äußert. In dieser Vorstellung spiegelt sich die Ideologie Mu- 
ammar al-Gaddafis wieder. „Jede Nation sollte eine gemeinsame 
Religion haben“, schrieb er in seinem Grünen Buch. Nur so entwi- 
ckele sich das Leben der Gruppen stabil und gesund. 


DER ISLAM SOLL HAUPTQUELLE DER GESETZGEBUNG SEIN 

Die Jamahiriya Gaddafis war weit islamischer als die panarabischen 
Regime. Gaddafi ließ die Gesetze im Sinne der Scharia überarbei- 
ten. Alkohol wurde verboten. Wie sonst nur in islamistischen Syste- 
men wie Iran und Saudi-Arabien gab es Huddud-Strafen: Dieben 
konnte die Hand abgehackt werden, Ehebrecher wurden ausge- 
peitscht. Es heißt, diese Strafen wurden selten angewandt und oft 
milde ausgelegt — statt der Hand nahm man einen Finger. 

An dieser Praxis haben viele nichts auszusetzen. „Das ist Islam. Das 
können wir nicht ändern“, sagt die juristische Beraterin des Über- 
gangsrats. Ein Mitarbeiter des Finanzministers im Übergangsrat wie- 
gelt ab: „Das wird nicht angewandt. Aber wenn es der Islam sagt, 
kann man es nicht abschaffen.‘ So steht denn auch im neuen Ver- 
fassungsentwurf, dass der Islam die Hauptquelle der Gesetzgebung 
sei. Zwar finden sich in vielen arabischen Ländern ähnliche Formu- 
lierungen in den Verfassungen, doch diese ist besonders weitge- 
hend. In Kuwait, Bahrain und Syrien etwa ist der Islam nur „eine“ 
Hauptquelle. 

Kaum jemand in Libyen sieht die Scharia als Hindernis einer Demo- 
kratie. Damit vertritt die Masse der libyschen Bevölkerung ähnliche 
politische Positionen wie etwa die Muslimbrüder in Ägypten. In 
manchem übertreffen die libyschen „Nationalisten" sogar die ägyp- 
tischen „Brüder“: Das Alkoholverbot sehen die meisten LibyerIn- 
nen als unumstößlich. Dass man in Ägypten trinken darf, stellen 
indes nur wenige IslamistInnen in Frage. 

Nun hängt Demokratie nicht vom Alkoholkonsum ab. Wenn Ge- 
setze auf Grundlage einer Religion gemacht werden müssen, 
schränkt das allerdings nıcht nur die Freiheit der GesetzgeberlInnen 
deutlich eın. Es öffnet auch dıe Tür für geistliche Instanzen, den ge- 
wählten Vertreterinnen ins Handwerk zu pfuschen. Daran, dass dıe 
LibyerInnen sich nach Freiheit und Demokratie sehnen, kann nie- 
mand, der mit den Menschen gesprochen hat, ernstlich zweifeln. 
Fraglich ıst eher, wıe sıe es schaffen werden, ıhren Wunsch umzu- 
setzen. 


aus. ak 564 vom 16.9 201 | 


DIE WUT AUF DIE 
REGIERUNG WÄCHST 


EIN BERICHT AUS DEN STRASSEN VON DAMASKUS 


VONR. Z., SYRISCHER THEATERREGISSEUR 


Syrien erlebt bewegte Zeiten, in Damaskus gehen die Menschen auf die Straße. In der syrischen Hauptstadt lebt auch der Theaterregis- 


seur R.Z. In seinen Stücken geht es um die Menschlichkeit in einer verlogenen und von Autoritätsdenken geprägten Gesellschaft, um 


die Isolierung des Individuums und das Gefühl der Ausgegrenztheit bei Verweigerung politischer und gesellschaftlicher Normen. Im Fol- 


genden schildert er seine Eindrücke aus den letzten beiden Märzwochen in Syrien. 


Die Ereignisse überschlagen sich in den letzten Tagen. Hintergrund 
sind zum einen die Ereignisse der letzten Monate in der arabischen 
Welt. Zum anderen wurden Anfang März ca. I5 Schulkinder über 
zwei Wochen im Gefängnis festgehalten. Sie hatten das „Das Regi- 
me muss fallen‘ an Häuserwände geschrieben. 

15.3.2011: Es kommt zu einer kleinen Demonstration in der Alt- 
stadt von Damaskus. Sofort werden die Rufe nach Freiheit unter- 
drückt. Dies wird auf Handy aufgenommen und in ausländischen 
Medien gesendet, vor allem in einem syrischen Sender in Dubai na- 
mens Orient. Daraufhin werden alle syrischen Mitarbeiter des Ka- 
nals von Funktionären des Geheimdienstes telefonisch kontaktiert 
und bedroht. Viele Mitarbeiter kündigen, der Sender kann für meh- 
rere Tage nicht berichten. 

16.3.2011: Sit-in vor dem Innenministerium in Damaskus, Forde- 
rung nach Freilassung der politischen Gefangenen. Die ca. 50 friedli- 
chen Teilnehmer werden gewaltsam auseinander getrieben, die 
Hälfte festgenommen. Darunter auch prominente Oppositionsfüh- 
rer wie Soheir Al Atassi und der Philosoph und Universitätsprofes- 
sor Al Tayeb Al Tazini, 80 Jahre alt. 

18.3.2011: Demos in kleineren Städten, eine Demo von ca. 30 Per- 
sonen in der Omayaden-Moschee von Damaskus (der wichtigsten 
Moschee im Land) wird mit Gewalt unterdrückt. In der südsyri- 
schen Stadt Deraa demonstrieren nach Ende des Freitagsgebets 
1.000 Menschen wegen der Festnahmen der Kinder. Slogan: „Gott, 
Syrien, Freiheit und sonst nichts!" Das Regime reagiert mit Gewalt, 
scharfe Munition wird auf die Demonstranten gefeuert, mehrere 
Personen werden getötet. Die Situation eskaliert. Die Menschen 
verfolgen die Ereignisse auf Facebook und ausländischen TV-Sen- 
dern. Die Regierung schweigt zunächst, dann Propaganda-Nach- 
richten: Bewaffnete Gangs würden dahinter stecken, Palästinenser, 
ıslamistische Extremisten, ausländische Geldgeber (Israel). 
22./23.3.201 1: In der Nacht zum Mittwoch wird eine Moschee mit 
Demonstranten gestürmt, Leute werden erschossen, angeblich 
Waffen und Geld sichergestellt. Die Tötung der Demonstranten, 
darunter ein elfjähriges Mädchen, empört die Menschen, welche 
sıch dank BBC Arabic ınformieren können. Die Regierung versucht, 
alles herunterzuspielen. Die Stimmung ın Damaskus wird immer 
angespannter. Noch stärkere Präsenz des Sicherheitsapparates als 
üblich. Man hört ständig Sirenen von Polizei und Krankenwagen, 
aber auch Autokorsos von Regimeanhängern, die nachts mıt Paro- 


len wıe „Gott, Syrien, Bashar und sonst nichts" durch die Straßen 
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fahren. Die Menschen werden immer wütender. Sie wollen sich an- 
gesichts der neuen Opferzahlen von ca. 20 Toten in Deraa mit den 
Menschen dort solidarisieren und versuchen kleinere Kundgebun- 
gen abzuhalten, doch der Unterdrückungsapparat reagiert sofort 
mit aller Härte. 

24.3.2011: Erste politische Reaktion nach sechs Tagen: Die Berate- 
rin des Präsidenten, Botheina Shaaban, verspricht auf einer Presse- 
konferenz Reformen: Abschaffung des Ausnahmezustandes, Erhö- 
hung der staatlichen Gehälter, Freilassung der Gefangenen, die im 
Zusammenhang mit den Ereignissen in Deraa festgenommen wur- 
den, Zulassung anderer Parteien — keine Aussagen zu den Toten in 
Deraa, außer dass eine Kommission die Ereignisse untersuchen 
werde und der Gouverneur von Deraa entlassen wurde. Alles sehr 
allgemein und unpräzise. Die Antwort der Bevölkerung: „Bothein 
Shaaban, das syrische Volk ist nicht hungrig. Es will Freiheit. Zuge- 
spitzt wird das Ganze durch das Staatsfernsehen: Bilder von angeb- 
lichen Freudenmärschen angesichts der Reformankündigungen aus 
verschiedenen Städten - auch aus Deraa. Es ist ein Schlag ins Ge- 
sicht all der Familien, deren Angehörige erschossen und verhaftet 
wurden. 

25.3.2011: Nach dem Freitagsgebet explodiert die Stimmung im 
ganzen Land. In fast allen Städten Syriens finden Demonstrationen 
statt, aus Solidarität mit den Opfern in Deraa. Ausländische Medien 
werden auch diesmal nicht nach Deraa gelassen. 

Hier in Damaskus demonstrieren Hunderte, ich versuche, dazu zu 
stoßen, doch als ich bei der Demo ankomme und gerade mit dem 
Handy die brutale Verhaftung eines Demonstranten dokumentie- 
ren will, werde ich an den Armen gepackt und verhaftet, man 
nimmt mir mein Handy weg und verlangt das Löschen des Aufge- 
nommenen. Nach einem kurzen Verhör werde ich freigelassen. 
Das verdanke ich nur dem Umstand, dass der Sicherheitsapparat 
bereits mit den vielen anderen Festgenommenen zu tun hat. 

Ca. 1.000 Leute befinden sich auf dem Platz, einige laufen durchein- 
ander. Die Demonstranten fordern Freiheit, die Sicherheitskräfte 
antworten mit Brutalität und knüppeln die Menschen auseinander. 
Über 300 Festnahmen, darunter auch befreundete Journalisten. 
Ich treffe mich mit Freunden in einem Cafe in der Nähe und er- 
fahre, dass es weitere kleine Demos in anderen Vierteln der Stadt 
gab und auch andere Freunde von uns aus dem Künstlerkreis fest- 
genommen wurden (Männer und Frauen). Wir fühlen alle eine 


starke Wut in uns, und wir fühlen uns hilflos, da die starke Präsenz 
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der Sicherheitskräfte in Damaskus jegliche Demo in Kürze zer- 
schlägt. 

Zu Hause kehre ich zurück zu Fernseher und Internet. Seit über 
zwei Wochen kann ich mich auf nichts anderes mehr konzentrie- 
ren, verbringe meine Zeit auf der Facebookseite gegen das Regime 
und für die Revolution, diskutiere dort mit Freunden und Unbe- 
kannten über die Ereignisse, ärgere mich über die plumpen Versu- 
che des Geheimdienstes, sich dort reinzuschleichen, lese die 
Ankündigungen für neue Demos. 

Dann erneut schlechte Nachrichten: In mehreren Städten — in Lat- 
takia, Homs, Damaskus und in Deraa — wurden die Demonstratio- 
nen mit scharfer Munition beschossen, viele Tote und noch mehr 
Verletzte. Genaue Zahlen habe ich auch heute am Samstag, dem 
26.3., noch nicht, da das Regime keine Zahlen verkündet. Die ganze 
Nacht laufen im staatlichen TV Bilder von „spontanen“ Demon- 


strationen für die Regierung, nicht aber die Bilder des Abfeuerns 
scharfer Munition auf friedliche Demonstrationen. Und schon gar 
nicht die nun zum ersten Mal zu hörenden Rufe „Sturz des Re- 
gimes“. Das war bis dahin in Syrien nicht zu hören. Noch ungeheu- 
erlicher sind die Bilder, die ich später auf Facebook und YouTube 
finde: In Homs wurden Bilder des vorherigen und des jetzigen 
Präsidenten zerrissen, in Deraa die Statue „zu Ehren“ von Hafez Al 
Assad gekippt. 

Beim Schreiben dieser Zeilen bin ich mir sehr wohl bewusst, dass 
auch ich vielleicht bereits morgen in einem der Gefängnisse sitzen 
könnte. Aber es gibt kein Zurück mehr, oder wie es nun in den 
Straßen Syriens zu hören ist: Seit heute haben wir keine Angst 


mehr! 


aus: ak 560 vom 15.4.2011 
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II. HINTERGRUND 


Wer sind die Träger der Revolten? Warum waren die Diktaturen in Nordafrika über Jahrzehnte so 
stabil? Wie funktionierte die Herrschaft Gaddafis? Was ist die Strategie des Westens in der Region? 
Warum ist westliche „Hilfe“ ein Problem? Wie hängen die Aufstände in Nordafrika und die Migration 
nach Europa zusammen? Was haben die Revolutionen den Frauen gebracht? Diesen und anderen Fra- 


gen haben wir im letzten Jahr Hintergrundberichte und Analysen gewidmet. Auf den folgenden Seiten 


tragen wir einige zusammen. 


AUFSTÄNDE 


GEGEN DEN 


LIBERALISMUS 


WIRTSCHAFTLICHE HINTERGRÜNDE DER REVOLTEN 
IN ÄGYPTEN, TUNESIEN UND LIBYEN 


VON HANNAH WETTIG 


In fast allen arabischen Ländern gehen die Menschen gegen ihre autokratischen Herrscher auf die Straße. Von Marokko bis Irak, von Sy- 


rien bis Jemen fordern sie Freiheit, Achtung der Menschen- und Bürgerrechte, Gerechtigkeit und Rechtssicherheit. Doch soziale Rech- 


te sind ihnen nicht weniger wichtig, in vielen Ländern sind die Demokratiebewegungen durch Streiks für höhere Löhne erst in Gang 


gekommen. Was sind die ökonomischen Hintergründe der Proteste? Ein Blick auf die Vorgeschichte in Ägypten, Tunesien und Libyen. 


Mit dem Referendum am 19. März 201 | haben die Muslimbrüder 
und das alte Regime einen Sieg errungen. 77 Prozent der Wählerln- 
nen stimmten für eine Handvoll Verfassungsänderungen, obwohl 
die TrägerInnen der Revolte davor gewarnt hatten. Fast alle Oppo- 
sitionsparteien forderten eine gänzlich neue Verfassung, vor allem 
wollten sie mehr Zeit bis zu den ersten freien Wahlen. Das ägypti- 
sche Militär verhaftet derweil Demonstrantinnen und foltert sie. Ein 
ähnliches Bild in Tunesien: Hier liefern sich Demonstrantinnen Stra- 
Benschlachten mit der Polizei, auch hier werden willkürlich Aktivis- 
tInnen verhaftet. Die Masse der TunesierInnen solidarisiert sich 
nicht mit ihnen. 

Nach dem Referendum in Ägypten gab der ägyptische Blogger 
Sandmonkey den AktivistInnen einen Tipp: Kümmert euch endlich 
um die Wirtschaft! „Ihr wollt demonstrieren? Dann demonstriert 
für einen Mindestlohn, und viele Ägypter werden euch folgen.“ 


SOZIALISTISCHE EXPERIMENTE 

IM NACHKOLONIALEN NORDAFRIKA 

Die meisten Wirtschaften in der arabischen Welt sind desolat. 
Durch Deregulierung und Exportorientierung, oft erzwungen 
durch Internationalen Währungsfonds und Weltbank, hat sich die 
Schere zwischen arm und reich in den vergangenen Jahrzehnten 
immer weiter geöffnet. Als in der Weltwirtschaftskrise vor drei Jah- 
ren die Nachfrage aus Europa zusammenbrach, hat das die Lage 
noch verschärft. Das gilt für ein sehr armes Land wie Ägypten ge- 
nauso wie für das durch den Tourismus prosperierende Tunesien 
oder das ölreiche Libyen. 

Die Diktatoren, die heute zum Teufel gejagt werden, waren einst 
Kämpfer gegen den Kolonialismus — oder zumindest deren Nach- 
folger. Von Algerien bis Syrien übten sich die Potentaten in den 
1950er und 1960er Jahren in sozialistischen Experimenten: Ver- 
staatlichung der Schlüsselindustrien, Landreform, Subventionierung 
von Grundnahrungsmitteln, Garantie eines Arbeitsplatzes für 
HochschulabsolventInnen - so lautete das populäre Rezept. Der 
Preis war die politische Repression Andersdenkender. Die Politik 
des ägyptischen Präsidenten Gamal Abdul Nasser unterschied sich 
kaum von der des tunesischen Präsidenten Habib Bourguiba oder 
Algeriens Ahmed Ben Bella. 

Einen eigenen Weg ging Muammar al-Gaddafi mit seinem Mix aus 


Islam und Sozialimus: In seiner Jamahiriya (ein von ihm geschaffenes 
Wort in Abgrenzung zur „Jumhuriya“ — der Republik) sollte jeder 
zur Politik beitragen können. Basisdemokratisch waren die Men- 
schen in lokalen Komitees organisiert. Das Ergebnis war totale Kon- 
trolle: AbweichlerInnen von der revolutionären Linie konnten in 
den Komitees schnell identifiziert werden. Wirtschaftlich ging Gad- 
dafis islamischer Sozialismus noch einen Schritt weiter als Nassers 
arabischer Nationalismus: Bis in die 1990er hinein waren private 
Unternehmen verboten, mehr als 70 Prozent der Bevölkerung ar- 
beiteten für den Staat. 

In den 1970er Jahren läuteten die meisten arabischen Länder eine 
vorsichtige wirtschaftliche Liberalisierung ein. Exemplarisch steht 
dafür die Politik der Infitah (Öffnung) von Nassers Nachfolger An- 
war as-Sadat. Agypten brauchte Devisen. In den 1950ern hatte das 
Land noch Nahrungsmittelüberschüsse produziert, nun importierte 
es zwei Drittel seines Getreidebedarfs. 

Das lag zum Teil am enormen Bevölkerungswachstum. Hinzu kam 
der wirtschaftliche Niedergang der Sowjetunion: Für viele mit sow- 
jetischer Hilfe gebaute Industrieanlagen waren Ersatzteile nur noch 
gegen Devisen im Westen erhältlich. Vor allem aber trieben die 
von USA und Europäischer Gemeinschaft (EG) hoch subventio- 
nierten Nahrungsmittelsexporte die ägyptischen Kleinbauern in die 
Produktion von Futtermitteln und Cash Crops (1), vor allem Baum- 
wolle. 

Sadat lockerte die engen Bindungen zur Sowjetunion und wandte 
sich dem Westen zu. Das zahlte sich zunächst aus: Nachdem er ei- 
nen Friedensvertrag mit Israel unterzeichnet hatte, entschuldeten 
die USA Ägypten und erhöhten ihre Entwicklungs- und Militärhilfe 
für den neuen Partner drastisch. So brauchte er zunächst nur milde 
wirtschaftliche Einschnitte vorzunehmen: Importkontrollen wurden 
gelockert, das Außenhandelsmonopol auf Grundnahrungsmittel, 
Erdöl und Baumwolle beschränkt, die Bedingungen für ausländische 
Investoren verbessert. 

In der Folge der wirtschaftlichen Öffnung klaffte die soziale Schere 
bald weit auseinander. Die verschiedenen Oppositionsgruppen 
von Nasseristen bis Islamisten erhielten starken Zulauf. Als das Re- 
gime versuchte, den Brotpreis zu erhöhen, kam es zu den Brotun- 
ruhen von 1977. Sadat nahm die gerade erst eingeführten politi- 
schen Freiheiten zurück. Der kurze demokratische Frühling endete 
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endgültig 1981 mit einer Verhaftungswelle gegen Muslimbrüder, 
Linke, Intellektuelle und koptische Geistliche. 

Als Sadat im selben Jahr einem islamistischen Attentat zum Opfer 
fiel, verhängte sein Nachfolger Hosni Mubarak den unbefristeten 
Ausnahmezustand und schaffte damit Rechtsstaat und politische 
Freiheiten für die nächsten 30 Jahre ab. In wirtschaftlicher Hinsicht 
trat er in die Fußstapfen seines Vorgängers, legte aber nach 1989 
erheblich an Tempo zu. Das war vor allem den Gläubigern IWF, 
Weltbank und Pariser Club geschuldet, die nach dem Umbruch in 
Osteuropa den Liberalisierungsdruck erhöhten. 

Der 1991| ausgehandelte Strukturanpassungsplan sah zur Schulden- 
reduzierung unter anderem vor: die Privatisierung der Staatsbetrie- 
be (damals 85 Prozent der ägyptischen Produktionskapazität), die 
Deregulierung der Gesetze über Arbeitsplatzgarantien, Entlassun- 
gen und Löhne, den Abbau der Subventionierung von Medikamen- 
ten, Lebensmitteln und Energie, sowie von Zoll- und Handels- 
hemmnissen. 1992 nahm Mubarak die Nassersche Landreform zu- 
rück: Ab 1997 mussten Bauern das Land zu Marktpreisen pachten. 
Tausende der von kapitalkräftigen Investoren und ehemaligen Gro- 
Berundbesitzern verdrängten Kleinbauern landeten in den Slums 
der Städte. 

Auch in Tunesien wurde staatliches Land an Großgrundbesitzer 
verpachtet - allerdings zu Preisen, die weit unter den Marktpreisen 
lagen. Da nur große Flächen vergeben wurden, konnten Kleinbau- 
ern gleichwohl nicht von den niedrigeren Landpreisen profitieren. 


LIBERALISIERUNGSPOLITIK 

LÄSST ARMUT UND REICHTUM WACHSEN 

Auch vom Verkauf staatlicher Unternehmen profitierten allein 
die Wohlhabenden. Der Staat stellte mit Hilfe der Geber günstige 
Kredite und andere Anreize für Investoren zur Verfügung. Die klei- 
nen Gewerbetreibenden, laut Weltbank 95 Prozent der tunesi- 
schen Unternehmen, bekamen von diesen Subventionen nichts ab. 
Die sozialen Folgen dieser Politik waren so verheerend, dass das 
Regime über Jahre den im Auftrag der Weltbank erhobenen 
Gini-Index — den Maßstab für soziale Ungleichheit - unter Ver- 
schluss hielt. 

Das alles ging nicht ohne Protest vor sich. Als die Islamisten 1989 ın 
Algerien die Wahlen gewannen, demonstrierten auch tunesische 
Islamisten für mehr Rechte. Ben Ali reagierte mit einem fast voll- 
ständigen Verbot jeglicher politischer Aktivität. 

In Ägypten artikulierte sich die Opposition hingegen regelmäßig 
und zuweilen lautstark. Brotrevolten zwangen die Regierung 1977 
und 1984, Erhöhungen der Brotpreise zurückzunehmen. Zu Beginn 
der 1990er wurde fast ununterbrochen irgendwo gestreikt. 
Libyen hat indes völlig andere wirtschaftliche Voraussetzungen. 
Erdöl macht 95 Prozent des Exports aus und 80 Prozent der Staats- 
einnahmen. Damit ist Libyen ein klassischer Rentierstaat. (2) Doch 
setzte Gaddafi den Ölreichtum weit weniger als die Golfstaaten für 
Infrastrukturprojekte und zur Bekämpfung der Armut ein. Vor al- 
lem bereicherte sich die politische Klasse. Zudem brauchte er Waf- 
fen für seinen Krieg mit dem Tschad. Der Fall des Ölpreises ın den 
1980ern traf das Land hart. 

Als die UN 1993 wegen terroristischer Aktivitäten, unter anderem 
wegen des Lockerbie-Anschlags, Sanktionen gegen Libyen ver- 
hängte, kam ein Großteil der wirtschaftlichen Aktivität zum Erlie- 
gen. Allein das Ölgeschäft blieb — das war von den Sanktionen aus- 
genommen. Der Staat versuchte mit Subventionen auf alle Güter 
des täglichen Gebrauchs gegenzusteuern. Mit dem Verfall des lıby- 
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schen Dinars entstand eine Schattenwirtschaft. Die subventionier- 
ten Güter wurden dadurch so billig, dass kleine und größere 
Schmuggler ein lukratives Geschäft damit machten, sie aufzukaufen 
und in den Nachbarländern zu verkaufen. Insbesondere in der Cy- 
renaika, kam es zu Lebensmittelengpässen. 

Als sich Gaddafi nach dem | I. September 2001 zur Überraschung 
der Weltöffentlichkeit in den „Kampf gegen den Terror“ einreihte, 
war sein Land wirtschaftlich am Ende. Es wurde gestreikt, Islamisten 
erhielten Zulauf. Seit dem Ende der Sanktionen 2003 hat sich die 
Wirtschaft etwas erholt. Doch eine stabile wirtschaftliche Basis ne- 
ben dem Öl gibt es nach wie vor nicht. Ähnlich wie in Tunesien und 
Ägypten liegt das meiste Eigentum in der Hand der politischen 
Klasse. Allerdings in Tunesien und Ägypten aus anderen Gründen. 
Im Jahr 201 | sind die Märkte Tunesiens und Ägyptens fast vollstän- 
dig liberalisiert. Freilich „privatisierte“ die Regierung Mubarak das 
Staatsvermögen weder an die Meistbietenden, noch gar an das 
Volk. Die sogenannte Privatisierung erfolgte vielmehr unter den 
Bedingungen der allgemeinen Günstlings- und Vetternwirtschaft. 
Einige der dicksten Brocken gingen gleich an Sohn Gamal Mubarak. 
Nordafrika ähnelt heute eher der postsozialistischen Oligarchie 
Russlands, als einer bürgerlichen Gesellschaft — ähnlich schwer wird 
es die Demokratie dort haben. 

Wirtschaftlich gibt es Licht und Schatten. Tunesien richtete seine 
Textil- und Agrarproduktion auf den europäischen Markt aus. 
Ägypten investierte in die Erdgasindustrie und in erneuerbare Ener- 
gien. Große Agrarbetriebe setzten auf ökologischen Landbau, um 
die Nachfrage in Europa zu bedienen. Wachstumsraten von bis zu 
sieben Prozent scheinen der Politik der wirtschaftlichen Öffnung 
Recht zu geben. Die Alphabetisierungsrate ist in Ägypten von 57 
Prozent im Jahr 1990 auf 72 Prozent gestiegen. Heute besitzen 80 
von 100 ÄgypterInnen ein Telefon, 1990 waren es nur drei. Tune- 
sien liegt in den Bereichen Gesundheit und Bildung deutlich über 
dem arabischen Schnitt. Auch das Außenhandelsdefizit konnte 
Tunesien verkleinern. Das Land ist aber immer noch auf Entwick- 
lungskredite angewiesen. 

Ägypten hingegen importiert, wie schon seit den 1970er Jahren, 
weiter Waren im doppelten Wert seiner Ausfuhren. Mit jährlich 
zwei Milliarden Dollar ist Ägypten einer der größten Absatzmärkte 
für amerikanisches Getreide. 

Dennoch fuhren die Geberländer ihre Entwicklungshilfe stark zu- 
rück. War Ägypten in den 1980ern, nach der Unterzeichnung des 
Friedensvertrags mit Israel, der größte Empfänger von US-Hilfen, ist 
es jetzt auf die hinteren Plätze gerückt. Mit derzeit |,3 Milliarden 
Dollar Entwicklungshilfe pro Jahr erhält jede Ägypterin und jeder 
Ägypter umgerechnet nur 16 Dollar an internationaler Hilfe. Hinzu 
kommen |I,3 Milliarden Dollar US-Militärhilfe. Das viel kleinere Tu- 
nesien ist mit 48 Dollar pro Einwohner deutlich besser gestellt 
und entsprechend abhängiger. Die neuen, hoffentlich demokratıi- 
scheren Regierungen werden diese wirtschaftliche Lage erben. 


ANMERKUNGEN: 

I Landwirtschaftsprodukte, die für den Weltmarkt bestimmt sınd 

2 Als Rentierstaaten bezeichnet man Staaten, die sıch nıcht ın erster Linie 
durch die Besteuerung der Staatsbürgerinnen finanzieren. sondem durch 
Einnahmen aus Rohstoffexporten oder ıntemationalen Zahlungen. Diese 
Struktur der Staatsfinanzen mindert für die Regierung den Druck, sıch ın deı 


Bevölkerung zu legıtimieren, und begünstigt Komuption 


aus: ak 560 vom 15.4.201 | 


VOM PROTEST ZUR 
GEGENGESELLSCHAFT 


SOZIALPROTEST, ARBEITSKÄMPFE UND 
GEWERKSCHAFTBEWEGUNGEN IN TUNESIEN UND ÄGYPTEN 


VON BERNHARD SCHMID 


Der Funke der arabischen Revolutionen 2011| ging von Tunesien aus. Unmittelbarer Auslöser der Revolte war der Selbstmord eines 


jungen Prekären: Am 17. Dezember 20 10 übergoss sich der 26-jährige Mohammed Bou’azizi in der zentraltunesischen Stadt Sidi Bouzid 


mit Terpentin und zündete sich an. Die darauffolgenden Proteste und Demonstrationen breiteten sich zunächst auf Tunesien und dann 


auf die ganze nordafrianische Region aus. 


Der Selbstverbrennung voraus waren zahlreiche Schikanen durch 
die örtliche Polizei gegangen. Beim letzten Mal hatte eine Polizistin 
dem jungen Gemüseverkäufer seine Waren abgenommen. 
Bou'azizi wollte sich auf dem Polizeipräsidium beschweren, wo 
man ihn allerdings zum Teufel schickte. Daraufhin beging er vor den 
Türen des Gebäudes seine Verzweiflungstat. 

Weitere folgten: Fünf Tage später kletterte der junge Arbeitslose 
Houcine Neji auf einen Strommast und sprang mit den Worten 
„Kein Elend mehr, keine Arbeitslosigkeit mehr!" vor den Augen ei- 
ner Menge in die 30.000-Volt-Leitungen. Vier Tage später stürzte 
sich der 34-jährige Lotfi Guadri in fünf Kilometer Entfernung von 
Sidi Bouzid, in Gdera, in einen Brunnen und ertrank. Am 4. Januar 
2011 erlag Mohamed Bou'azizi schließlich seinen Verletzungen. 
Mohammed Bou'azizi war nicht allein das Opfer polizeilicher Schi- 
kanen. Als Abiturient, der sein Leben mit dem „illegalen“ Verkauf 
von Gemüse fristen musste, wurde er zum Sinnbild einer „verlore- 
nen Generation" — einer Jugend mit Schul- und oft Hochschulab- 
schlüssen, aber ohne Chancen auf einen halbwegs erträglichen Job. 


DIE „VERLORENE GENERATION“ DER JUNGEN PREKÄREN 

Ein Grund dafür liegt darin, dass in den korrupten Strukturen Tun- 
siens die wenigen qualifizierten Stellen nur dank familiärer Bezie- 
hungen und durch persönliche Loyalitäts- und Abhängigkeitsver- 
hältnisse zu erlangen waren. Ferner hat besonders Tunesien auf ein 
wirtschaftliches Entwicklungsmodell gesetzt, das extrem von aus- 
ländischer Nachfrage abhängig ist, vor allem vom EU-Binnenmarkt. 
„Wachstumsmotoren“ waren zum einen der Dienstleistungssek- 
tor, vor allem der Tourismus, zum anderen Zulieferindustrien, die 
aus Europa ausgelagerte Handlagertätigkeiten übernehmen. Dazu 
zählen die Textilproduktion und periphere Teile der Automobilin- 
dustrie, wie die Herstellung von Autoteppichen und anderem 
Zubehör 
kräften verlangen. 

Die offizielle, kleingerechnete Arbeitslosenrate in Tunesien betrug 
zum Jahreswechsel 2010/20|1 etwa I4 Prozent, die der Unter- 
30-Jährıgen lag demnach beı 30 Prozent. Unter den Hochschulab- 


alles Branchen, die nach „gering qualifizierten‘ Arbeits- 


gängerInnen waren offiziell 22 Prozent arbeitslos. Im Jahr 2000 
waren es nur zehn Prozent. 


Nicht nur ın Tunesien, ın sämtlichen Maghreb-Ländern ıst dıe sozıa- 


le Figur der „Diplomes Chömeurs“, der Arbeitslosen mit Hoch- 
schuldiplom, zu einer sprichwörtlichen Erscheinung geworden. An- 
ders als in den entwickelten Industrieländern steigt das Risiko der 
Arbeitslosigkeit mit steigendem Bildungsniveau. In Marokko etwa 
betrug die Arbeitslosenrate im Winter 2010/2011 gut neun Pro- 
zent. Doch bei den Unter-30-Jährigen, die meist wesentlich besser 
ausgebildet sind als die Generation ihrer Eltern, lag die Arbeitslosig- 
keit bei 17,6 Prozent (nach Zahlen aus dem Jahr 2008). Die der 
Hochschulabgängerlnnen betrug im selben Jahr sogar 20 Prozent — 
nach den offiziellen Zahlen. 

In Marokko gibt es schon seit Dezember 1990 eine organisierte Be- 
wegung der Diplomes Chömeurz. Sie ist derzeit fester Bestandteil 
der außerparlamentarischen Oppositionsbewegung für soziale 
Rechte, gegen Korruption und gegen den Autoritarismus des 
Makhzen, des Staatsapparats der Monarchie. Der Protest setzte 
seit Jahresbeginn 2011 unter dem Namen Bewegung des 20. Fe- 
bruar das Regime unter Druck. Im Polizeistaat Ben Alis dagegen 
konnte das Elend dieser Generation lange keinen offenen Ausdruck 
finden. Umso heftiger fiel die Explosion aus. 


TUNESIEN: 

VOM AUFSTAND ZUR (DEMOKRATISCHEN) REVOLUTION 

Schon wenige Stunden, nachdem Mohamed Bou'azizi in Flammen 
gestanden hatte, versammelten sich zahlreiche Elendsgenossinnen 
auf den Straßen und Plätzen von Sidi Bouzid. Ihr Protest schwoll 
schnell an, und in den darauffolgenden beiden Tagen gingen Auto- 
reifen, ein Polizeiauto und auch die Niederlassung der Staatspartei 
RCD (Demokratische Verfassungspartei) in Flammen auf. Polizis- 
ten wurden mit Steinen beworfen. Die sonst verbreitete Angst vor 
den Sicherheitskräften wich der Wut. Die Bewegung breitete sich 
schnell aus. Am Wochenende des 25. und 26. Dezember 2010 er- 
reichte sie die Hauptstadt Tunis. Der Protest verbreiterte sich 
nochmals massiv ab dem 3. Januar 201 | durch das Ende der Schul- 
und Hochschulferien. 

Kern der Massenproteste, die innerhalb der kommenden andert- 
halb Wochen die Abdankung des Präsidenten Ben Ali erzwangen, 
war zunächst eine soziale Revolte. Dennoch beschränkte sich die 
Bewegung nıcht darauf. Vielmehr wurde der Protest, je schneller er 
wuchs, de facto zur klassenübergreifenden, demokratischen Mas- 
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senbewegung, die endlich die bleierne Ruhe von 23 Jahren poli- 
zeistaatlicher Diktatur und stickiger gesellschaftlicher Atmosphäre 
durchbrach. 

Eine wesentliche Rolle spielten dabei etwa die Anwältinnen und 
Anwälte, deren Berufsstand auch viele politisierte Mitglieder auf- 
wies — und zwar sowohl aus dem linken als auch aus dem mode- 
rat-islamistischen Spektrum. Die Arbeit als Anwalt oder Anwältin in 
einem Staat, dessen Strukturen notorisch korrupt waren, der die ei- 
genen Gesetze übertrat und vielfach Folter praktizierte, bedeutete 
notwendig die Bereitschaft, auch mit den Machthabern im Konflikt 
zu stehen. Die mutigen Angehörigen der Anwaltskammer von Tu- 
nis zählten deswegen zu den ersten, die auf die Straße gingen, 
als die Revolte vom küstenfernen „Hinterland“ die Hauptstadt er- 


reichte. 


STREIKS DER ARBEITERINNEN UND ANGESTELLTEN 

Ab der zweiten Januarwoche 2011| trat auch der Gewerk- 
schafts-Dachverband UGTT (Union Generale Tunisienne du Tra- 
vail) in die Protestbewegung ein. Er rief für den 14. Januar 2011| die 
abhängig Beschäftigten zu einem Generalstreik auf. Just an jenem 
Tag floh Präsident Ben Ali, auf Drängen seiner engeren Umgebung 
hin, außer Landes. 

Die Führung der UGTT hatte bis dahin unter der Kontrolle des 
Staatsapparats gestanden. Verantwortlich dafür war eine Mischung 
aus Korruption, Ämterkauf, Repression gegen missliebige Mitglie- 
der oder Gewerkschaftsfunktionäre sowie materiellen Vorteilen 
für linientreue BürokratInnen. Doch mehrere Branchenverbände 
standen bis zuletzt deutlich oppositionell zum Regime. Beispiels- 
weise die Gewerkschaft der MedizinerInnen im öffentlichen Kran- 
kenhausdienst, der LehrerInnen und im Post- und Fernmeldewe- 
sen. In Opposition zum Regime wie auch zur Bürokratie des eige- 
nen Dachverbands standen zudem mehrere regionale Untergliede- 
rungen der UGTT, so im Bergbaubecken von Gafsa, Schauplatz 
der sozialen Massenrevolte 2008. In der letzten Phase des Regimes 
entstand aus der Verquickung des Gewerkschaftsmilieus mit den 
Milieus von Frauenrechtlerinnen, widerständigen Anwälte, linken 
AktivistInnen etc. eine Art „Gegengesellschaft". 

Auch nach dem Sturz Ben Alis kam es in Tunesien zu Streikbewe- 
gungen. In der Anfangsphase forderten die Streikenden oft die Aus- 
wechslung von als korrupt geltenden, durch ihre enge Verbindung 
mit dem Ben-Ali-Regime belasteten Direktoren und Betriebslei- 
tern. Dies darf jedoch nicht verwechselt werden mit dem Bestre- 
ben nach Aufbau eines sozialistischen Rätesystems, wie manche 
Linke es auf die Situation projizierten. Im Vordergrund stand der 
Wunsch nach Auswechslung des Personals und nach einem Ende 
der Korruption. 

Ende Janaur 2011 beispielsweise „entließen die Angestellten der 
Versicherungsgesellschaft Star ihren Leiter. Aus dem Amt vertrie- 
ben wurde der Manager der Nationalen Landwirtschaftsbank, 
ebenso wie der Vorsitzende des tunesischen Unternehmerverban- 
des Utica, Hedi Jilani. Im tunesischen Fernsehen übernahmen Ge- 
werkschaftskomitees vorübergehend die Kontrolle über dıe 
Nachrichtensendung. 

Auch Monate später fanden Aufsehen erregende Streiks ın Tune- 


sien statt, zum Beispiel der Ausstand bei Tunisie Telecom, der über 


einen Monat dauerte. Seit seiner Teilprivatisierung 2006 hatte das 
Unternehmen externe Berater und Manager mehrheitlich Aus- 
landstunesier - zu im Vergleich zu den Löhnen des übrigens Perso- 


nals, astronomischen Gehältern eingestellt. Eine Vereinbarung mıt 
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den Streikenden vom I 6. Juni 201 | sieht nunmehr vor, dass 53 von 
63 der besonders kritisierten Manager gefeuert werden. Bei einem 
der größten tunesischen Wirtschaftsunternehmen, Poulina Group 
Holding (PGH), konnten streikende Beschäftigte stattliche Lohner- 
höhungen durchsetzen. Hingegen scheiterten sie bei dem Versuch, 
die Entlassung eines als korrupt geltenden Direktors einer Filiale zu 
erzwingen: Der Streik wurde mit einer Aussperrung beantwortet, 
die Streikenden mussten an dem Punkt nachgeben. 

Beim größten Exportunternehmen Tunesiens, der im Chemiesek- 
tor tätigen Groupe Chimique Tunisien (GTC), konnte die Einstel- 
lung von 3.500 jungen Arbeitslosen erzwungen werden. Zu diesem 
Zweck wurden neue Aufgabenbereiche in dem Unternehmen ge- 
schaffen, die sich künftig um die Entgiftung der Umwelt in Südtune- 
sien — wo die Hinterlassenschaften des Phosphatbergbaus bislang in 
die Landschaft gekippt worden waren —, um die Entseuchung von 
Oasen und die Wiederaufforstung kümmern. 


ARBEITSLOSIGKEIT UND ZUKUNFTSANGST 

WIRKEN ALS PROTESTBREMSEN 

All dies waren zwar Erfolge der Protestbewegung. Gleichzeitig aber 
fürchteten zur Jahresmitte 201 | viele Tunesierlnnen eine Wirt- 
schaftskrise. Ein Teil der einheimischen wie internationalen Bour- 
geoisie drohte mit dem Abzug ihrer Investitionen ins Ausland und 
versucht die „zu viel streikende und zu stark protestierende' Bevöl- 
kerung auf diesem Wege einzuschüchtern. Von Januar bis Oktober 
201 | gingen die Investitionen gegenüber dem Vorjahr insgesamt 
um 24 Prozent zurück. 

Ferner blieben die TouristInnen vor allem in den ersten Jahresmo- 
naten dem postrevolutionären Tunesien fern. Zwar wird der Bei- 
trag des Tourismus zur tunesischen Gesamtökonomie bisweilen 
übertrieben: Mit rund 300.000 Beschäftigten (vor dem Umbruch) 
war er einer der beiden größten Arbeitgeber, doch ist er mit einem 
Beitrag von sieben Prozent zum Bruttoinlandsprodukt nicht derart 
entscheidend, wie oft dargestellt. Dennoch machte sich der Rück- 
gang auf diesem Sektor durchaus bemerkbar, zumal er die rezessive 
Gesamttendenz verstärkte. 

Im ersten Vierteljahr 201 | schrumpfte die tunesische Wirtschaft 
um 7,8 Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Ab Jahresmit- 
te breitete sich eine wirtschaftlich begründete Zukunftsangst aus, 
und die in den Monaten nach dem Sturz Ben Alis verbreiteten 
Streiks begannen ab Juni 201 | deutlich abzuebben. Im September 
2011| erreichte die offiziell registrierte Arbeitslosenzahl erstmals die 
Marke 700.000; dies entsprach einer amtlichen Arbeitslosenquote 
von |9 Prozent. Unter dem vorherigen Regime hatte sie in absolu- 
ten Zahlen bei rund 500.000 gelegen. Hinzu kamen nunmehr rund 
100.000 ehemals im Tourismussektor Beschäftigte, rund 50.000 
Schul- und HochschulabgängerInnen vom Sommer 201 | - ohne 
und weitere 50.000 aus Li- 
byen geflohene, tunesische Arbeitsmigrantinnen. 


aktuelle Beschäftigungsperspektive - 


Allerdings trugen das Abebben der Streiks, das Wiederanspringen 
der Produktion und das Aufholen beim Konsum ab dem Frühsom- 
mer zu einer Erholung der Konjunktur bei. Unter dem Strich wınkt 
allerdings für das Gesamtjahr 201 | derzeit nur eın Wachstumsrate 
von einem Prozent - eine relatıv schwach Zahl gemessen an den 
jährlichen vier bis fünf Prozent vor dem Umbruch und gemessen 
am starken Bevölkerungswachstum 

Sicherlich könnte eın Land, sofern es - seitens der Regierung und 
einer gesellschaftlichen Mehrheit - explizit zum Bruch mit kapıtalıs- 


tischen Mechanısmen entschlossen wäre, solche quantitativen 


Wachstumskriterien beiseite legen und sich stärker qualitativen Kri- 
terien wie Bedürfnisbefriedigung, Abbau bestehender Ungleichhei- 
ten oder Umweltschutz zuwenden. Doch da es nach dem Sturz 
Ben Alis keine starke gesellschaftliche Strömung gab, die explizit für 
eine andere wirtschaftliche Produktionslogik eintrat, existiert eine 
solche Perspektive faktisch nicht. Zwar gibt es Druck für Verände- 
rungen in der ökonomischen Sphäre. Verknüpft wurde dieser 
Wunsch jedoch überwiegend mit dem Anliegen der Demokratisie- 
rung, konkret dem Bestreben nach Absetzung von korrupten 
Profiteuren der Ben-Ali-Ära. 

In diesem Kontext wurden die wirtschaftliche Verschlechterung 
und die steigende Arbeitslosigkeit vielfach als Bedrohung erlebt. 
Dies erklärt zum Teil das Votum vieler Menschen in Tunesien für 
die moderaten IslamistInnen im Oktober 2011. Denn sie erschie- 
nen als oppositionell, galten wegen ihrer „sittenkonservativen” 
Grundhaltung auf symbolischer und psychologischer Ebene jedoch 
zugleich als Garanten für „Sicherheit“. 


DAS BERGBAUBECKEN VON GAFSA: 

ZENTRUM DER STREIKBEWEGUNG 

Unmittelbar vor und kurz nach den Wahlen vom 23. Oktober kam 
es erneut zu einer Welle sozialer Proteste, die damit zusammen- 
hingen, dass das staatliche Chemieunternehmen Groupe Chimique 
Tunisien — zu ihr gehört die Compagnie des Phosphates von Gafsa 
- erste Ergebnisse der im März 201 | lancierten Ausschreibung von 
Arbeitsplätzen im Phosphatbergbau veröffentlichte. Die Einstel- 
lungspraxis in diesem Sektor war 2008 einer der Hauptgründe für 
die Massenrevolte im Bergbaubecken von Gafsa gewesen, denn sie 
basierte oft auf mafiösen Beziehungsmustern oder purer Vettern- 
wirtschaft. 

Nachdem die Ergebnisse der neuen Einstellungskampagne von 
2011 monatelang nicht veröffentlicht worden waren, kam es ab 
dem I7. Oktober zu einem Streik der LeiharbeiterInnen im 
Phosphatbergbau von Gafsa, welche seit langem für Festarbeits- 
plätze kämpfen. Der Abtransport des Rohstoffs in den Hafen von 
GabPs wurde durch Blockaden zeitweilig um über die Hälfte redu- 
ziert. 

Am 23. November wurden erstmals die Ergebnisse — die Namen 
der „glücklichen Gewinner“ der Einstellungstests vom März des 
Jahres — für zwei zentraltunesische Bezirke bekannt gegeben. Die 
Liste erweckte den Eindruck, dass erneut mafiöse Rekrutierungs- 
praktiken am Werk gewesen waren; die zuvor in Aussicht gestell- 
ten „sozialen Kriterien‘ hatten keine Berücksichtigung gefunden. In 
Mdhilla und Omm Larayess kam es zu massiven Demonstrationen 
der örtlichen Bevölkerung. Im ganzen Bergbaubecken wurden Bü- 
ros der Bergbaugesellschaft, Finanzbüros und auch Büros der nun- 
mehr stärksten Partei Ennahdah angegriffen. Daraufhin wurde die 
Veröffentlichung der Ergebnisse der Einstellungstests wieder einge- 
stellt. 

Eine weitere Ebene der Selbstorganisierung, jenseits von betriebs- 
oder arbeitsbezogenen Kämpfen, war vor allem ın der Anfangspha- 
se der Revolution Anfang 201 | die Gründung von Stadtteilgrup- 
pen. Diese erwuchs aus dem unmittelbaren Sicherheitsbedürfnis 
der Bewohnerlnnen. Im Zusammenhang mit den Umbrüchen wa- 
ren viele Polizisten der bisherigen Diktatur unter Ben Alı zu blan- 
kem Terror übergegangen. Hınzu kam, dass rund | 1.000 Strafge- 
fangene während der Umbrüche aus der Haft flıehen konnten, von 
denen eınige die Gelegenheiten zu Diebstählen nutzten, um sıch ın 


der neugewonnenen Freiheit über Wasser zu halten. 
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Vor diesem Hintergrund bildeten sich Nachbarschaftsräte, die bei- 
spielsweise als Conseils de quartier (Wohnviertel-Räte) bezeichnet 
wurden. Ihre Aufgabe war die Organisierung der BewohnerInnen 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit auch ohne Polizei, etwa durch 
gemeinsame Rundgänge oder erhöhte Wachsamkeit im Wohnge- 
biet. 

Initiiert wurden diese provisorischen Komitees zum Teil durch die 
Bevölkerung, zum Teil aber auch durch das Militär. Denn die tunesi- 
sche Armee hatte die Revolution zunächst begleitet und im Gegen- 
satz zu Polizei und Milizen nicht auf Protestierende geschossen. In 
der Bevölkerung genoss sie daher noch ein gewisses Vertrauen. 
Auch in ihren Zielen unterschieden sich die Räte. Mancherorts ging es 
den Bewohnerlnnen vor allem darum zu zeigen, dass sie auch ohne 
die Sicherheitskräfte des autoritären Regimes auskämen. An anderen 
Orten, etwa in wohlhabenderen Wohngegenden oder manchen Mit- 
telklassevierteln, ging es dagegen eher um Schutz vor Plünderungen 
und die Abwehr von Aktionen der Armutsbevölkerung. 


ÄGYPTEN: 

KONFLIKTE UM DIE EHEMALIGE STAATSGEWERKSCHAFT 

Die Ausgangslage für gewerkschaftliche und soziale Kämpfe in 
Agypten unterschied sich erheblich von jener in Tunesien. Seit 
1957 existiert ein so genannter Gewerkschafts-Dachverband, die 
Egyptian Trade Union Federation (ETUF), mit offiziell zuletzt zwei 
bis drei Millionen Mitgliedern. Er war jedoch alles andere als eine 
gewerkschaftliche Interessenvertretung, es handelte sich vielmehr 
um einen äußerst korrupten und mit dem Regime verflochtenen 
Apparat, der noch nie eine gewerkschaftliche Kampfmaßnahme 
durchgeführt hatte. Seine Aufgabe bestand vielmehr darin, anstelle 
des Staates bestimmte soziale Versorgungsfunktionen zu überneh- 
men. 

Dennoch erlebte Ägypten eine Welle von Streiks, die trotz staatli- 
cher Repression zum Teil erfolgreich waren. Dazu zählt der be- 
rühmte Streik von Textilarbeiterlnnen am 6. April 2008 im Nildelta, 
der die Auszahlung versprochener Bonuszahlungen erzwang. Ab 
2006 entstanden in einzelnen Branchen unabhängige Gewerk- 
schaftsorganisationen. 

Im Zuge der Massenproteste 2011| setzten am 8. Februar 201 | 
auch auch Streiks und Arbeitskämpfe ein, zunächst auf örtlicher 
Ebene und ohne Koordination untereinander. Zuvorderst ging es 
den abhängig Beschäftigten darum, das neue Kräfteverhältnis für die 
Durchsetzung begrenzter lokaler (Lohn-)Forderungen zu nutzen. 
Ab dem 10. Februar begannen die Streiks jedoch zusammenzulau- 
fen, und für den | I. Februar kursierten Aufrufe zu einem General- 
streik. An jenem Tag legte Präsident Hosni Mubarak sein Amt nie- 
der. 

Am 30. Januar 201 | wurde die Schaffung einer Gründungsorganisa- 
tion für einen unabhängigen Gewerkschaftsverband unter dem Na- 
men Egyptian Federations of Independent Trade Unions (EFITU) 
bekannt gegeben. Diese Initiative war auch die Reaktion auf eine 
Erklärung des offiziellen „Gewerkschaftsverbands ETUF vom 27. 
Januar 2011, welche dem Regime eine hundertprozentige Unter- 
stützung zusicherte und die Massenproteste verurteilte. 

Infolge der (noch unvollendeten) demokratischen Revolution 
wuchsen die neuen unabhängigen Gewerkschaften, die diesen al- 
ternatıven Dachverband aufbauen wollen, in rasantem Tempo. Zur 
Jahresmitte 201 | existierten um die 20 Einzel- und Branchenge- 
werkschaften mit rund 250.000 Mitgliedern. Als Zielmarke gaben 
sıe Jedoch eine Zahl von drei Millionen Organısıerten an. 


Von großer Bedeutung ist dabei, dass der seit dem 3. März 201 | 
amtierende neue Minister für Arbeit und Migration (letzterer Be- 
griff steht im ägyptischen Kontext für die Angelegenheiten der 
ägyptischen Arbeitsmigranten im Ausland), Ahmed Hassan al-Bou- 
ray, selbst ein relativ korrektes Verhältnis zu den unabhängigen Ge- 
werkschaften unterhält. Er hatte zuvor u.a. für die International La- 
bour Organization (ILO) gearbeitet. Sein mit Unterbrechungen seit 
2005 amtierender Vorgänger Ismail Fahmy war hingegen in Perso- 
nalunion auch der Schatzmeister der staatsnahen ETUF gewesen. 

Zeitweilig stand sogar die Auflösung der ETUF und die Einziehung 
ihres Vermögens zur Debatte. Doch bislang hat der Verband die- 
sen Versuchen widerstanden. An seiner Spitze steht heute der ge- 
schasste Arbeitsminister Ismail Ibrahim Fahmy. Am 4. August des 
Jahres erklärte die Regierung jedoch den Vorstand der ETUF, der 
2006 für eine fünfjährige Amtszeit gewählt worden war, für aufge- 
löst: Die Ergebnisse der damaligen Wahl seien durch Korruption 
erkauft und verfälscht worden, und deswegen illegal. Durch die 
Auflösung ihres Vorstands ist die ETUF handlungsunfähig gewor- 
den. 


ANGRIFFE AUFS STREIKREICHT DURCH DIE MILITÄRREGIERUNG 

Generell hat sich die Situation für die Lohnabhängigen in der ersten 
Zeit nach der Revolution zweifelsohne gebessert. Eine Reihe von 
Streiks sorgte punktuell für deutliche Verbesserungen und flößte 
den Lohnabhängigen neues Selbstvertrauen ein. Bedeutsam war 
etwa der weitgehend erfolgreiche Streik der Textilarbeiterlnnen 
von Schebin al-Kom, welcher am 5. März begann und einen Monat 
dauerte. In den öffentlichen Diensten und unter den Staatsange- 
stellten wird, laut einer Ankündigung des amtierenden Arbeitsmi- 
nisters al-Bouray, in wenigen Monaten zum allerersten Mal ein 
gesetzlicher Mindestlohn eingeführt. 

Doch gibt es auch bedrohliche Entwicklungen: Am 23. März verab- 
schiedete die amtierende Militärregierung ein Dekret, das es er- 
laubt, Streiks und auch Demonstrationen zu kriminalisieren, sofern 
sie „die Produktion behindern“. Streikteilnehmerlnnen drohen 
demnach Gefängnis oder Geldstrafen in Höhe von 30.000 bis 
500.000 ägyptischen Pfund (300 bis 5000 Euro). 

Mehrere Wochen hindurch kümmerte sich kaum jemand der Strei- 
kenden und Protestierenden um dieses Dekret, da sich die Regie- 
rung nicht zu trauen schien, es auch anzuwenden. Doch am 29. Juni 
sprach erstmals ein ägyptisches Militärgericht einjährige Haftstrafen 
(auf Bewährung) gegen fünf abhängig Beschäftigte der ägyptischen 
Erdölfirma Petrojet aus. Diese waren zuvor am I. Juni durch die Mi- 
litärpolizei festgenommen worden, weil sie an einem Streik teilnah- 
men, der sich gegen die Entlassung von Lohnabhängigen nach zehn- 


jähriger Betriebszugehörigkeit „wegen Auslaufens von Zeitverträ- 
gen" richtete. 

Insofern scheinen sich doch einige dunkle Wolken über den sozia- 
len Bewegungen zusammenzubrauen. Zumal auch in Ägypten das 
Wirtschaftswachstum im ersten Halbjahr 201 | infolge ausbleiben- 
der Investitionen und geringerer Touristenströme zurückging. 
Doch die Lohnabhängigen geben nicht auf: September und Anfang 
Oktober kam es zu einer neuen Welle von Streiks. Sie erfasste un- 
ter anderem die LandarbeiterInnen, die Textilindustrie und die Fah- 
rer von Kleinbussen, die zeitweilig einige Hauptverkehrsstraben im 
Zentrum von Kairo blockierten. An einigen Orten konnten Lohner- 
höhungen durchgesetzt werden. AktivistInnen begannen, auf einen 
Generalstreik zu hoffen. Doch die Dynamik der Streikwelle ebbte 
Anfang Oktober 201 | ab. 

Gleichzeitig erwies sich der Aufbau des unabhängigen Gewerk- 
schaftsverbands als schleppender als vielfach erwartet. Zwar be- 
kunden sehr viele Lohnabhängige den neuen Gewerkschaften ihre 
Sympathie. Doch die Zahl von Übertritten aus dem staatsnahen 
Gewerkschaftsbund ETUF bleibt weit dahinter zurück. Dies hängt 
damit zusammen, dass die ETUF in vielen Unternehmen faktisch 
die betriebliche Renten- und Krankenversicherung verwaltete und 
viele abhängig Beschäftigte es sich nicht erlauben können, auf diese 
materiellen Garantien zu verzichten. Die neuen unabhängigen Ge- 
werkschaften sind nicht mit genügend Mitteln ausgestattet, um den 
Verlust dieser materiellen Sicherheit auffangen zu können. Über- 
dies hatte die Regierung in Gestalt des Obersten Militärrates 
(SCAF) das Gerücht streuen lassen, der Unabhängige Gewerk- 
schaftsverband und die ETUF würden ohnehin miteinander 
fusionieren. Viele abhängig Beschäftigte warten daher mit einem 
Übertritt ab. 

Eines der gravierenden Probleme ist derzeit das Auseinanderklaf- 
fen von demokratischem, antidiktatorischem Protest gegen die Mi- 
litärregierung und sozialer Frage respektive gewerkschaftlicher Or- 
ganisierung. Auf der einen Seite stehen Streikdynamik und unab- 
hängige Gewerkschaften, auf der anderen Seite der politische so- 
wie Jugendprotest, der sich räumlich oft auf dem inzwischen be- 
rühmten Tahrir-Platz konzentriert. Beide entwickeln sich in den 
letzten Monaten weitgehend getrennt. Diese nicht beabsichtigte, 
aber faktische Trennung aufzuheben, müsste eines der wichtigsten 
Anliegen der Linken bilden. 


BERNHARD SCHMID hat im Verlag edition assemblage das Buch „Die arabi- 
sche Revolution? Soziale Elemente und Jugendprotest ın den nordafrikanı- 
schen Revolten" veröffentlicht. Der Text basiert auf dem ersten Kaıptel des 


Buches. 
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DER OBERST IN SEINEM 
LABYRINTH 


DAS POLITISCHE SYSTEM GADDAFIS UND DIE 
PERSPEKTIVEN DER AUFSTÄNDISCHEN 


VON JAN OLE ARPS 


Auch fünf Monate nach Beginn der NATO-Bombardements und beinahe 200 Tage nach Beginn des Aufstands sind Informationen über 
die Situation in Libyen Mangelware. Das überrascht, denn Libyen hat sich nach Jahren der Abschottung im letzten Jahrzehnt an den 
Westen angenähert. Auch wirtschaftlich ist das Land eng mit Europa und den USA verbunden. Die libyschen Ölhäfen liegen in günstiger 


Entfernung zu den europäischen Raffinerien. Ein Überblick über das politische System Gaddafis und die Situation in den „befreiten Ge- 


bieten“. 


Die Arbeit ruht, die Schulen sind geschlossen, die meisten Unterneh- 
men auch. Das tägliche Leben in den östlichen libyschen Landesteilen 
steht praktisch still. Wie es weitergehen soll, darüber scheint sich auch 
mehrere Monate nach Beginn des Aufstands niemand Gedanken zu 
machen, berichtet Hannah Wettig, Sie hat im Mai für einige Wochen 
die Stadt Bengasi besucht. Damals lag eine Stimmung der Euphorie 
über der Stadt, die alles andere überlagerte, erzählt sie. Die Menschen 
sind offen, neugierig und vor allem glücklich und dankbar. dass sie 
Gaddafi erstmal los sind. Was danach kommt? „Es wird sich schon al- 
les zeigen.“ Diesen Satz habe sie während des Aufenthalts in Bengasi 
wahrscheinlich am häufigsten gehört. 


SCHRILLE OUTFITS UND SCHRÄGE AUFTRITTE 

Der „Verrückte von Tripolis, wie Muammar al-Gaddafi in den Me- 
dien bisweilen tituliert wird, zählt zu den bizarrsten Gestalten auf 
der internationalen politischen Bühne — und das Wort Bühne liegt 
nahe, führt man sich die Outfits und Auftritte des libyschen „Revo- 
lutionsführers vor Augen. Doch Gaddafi ist mehr als ein Abzieh- 
bild. Seine 42-jährige Erfolgsgeschichte ist Ergebnis geschickter Ma- 
növer in einem ungewöhnlichen politischen System. Und sie ist eng 
mit dem libyschen Erdöl verknüpft. 

Die politische Karriere des Oberst Gaddafi begann im September 
1969. Damals putschte der junge Offizier mit einer Gruppe Ge- 
treuer, den „Freien Offizieren“, gegen König Idris |., der seit der Un- 
abhängigkeit 1951| Staatsoberhaupt der konstitutionellen Monar- 
chie und zugleich Oberhaupt des islamischen Sanussi-Ordens war. 
Bei seiner Unabhängigkeit im Jahr 195 | galt Libyen als tristes Fleck- 
chen Wüste. 1912 hatte Italien das Land vom Osmanischen Reich 
erobert, 1934 zur Kolonie erklärt. Im Zweiten Weltkrieg war Liby- 
en Schlachtfeld zwischen italienischen und deutschen Truppen und 
britischen Alliierten. Nach dem Krieg stand es unter UN-Verwal- 
tung. 85 Prozent der Landesfläche sınd von der Sahara bedeckt, es 
gibt keinen einzigen ständigen Fluss; Landwirtschaft war unter die- 
sen Bedingungen nur schwer zu betreiben. Als Libyen ın die Unab- 
hängıgkeit entlassen wurde, lebten ca. zwei Millionen Menschen ım 
Land, die Mehrheit als Beduinen. 

Die Situation änderte sich durch die Entdeckung großer Ölvorkom- 


men ın den 1950er Jahren. Beı der Exploration ging Libyen neue 
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Wege: Statt nur ein einziges Unternehmen mit der Förderung zu 
beauftragen, verteilte es zeitlich begrenzte Konzessionen an meh- 
rere internationale Konzerne. Indem Gaddafi die verschiedenen 
Unternehmen gegeneinander ausspielte, gelang es ihm schon 1970, 
den Ölpreis deutlich zu erhöhen. Ab 1971 begann er damit, ein- 
zelne Unternehmen zu verstaatlichen. Nach und nach wurde die Li- 
byan National Oil Company zum wichtigsten Akteur auf dem 
libyschen Ölmarkt. 

Diese Strategie wurde zum Modell für andere erdölexportierende 
Länder. In dem Maße, wie die Macht der großen Konzerne sank, 
wuchs der Einfluss der Organisation erdölexportierender Länder 
(OPEC) auf Fördermenge und Preis des Öls. 

Die Staatseinnahmen stiegen sprunghaft an. 1979 nahm Libyen fünf 
Mal so viel ein wie zehn Jahre zuvor. Doch in den 1980er Jahren 
führte Gaddafı das Land durch seine politischen Manöver in die Iso- 
lation. Die libysche Wirtschaft litt unter dem sinkenden Ölpreis, un- 
ter kostspieligen Kriegen, Missmanagement und internationalen Ex- 
port-Sanktionen. Es kam zu Protesten, die brutal niedergeschlagen 
wurden. Blutiger Höhepunkt der Repression war das Massaker an 
Insassen des Hochsicherheitsgefängnisses Abu Salim nahe Tripolis, 
die 1996 mit einer Revolte gegen ihre Haftbedingungen protestiert 
hatten. Gaddafi ließ 1.200 der Insassen hinrichten. 

In den 2000er Jahren näherte sich Gaddafi dem Westen wieder an. 
Nach den Anschlägen vom ||. September verkündete er die Un- 
terstützung der USA im „Kampf gegen den Terrorismus“. Der EU 
empfahl er sich als Hilfssheriff gegen Flüchtlinge, die Europa über 
das Mittelmeer erreichen wollten. Die Annäherung an den Westen 
wurde von einer wirtschaftlichen Liberalisierung begleitet. Gaddafl 
Iockerte Importkontrollen und Reisebeschränkungen. So entstan- 
den ein kleiner Privatsektor und Ansätze einer bürgerlichen Klasse. 
BeobachterInnen wie die Journalistin Helen de Guerlache berichte- 
ten Mitte der 2000er Jahre von neuen gesellschaftlichen Freiheiten. 
Überall entstünden Internetcafes, das Land erlebe einen wahren 
Konsumrausch. (le monde diplomatique, 7.7.2006) 

Nachdem die Sanktionen gegen Libyen Ende 2003 ausliefen, ver- 
gab das Land Explorationslizenzen für neue Ölfelder an ein Dut- 
zend internationaler Unternehmen. Die standen bereits Schlange, 
obwohl die libysche Führung kräftig abschöpfte. Doch anders als ın 


den |960er Jahren sind die Konzerne heute auf gute Zusammenar- 
beit mit den Staatsunternehmen der Förderländer angewiesen, die 
den Zugang zum knapper werdenden Öl kontrollieren. Die Förder- 
länder wiederum brauchen die Ölkonzerne für die teure und tech- 
nologisch aufwändige Exploration der Felder. Keine Seite kann auf 
Dauer ohne die andere. 

Libyen hat — jedenfalls nominell — das höchste Pro-Kopf-Einkom- 
men des afrikanischen Kontinents, und auch beim Human Develop- 
ment Index (HDI) der Vereinten Nationen, in den auch die Lebens- 
erwartung und der Zugang zu Bildung einfließen, liegt Libyen unter 
den afrikanischen Ländern vorn. Dennoch kommt vom Reichtum 
kaum etwas bei der Bevölkerung an — dafür umso mehr beim Gad- 
dafi-Clan, der sich schamlos bereichert. Die Arbeitslosigkeit ist 
hoch, weil im Ölsektor und bei größeren Infrastrukturprojekten vor 
allem Fachkräfte aus den USA, Europa und Indien arbeiten; die 
Drecksarbeit wird von Gastarbeiterlnnen aus anderen afrikani- 
schen Ländern erledigt. In der Vergangenheit gab es mehrfach 
Ausschreitungen libyscher Arbeitsloser gegen afrikanische Gast- 


arbeiterInnen. 


GADDAFIS GESCHICKTE POLITIK MIT DEM LIBYSCHEN ÖL 

Als Gaddafi an die Macht kam, propagierte er eine „islamisch-sozia- 
listische Volksdemokratie“, die „Jamahiriyya“. Politische Parteien 
waren verboten. Stattdessen sollte sich die gesamte erwachsene 
Bevölkerung in lokalen Basis-Volkskongressen organisieren. Höch- 
stes legislatives Organ ist der Allgemeine Volkskongress, der sich 
aus 2.700 Delegierten der lokalen Volkskongresse zusammensetzt. 
Das Nationale Volkskomitee stellt eine Art Kabinett dar. Lokale Ko- 
mitees in Unternehmen, Universitäten und im Stadtteil sind für das 
Funktionieren des Alltags zuständig zumindest offiziell. Doch die 
Komitees, die das tägliche Leben regeln sollen, werden von soge- 
nannten Revolutionskomitees auf ihre Linientreue kontrolliert. Da 
die politische Linie von Revolutionsführer Gaddafi schwer zu 
berechnen ist, ist aktives Gestalten in den Komitees riskant: Wer 
seinen Mund aufmacht, macht sich angreifbar. 

Viele Angelegenheiten, die eigentlich in den Händen der Komitees 
liegen sollten, werden de facto von den „Stämmen“ geregelt. Im Ge- 
gensatz zu den Lokalkomitees verfügen viele Stammesoberhäupter 
über ansehnliche finanzielle Budgets. Gaddafi erkaufte sich ihre Loya- 
lität durch Geldgeschenke. Allerdings gibt es ein regionales Wohl- 
standsgefälle zwischen West und Ost. Auch die Unterdrückung ei- 
ner politischen Opposition habe den Einfluss der Stämme gestärkt, 
urteilt der libysche Schriftsteller Abd al-Moncif al-Burt: „Ihnen fiel die 
Rolle der Vermittler zwischen dem Regime und der unzufriedenen 
Bevölkerung zu.“ (le monde diplomatique, 11.3.2011) 

Gaddafi selbst hat kein offizielles Amt inne — und hält dennoch alle 
Fäden in der Hand. Wer sich von seinen ehemaligen Mitstreitern 
eine eigene Meinung erlaubte, wurde ermordet, landete im Ge- 
fängnis oder wurde auf politisch unbedeutende Positionen abge- 
schoben. Auf wichtige Posten setzte Gaddafi nach und nach seine 
Söhne ein. Erst im Oktober 2010 machte er Saif al-Islam zum „Ko- 
ordinator der Volksmacht" und stattete ihn mit außerordentlichen 
Befugnissen über die Sicherheitsapparate aus. 

Die Entwicklung der letzten Jahre war also widersprüchlich. Einer- 
seits öffnete sich das Land, was Hoffnungen auf mehr politische und 
soziale Teilhabe nährte. Andererseits nahm die Machtkonzentrati- 
on bei Gaddafis Familie und engsten Vertrauten zu. Für Protest und 
Veränderungen gab es weiterhin keine Möglichkeit. Bereits ın der 
zweiten Jahreshälfte 2010 wuchs der Unmut. Als die Aufstände ın 


Tunesien und Ägypten losbrachen, war das wie ein Startschuss für 
die Proteste in den benachteiligten östlichen Landesteilen. Gaddafi 
ließ auf die DemonstrantiInnen schießen, schickte Soldaten und 
Panzer — und löste damit den Flächenbrand aus, den er nicht mehr 
kontrollieren konnte. Zahlreiche Stämme stellten sich auf die Seite 
der Protestierenden und riefen das Militär auf überzulaufen. Am 20. 
Februar war Bengasi in der Hand der Aufständischen. 

Abgesehen von der euphorischen Grundstimmung fällt es nicht leicht, 
die Situation in der Stadt zu beschreiben, sagt Hannah Wettig. Die Bil- 
der sind widersprüchlich. Da sind die Jugendlichen, die sich USA- 
Wimpel an die Motorräder hängen, um ihre Dankbarkeit für die Luft- 
angriffe zu demonstrieren. Ihre Ausdrucksformen sind von westlichen 
Einflüssen geprägt: Rap für die Revolution, Graffiti, Facebook. Ander- 
erseits ist die Cyrenaika, deren Hauptstadt Bengasi ist, eine konservati- 
ve Region — und sehr religiös. In den 1990er Jahren war die Islamic 
Fighting Group in dem Gebiet aktiv. Heute redeten alle von Freiheit. 
Doch eine Umschreibung des Systems, das sie sich wünschen, höre 
man selten. Viele sympathisierten noch — oder wieder — mit der Mon- 
archie von König Idris und mit dem Sanussi-Orden. Andere wünsch- 
ten sich eine „islamische Demokratie“, ohne genauer sagen zu kön- 
nen, was sie sich darunter vorstellen. 


WIDERSPRÜCHLICHE BILDER AUS BENGASI 

Einigkeit bestehe darüber, dass es ohne das Eingreifen der NATO 
ein Massaker gegeben hätte. Gaddafi hatte angekündigt, dass seine 
Soldaten von Haus zu Haus gehen und die Stadt „säubern“ würden. 
„Die NATO hat uns gerettet — das ist die allgemeine Stimmung‘, 
sagt Hannah Wettig. Dass es eine solche Hilfe nicht umsonst gibt, 
wüssten auch die meisten Menschen in Bengasi. „Doch den Einsatz 
von Bodentruppen lehnen sie ab. Und wenn die NATO doch wel- 
che schickt, würde ich vermuten, dass sie sich auch gegen die 
NATO wehren werden.“ 

Doch momentan ist der Nationale Übergangsrat, die offizielle Ver- 
tretung der „freien“ Landesteile, auf gute Zusammenarbeit mit 
dem Westen angewiesen. Inwieweit er die Ziele der Aufständi- 
schen repräsentiert, ist schwer zu beurteilen. Er war zumindest zu 
Anfang vor allem mit Leuten besetzt, die aus dem alten Regime 
stammten. Gerade wird er umgebildet. Sein Programm scheint für 
den Westen formuliert, in der Bevölkerung ist es kaum bekannt. In- 
nerhalb von zwei Jahren will er einen Verfassungsprozess und 
Wahlen organisieren. Er bemüht sich, möglichst schnell von mög- 
lichst vielen Ländern als Übergangsregierung anerkannt zu werden 
— eine Voraussetzung, um zum Beispiel Entwicklungshilfe zu erhal- 
ten. Die wird dringend benötigt: Die Erdölanlagen sind zerstört, die 
ausländischen TechnikerInnen abgereist. Damit liegt die Ölförde- 
rung, die wichtigste Einnahmequelle, lahm. 

Da es keine Parteien gibt, spielen die täglichen Versammlungen auf 
dem Tahrır-Platz von Bengasi eine große Rolle. Hier entsteht eine 
Art direkter Demokratie; die Vorstellung, dass man die Dinge lokal 
organisieren kann, liegt nach 40 Jahren ohne Parteien nahe. Frauen 
sind auf dem Platz allerdings kaum noch zu sehen, sagt Hannah 
Wettig. Anfangs waren sıe geduldet, doch damit ist es vorbei. Statt- 
dessen sind viele Frauen inzwischen ın den Freiwilligenkomitees ak- 
tiv, die sıch um die täglıchen Angelegenheiten kümmern: medizini- 
sche Versorgung, Müllabfuhr etc. Außerhalb der Komitees gibt es 
kaum Orte, an denen sich Frauen treffen können. Restaurants und 


Cafes sınd Männern vorbehalten 


aus: ak 563 vom 198.201 | 
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DAS WAR ERST 
DER ANFANG 


WAS DIE SITUATION VON FRAUEN ANGEHT, STEHT 
DIE EIGENTLICHE REVOLUTION NOCH AUS 


VON HANNAH WETTIG 


Die arabischen Revolutionen hatten zwei Überraschungsmomente: 
Dass es sie überhaupt gab und dass Frauen daran maßgeblich betei- 
ligt waren. Jahrzehntelang hatten KorrespondentlInnen und Islam- 
wissenschaftlerInnen die arabische Welt als politisch erstarrt darge- 
stellt, die Unterdrückung der arabischen Frau war sogar Thema von 
Roman-Bestsellern. Nicht zu Unrecht. 

Der erste UN-Entwicklungsbericht über die arabische Welt 2002 
stellte fest, dass die langsame Entwicklung auf drei Defizite zurück- 
zuführen sei: bei der Wissensaneignung, bei politischen Freiheiten 
und bei den Rechten von Frauen. Die folgenden Berichte stellten 
zwar positive Änderungen fest. Trotzdem blieb die arabische Welt 
die Region mit der größten Ungleichheit bei der Gesetzgebung und 
der geringsten Beteiligung von Frauen, ob im Erwerbsleben oder in 
der Politik. 

In Entwicklungsstatistiken der UN sind Westasien und Nordafrika 
stets die Schlusslichter: Nur 19 Prozent der Erwerbstätigen außer- 
halb der Landwirtschaft sind Frauen, weltweit sind es 40 Prozent. 
Frauen stellen auch nur zehn Prozent der Parlamentsabgeordneten 
- in Subsahara-Afrika und Lateinamerika sind es 20 Prozent. In den 
letzten 20 Jahren gab es im Vergleich zu allen anderen Regionen 
wenig Veränderung. Jedenfalls sofern man nur Statistiken liest. 


INTERNET ALS BESONDERER BEFREIUNGSSCHLAG FÜR FRAUEN 
Als die Rebellionen Anfang 201 | begannen, wurden die Bilder von 
wütenden und lachenden Demonstrantinnen in die ganze Welt 
ausgestrahlt. Hunderte Artikel widmeten sich der Rolle der Frauen 
in den Revolutionen von Jemen bis Tunesien. Die meisten drückten 
ihr Erstaunen darüber aus, dass diese Frauen etwas zu sagen hatten 
und dass man sie ließ. 

Der libanesische Schriftsteller Rashid Al-Daif schrieb 2006: „Frauen 
haben ein besseres Gespür für Veränderungen als Männer. Sie rie- 
chen das Neue schon aus der Ferne und fühlen es kommen.“ Wer 


sich vom Neuen ein Besseres erhofft, der nimmt solche Stimmun- 
gen wohl eher wahr. Für die arabischen Frauen, ob islamistische 
Vorstadtfrau, Bäuerin oder kosmopolite Feministin, standen die 
Chancen gut, dass jede Neuerung auch eine Verbesserung ihrer Si- 
tuation bringt. Daher sollte es wenig erstaunen, dass sie ın den 
Revolutionen eine wichtige Rolle spielten. 

Dieselben Entwicklungen, die die arabischen Revolutionen begüns- 
tigten, haben aber auch die Rolle der Frauen verändert. Die Ver- 
breitung von Internet und sozialen Netzwerken war für politischen 
Aktıvismus allgemein eın hervorragendes Instrument. Eın echter 
Befreiungsschlag war die Technologie aber für Frauen. Viele hat- 
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ten dadurch erstmals die Möglichkeit, überhaupt regelmäßig mit 
Menschen außerhalb ihrer Familie zu kommunizieren. 
Bezeichnend ist auch, dass es in der arabischen Welt keinen Gen- 
dergap bei der Nutzung von Computern gibt. Schon vor zehn Jah- 
ren studierten etwa in den Golfstaaten mehr Frauen Informatik als 
Männer. In diesen konservativen Gesellschaften galt damals der 
Computer-Heimarbeitsplatz als optimal für Frauen, weil sie dort 
keinen Männern begegnen konnten. Die sozialen Netzwerke ha- 
ben das Argument überholt, doch die Frauen sind nicht mehr vom 
Computer wegzukriegen. 

Gleichzeitig haben sie sich in den vergangenen Jahren auch sichtba- 
re Plätze in der Öffentlichkeit genommen. In vielen Ländern waren 
mit dem Aufstieg der Islamisten in den 1980er und 1990er Jahren 
Frauen aus dem Stadtbild verdrängt worden. Am deutlichsten war 
diese Entwicklung in Kairo, wo sogar Christinnen sich aus Furcht 
um ihr Leben ein Kopftuch umbanden und wie ihre muslimischen 
Schwestern nur um Besorgungen zu machen auf die Straße gingen. 
Doch in den letzten zehn Jahren entstand in Kairo, aber auch in Da- 
maskus eine junge Szene, die sich in Cafes traf. Frauengruppen trau- 
ten sich in ehemalige Männercafes, auch gemischte Gruppen trafen 
sich in der Öffentlichkeit. 

In Bengasi berichtete mir eine Studentin diesen Sommer von der 
Restaurant-Revolution: In einer zentralen Einkaufsstraße ließen sich 
immer nur Männer in den Restaurants nieder. Dabei waren es vor- 
rangig Frauen, die die Einkäufe erledigten. Vor wenigen Jahren hatte 
eine Frau davon die Nase voll. Sie war erschöpft und setzte sich in 
ein Restaurant. Als sie das immer wieder tat, kamen auch andere hin- 
zu. Als im Februar dieses Jahres Muammar Gaddafi, der damalige 
Diktator Libyens, die Internetverbindungen für den Ostteil des Lan- 
des kappte, dauerte es nur wenige Tage, bis viele junge Frauen die 
Einwände ihrer Familien überwanden und in die Internetcafes ström- 
ten, um dort über Satellitenverbindungen im Internet zu surfen. 
Diese Freiheiten werden sich die Frauen nicht mehr wegnehmen 
lassen, genauso wie es unwahrscheinlich ist, dass ein neues Regime 
den jungen Menschen, die ihre Diktatoren gestürzt haben, die Meı- 
nungsfreiheit wieder wegnehmen kann. Doch Freiheit heißt noch 
keine Beteiligung. Meinungsfreiheit geht auch in einer Scheindemo- 
kratie, wıe der Libanon schon seit Jahrzehnten beweist. 


GEFAHR EINES BACKLASH 

In der Militärregierung Ägyptens sitzt keine einzige Frau. Die Quote 
des Mubarak-Regımes von 64 für Frauen reservierten Parlaments- 
sitzen haben dıe neuen Machthaber abgeschafft. Bei der Wahl zum 


neuen Parlament galt lediglich, dass jede Partei zumindest eine Frau 
aufstellen sollte. Im libyschen Übergangsrat gibt es eine Frau, in vie- 
len Stadträten gar keine. In Tunesien sitzen in der Übergangsregie- 
rung immerhin zwei Frauen: eine für Kultur, eine für Frauen. Gleich- 
wohl ist die Lage in Tunesien eine ganz andere. 

Als Habib Bourguiba 1956 in Tunesien an die Macht kam, setzte er 
von Anfang an auf Gleichberechtigung von Männern und Frauen — 
und war in einigem sogar Europa voraus. Er schaffte das auf der 
Scharia basierende Familienrecht ab. Er verbot Zwangsehen und 
Polygamie und schaffte die Gehorsamspflicht gegenüber männli- 
chen Vormündern ab. Frauen durften ohne ihren Ehemann zu fra- 
gen arbeiten — das war ihnen in der Bundesrepublik erst zwei Jahre 
später erlaubt. 

Das neue Wahlgesetz, das bei der Wahl zur Verfassunggebenden 
Versammlung im Oktober angewandt wurde, verlangt, dass die 
Hälfte aller Listenplätze an Frauen vergeben wird. In Deutschland 
haben Grüne, Linkspartei und SPD vergleichbare Regeln, aber eben 
parteiintern, nicht als Gesetz. 

Wie auch häufig bei den deutschen Grünen, LINKEN und Sozialde- 
mokraten gelangten in Tunesien kaum Frauen auf die Spitzenplätze: 
Das Gesetz sicherte ihnen also immer nur einen unsicheren zwei- 
ten Listenplatz. Ausgerechnet die islamistische Ennahdah-Partei 
stellte eine Frau an die Spitze einer ihrer Listen. Die bei den Wah- 
len siegreiche Ennahdah ist außerdem die Partei, die nicht nur abso- 
lut, sondern auch prozentual die meisten Frauen in die Verfassung- 
gebende Versammlung entsenden wird. 

Die gemäßigten Islamisten, die sich an der türkischen AKP orientie- 
ren, werden die Gleichberechtigung der Frau im öffentlichen Raum 
nicht zurückdrehen. Es steht aber zu befürchten, dass sie die Fami- 
liengesetzgebung wieder an der Scharia ausrichten, Polygamie er- 
lauben und Scheidungen für Frauen erschweren. 

Auch in Ägypten haben die Islamisten die Wahlen gewonnen. Al- 
lerdings gewann nicht nur die Partei der Muslimbrüder, die in ihrem 
Programm der Ennahdah vergleichbar ist, sondern auch die radi- 
kal-salafistische Nour-Partei erhielt über 20 Prozent der Stimmen. 
Das ist ein Schock. 

Bilden Muslimbrüder und Salafisten eine Regierung, steht vieles auf 
dem Spiel: die relative Freizügigkeit in Kairo, Alexandria und am Ro- 
ten Meer, Alkoholkonsum und nicht zuletzt das Verhältnis zu Israel. 
Doch bleibt zu hoffen, dass die Islamisten letztlich dann doch klug 
genug sein werden, an all dem nichts zu ändern — sonst blieben 
nämlich womöglich die TouristInnen weg, auf die die ägyptische 
Wirtschaft überlebensnotwendig angewiesen ist. 

Ohne gleich den wirtschaftlichen Ruin zu riskieren, bleibt islamisti- 
schen Regierungen nur ein Feld, auf dem sie ihre islamischen Werte 
beweisen können: Mit Sicherheit werden sie versuchen, die Rechte 
von Frauen zu beschneiden. 

Schon in den ersten Tagen der Revolution zeigte sich, dass konser- 
vative Kräfte versuchten. die Revolution und den Sturz von Muba- 
raks Clan für einen Backlash in der Frauenfrage zu instrumentalisie- 


ren. Demonstrantinnen wurden beschimpft, sie sollten doch zu Su- 


zanne Mubarak, der Ehefrau von Mubarak gehen. Es wird ihrem Ein- 
satz zugeschrieben, dass Mubarak die Scheidung für Frauen erleich- 
terte, weshalb Gegner von Suzannes Gesetz sprachen — wie auch 
schon eine frühere Erleichterung im Scheidungsrecht als Jehans Ge- 
setz bezeichnet wurde, weil die Frau von Anwar As Sadat, Jehan, 
sich dafür eingesetzt hatte. 


KAMPF GEGEN DAS REGIME ODER FÜR FRAUENRECHTE? 
Überhaupt stimmt es nachdenklich, wie unbeliebt manche Präsi- 
dentengattinnen in der arabischen Welt sind. Bei Leila Trabelsi, 
der Ehefrau des aus Tunesien verjagten Ben Ali, hatte der bei vie- 
len Demonstrationen gegen sie geäußerte Hass einen handfesten 
Grund: Ihre Familie hat wie keine andere von der Korruption profi- 
tiert. Allerdings stand vor allem sie in der Kritik — Bruder, Schwie- 
gersohn, Cousins und Neffen weit weniger, obwohl sie mehr ge- 
stohlen haben. 

Was genau Suzanne Mubarak getan hat, außer mit dem Falschen 
verheiratet zu sein, bleibt meist unbeantwortet. Schon früh hat sie 
ihr Vermögen zurückgegeben. Ein Argument, das man auf die Frage 
hört, ist denn auch: Diese Villa und das bisschen Geld könne nicht 
das gesamte Vermögen von Suzanne Mubarak sein. 

Aktivistinnen in den arabischen Ländern haben im vergangenen 
Jahr immer wieder betont, wenn die Revolution vollendet sei, dann 
würden auch die Frauen eine wichtige Rolle in den neuen Gesell- 
schaften spielen. Solange aber das Regime bekämpft werden müs- 
se, habe es keinen Sinn, sich auf Frauenrechte zu konzentrieren. 
Das schien aus zwei Gründen plausibel: Die Diktaturen zu stürzen, 
war als Herausforderung groß genug. Zudem waren die Frauen in 
der Revolution, also bei Demonstrationen, Aktionen, Vernetzung 
vielerorts gleichberechtigt. 

Doch jetzt könnte es sich rächen, dass die Frauen nicht von Anfang 
an auf formale Rechte gedrängt haben. Dass überall die Islamisten 
gewinnen und unter ihnen sogar die konservativsten hohe Stim- 
menzahlen erringen, zeigt, dass die patriarchale Gesellschaft ihre 
Vorrechte bis aufs Messer gegen die Frauen verteidigen wird. 
Noch nicht ausgemacht ist, welchen Weg Libyen nehmen wird. 
Das Land muss sich aus der politischen Wüste, die Gaddafi hinter- 
lassen hat, völlig neu erfinden. Dabei entstehen erstaunliche Wi- 
dersprüche: Radikale Islamisten haben insbesondere bei der Befrei- 
ung von Tripolis eine bedeutende Rolle gespielt. Die gesellschaftli- 
chen Regeln sind mit die konservativsten in der arabischen Welt: 
Fast alle Frauen tragen das Kopftuch, auch im eigenen Haus werden 
Männer und Frauen getrennt, wobei die Frauen in den Raum der 
Männer dürfen, um sie zu bedienen. Zugleich gibt es gerade eine 
Explosion an Freiheiten, die durch keine Militärregierung wie in 
Ägypten und Tunesien gebremst wird. In den neu entstandenen 
Zeitungen, Radio- und Fernsehsendern gibt es wenig Tabus, bei 
einer Buchmesse in Tripolis wurden kürzlich sogar sexuelle Aufklä- 


rungsbücher ausgestellt. 


aus: ak 567 vom 16.12.2011 


MASSENPROTESTE, 
TAKTIEREREI UND 
FUNDAMENTALISMUS 


DIE ISLAMISTEN PROFITIEREN VON DEN REVOLTEN, DENEN 
SIE ZUNÄCHST ABWARTEND GEGENÜBERSTANDEN 


VON BERNHARD SCHMID 


In mehreren Ländern der Region gewannen islamistische Parteien 
die ersten freien, wirklich pluralistischen und unmanipulierten 
Wahlen. Dabei variiert ihr Erfolg und gesellschaftlicher Einfluss 
ebenso stark wie ihr politisches Profil. Denn obwohl all diese Par- 
teien „mit islamischer Referenz“ von sich behaupten, ihr Programm 
ergebe sich quasi automatisch aus dem Koran und den Prinzipien 
der muslimischen Religion, ist dies keineswegs der Fall. Es gibt keine 
einheitliche Erscheinungsform oder Strategie der unterschiedlichen 
Bewegungen und Parteien des politischen Islam. Vielmehr handelt 
es sich um politische Kräfte, deren Erfolgsgrundlagen, Taktiken, Zie- 
le und Perspektiven mit den Mitteln der historischen Analyse, der 
Politikwissenschaft oder Soziologie erklärbar sind — nicht mittels 
der Theologie. Allerdings gibt es zwischen den verschiedenen 
Parteien dennoch ideologische Gemeinsamkeiten. 

Im Allgemeinen bestehen ihre Programmatıik und ihr Diskurs aus ei- 
nem Mix von Themen sowie „Werten“, die rund um die Vorstel- 
lung einer Art Remoralisierung der Gesellschaft angeordnet sind. 
Dazu zählen eine repressive Sexualmoral und Familienvorstellung, 
das Versprechen sozialer Gerechtigkeit — vor allem dank der und 
durch die „Bekämpfung von Korruption“ — sowie das Eintreten für 
eine stärkere Selbstbehauptung gegenüber Dominanzansprüchen 
der Länder des Nordens. 

Als zentrales Anliegen wird die Wiederherstellung einer von brei- 
ten Teilen der Gesellschaft mitgetragenen Moral betrachtet, wel- 
che durch die Kolonisierung sowie durch Modernisierungserschei- 
nungen verschüttet worden seı. Aus der Vorstellung einer Rück- 
kehr zu einer verbindlicheren Moral wird auch hergeleitet, dass 
dann die Korruption als Hauptquelle sozialer Übel verschwände 
und dass mehr soziale Gerechtigkeit herrschen werde. Schließlich 
wird auch der Anspruch erhoben, bedrängten Muslimen überall auf 
der Welt 
nenserInnen unter ısraelischer Besatzung oder Migrantinnen ın Eu- 


seı es im Bosnienkonflikt vor wenigen Jahren, Palästı- 


ropa - ın einer Art Solidargemeinschaft beizustehen. 


DIE WAHLEN IN MAROKKO UND TUNESIEN 

In Marokko hatte es bereits seıt Ende der 1990er Jahre mehr odeı 
weniger freie Parlamentswahlen ım Rahmen der monarchischen 
Ordnung gegeben. Allerdıngs hatte das Könıgshaus, unter dem 


Druck und Ansturm der Proteste auch ın diesem Land, ım Jun/Julı 
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201 | die Verfassung zugunsten der Einführung stärkerer parlamen- 
tarisch-demokratischer Elemente reformieren lassen. Hingegen 
handelte es sich in Tunesien bei den Wahlen zur Verfassunggeben- 
den Versammlung vom Oktober 201 | um die ersten Wahlen, die 
die Bezeichnung „frei‘ verdienen, seit der Unabhängigkeit des Lan- 
des von Frankreich im Jahr 1956, 

In beiden Ländern gewannen im Herbst 2011| als moderat-islamis- 
tisch bezeichnete Parteien, die eine institutionelle Strategie verfol- 
gen und in der näheren Zukunft in Koalitionen mit bürgerlichen re- 
spektive sozialdemokratischen Parteien regieren werden. In Ma- 
rokko hatte der PJD (Parti de la Justice et du Developpement — die 
Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung) sich aus der Protestbe- 
wegung im Rahmen des „arabischen Frühlings“ weitgehend heraus- 
gehalten. Auch wenn dies zu Verwerfungen und Widersprüchen in- 
nerhalb der Partei führte, hatte deren Leitung sich dezidiert gegen 
eine Teilnahme an den seit Februar 201 | regelmäßig stattfinden- 
den, oppositionellen Demonstrationen entschieden. Dennoch pro- 
fitierte die Partei später in den Wahlkämpfen von ihrer Anti-Kor- 
ruptions-Kampagne, die sie in den Augen vieler MarokkanerInnen 
als eine Art dritter Kraft zwischen der außerparlamentarischen Op- 
position und den Regimekräften erscheinen ließ, Umgekehrt ist 
eine charismatische, gewaltlos-messianische und ungefähr mit dem 
europäischen Pietismus vergleichbare islamistische Kraft — Al-Adl 
wal Ihsane („Gerechtigkeit und gute Taten‘) ein integraler Be- 
standteil des außerparlamentarischen Oppositionsbündnisses, dem 
ansonsten überwiegend linke Kräfte angehören. 

Während Al-Adl wal Ihsane nicht zu Wahlen antritt, und auch nicht 
legal zugelassen ist (sondern nur durch die Behörden toleriert 
wird), konnte der PID im November 20| | mit 26 Prozent der 
Stimmen zur stärksten Partei werden. Dieser Erfolg ist dennoch re- 
latıv. Von 21 Millionen volljährigen MarokkanerlInnen hatten sich 
insgesamt |3 Millionen ın die Wählerregister eingetragen, und von 


den Letztgenannten gingen insgesamt 45,4 Prozent an die Wahlur- 


nen. Im Übrigen war mehr als ein Fünftel der abgegebenen Stimm- 


zettel ungültig gemacht. Dies relativiert die Wählerzahl der Parteı 
doch sehr stark. 

Die größte ıslamistische Partei in Tunesien, Ennahdha („Wiederge- 
burt”), die ebenfalls als moderat bezeichnet wird und die 
überwiegenden Mehrheit 


in ıhrer 


einen institutionellen Weg ım Rahmen 


der bürgerlichen Demokratie gewählt hat, mischte dagegen bei der 
Massenbewegung gegen die Diktatur Ben Alis im Januar 201 | indi- 
rekt mit. Zwar trat die Partei, welche unter dem Ben-Ali-Regime in 
den letzten 20 Jahren unter allen politischen Kräften den mit Ab- 
stand schwersten Tribut an die Repression zahlte (30.000 politi- 
sche Häftlinge, unzählige Folteropfer), nicht unmittelbar unter ih- 
rem eigenen Namen auf. Jedoch war sie nicht nur durch eine Reihe 
ihrer Mitglieder unter den Demonstrierenden vertreten, sondern 
etwa auch durch ihre Vertreterinnen in der Anwaltskammer von 
Tunis, (Die Anwältinnen und Anwälte waren eine während der 
Umwiälzung zu Anfang 201 | sehr aktive Berufsgruppe.) 

Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung vom Okto- 
ber 201 | wurde Ennahdha ebenfalls zur stärksten Partei, mit einem 
Stimmenanteil zwischen 38 und 39 Prozent und 41,4 Prozent der Sit- 
ze. Auch hier ist der Erfolg allerdings zu relativieren: Von sieben Millio- 
nen erwachsenen Tunesierlnnen waren nur 4,15 Millionen in die 
Wählerregister eingetragen. Allerdings hatte die Übergangsregierung 
schlussendlich allen Volljährigen erlaubt, eine Stimme abzugeben - ob 
eingetragen oder nicht, nur gegen Vorzeigen des Personalausweises -, 
da in ihren Augen die freiwillige Wählerregistrierung zu schwach aus- 
fiel, Insgesamt ging nur gut jedeR zweite volljährige Tunesierin wählen. 
Ennahdha wurde somit von insgesamt 21 Prozent der erwachsenen 


tunesischen Bevölkerung gewählt. 


ÄGYPTEN: „MODERATE“ GEGEN „FUNDAMENTALISTEN“ 
Nochmals anders sieht die Lage in Ägypten aus, wo die ersten Er- 
gebnisse der — in mehreren Durchgängen und nach einem höchst 
komplizierten Verfahren ablaufenden, und sich von Ende Novem- 
ber 2011 bis in den März 2012 hinziehenden - Wahlen am 4. De- 
zember 201 | bekannt gegeben wurden. Sie betreffen den ersten 
Durchgang zur Wahl des parlamentarischen „Unterhauses‘ in neun 
Gouverneursbezirken, zu denen jedoch die am dichtesten bevöl- 
kerten Gebiete des Landes und die wichtigsten ägyptischen Groß- 
städte (Kairo, Alexandria) gehören. Bei einer Wahlbeteiligung von 
52 Prozent erhielten islamistische Parteien insgesamt 65,25 Pro- 
zent der Stimmen. Dabei ist ihr Spektrum jedoch weit aufgefächert. 
Im Zentrum stehen die Muslimbrüder, die sich als eine Art Mit- 
te-Rechts-Partei zu profilieren versuchen und als ungefähre Ent- 
sprechung zu einer christdemokratischen „Volkspartei“, freilich mit 
autoritärer Vergangenheit, auftreten. Seit Jahresbeginn verhandeln 
sie offen mit den derzeit regierenden Militärs, mit der US-Adminis- 
tration und anderen Akteuren und versuchen, Garantien für ihre 
Berechenbarkeit, Harmlosigkeit und ihre Akzeptanz demokrati- 
scher Spielregeln abzugeben. Ihre Partei Horrya wa’ Adalat („Frei- 
heit und Gerechtigkeit") erzielte 36,6 Prozent der Stimmen. Damit 
blieb sie hinter ihren Erwartungen zurück. 

Einer der Gründe dafür liegt darin, dass sie in den Augen mancher 
ihrer ursprünglichen SympathisantlInnen zu sehr als politische Tak- 
lierer erschienen. Zugleich erhielten die, ım engeren Sinne „funda- 
mentalistisch“ auftretenden, Salafisten mit ihrem Parteienbündnis 
(deren Hauptkraft En-Nour, „Das Licht", darstellte) 24,4 Prozent. 
Vielen erschienen sie offenkundig als konsequentere und „ehrliche- 
re" Kraft. Und dies, obwohl die Salafısten bis zum Jahresanfang nicht 
nur keine Opposition gegen das Mubarak-Regime betrieben, son- 
dern von diesem mit ihren (dank üppiger Gelder aus Saudi-Arabien 
betriebenen) Fernsehsendern und ihrer Videokassetten-Propagan- 


da faktisch toleriert wurden - um den Muslimbrüdern Konkurrenz 


zu bereiten. Erst in den letzten Monaten nahmen auch die Salafısten 
an Demonstrationen gegen die nunmehrige Militärregierung teil 
und positionierten sich auf den Straßen neu. Eine in den 1990er 
Jahren entstandene bürgerlich-demokratische Abspaltung der Mus- 
limbrüder wiederum, EI-Wassat („Das Zentrum", „die Mitte‘), er- 
hielt 4,3 Prozent. 


DIE PROBLEME DER ISLAMISTEN MIT DEN PROTESTEN 

Vor allem die Muslimbrüder hatten in Ägypten, nach wochenlan- 
gem Zögern, ab Februar 201 | schließlich teilweise an den Protes- 
ten gegen das Mubarak-Regime teilgenommen. Dies war keines- 
wegs selbstverständlich, und es war mit erheblichen Widersprü- 
chen verbunden. 

Denn die Massenproteste, in Tunesien wie in Ägypten, wurden 
durch die Islamisten weder ausgelöst noch kanalisiert oder be- 
herrscht. Im Gegenteil. Auslöser waren mehrere Selbstverbren- 
nungen bzw. öffentlich vollzogenen Selbsttötungen von Arbeitslo- 
sen, die in Tunesien am |7. und 23. Dezember 2010 stattfanden 
und denen weitere in Algerien, Mauretanien, Ägypten und sogar in 
Saudi-Arabien folgten. Diese lösten zunächst in Zentraltunesien 
eine Revolte in den sozialen Unterklassen aus, die sich dann auf das 
ganze Land sowie breitere gesellschaftliche Kreise ausbreitete und 
später auf die Nachbarländer übergriff. 

Was immer man von einer extremen „Protestform" wie der 
Selbstverbrennung hält — sie steht auf jeden Fall in scharfem Wider- 
spruch zu orthodox-islamischem ebenso wie islamistischem Den- 
ken. Denn beide verbieten strikt jede Form von Freitod außerhalb 
von Kampfhandlungen und betrachten ihn als eine der aller- 
schlimmsten Sünden: 

Die Islamisten und konservativ-islamische Kräfte standen damit zu- 
nächst aus ideologischen Gründen im Abseits, als die so lange un- 
terdrückten Emotionen, Frustrationen und verdrängten Wünsche 
nach einem besseren Leben durch die Revolte „entfesselt‘ wurden. 
Selbstverständlich nahmen später - nachdem die Mobilisierung ein- 
mal losgetreten war — auch islamistische Kader an den Demonstra- 
tionen teil; als Repräsentanten einer unter mehreren politischen 
Kräften, die eine (jeweils unterschiedliche) politische Orientierung 
anzubieten suchten. 

Im ägyptischen Falle spaltete sich ein Teil der nach Aktivität — und 
nach Öffnung zu anderen Protestkräften — strebenden Jugend im 
Verlauf der Massenbewegung von den Muslimbrüdern ab. Ihre im 
Frühjahr 201 | lancierte Partei der ägyptischen Strömung (Hizb al- 
tayyar al-mısri) nahm schlussendlich an dem von jungen Revolu- 
tionsteilnehmern gebildeten und eher von Linken geprägten Wahl- 
bündnıs The Revolution Continues teıl. Letzteres erhielt 3,5 Pro- 
zent der Stimmen. Ein Ergebnis, das nıcht nur eine Kluft zwischen 
städtischer Avantgarde der Massenproteste und breiten Teilen der 
übrigen Bevölkerung widerspiegelt, sondern auch darauf zurückzu- 
führen ist, dass sıch die unmittelbar aus den Massenprotesten her- 
vorgegangenen oder diese unterstützenden Listen ab den ersten 
Novembertagen 201 | aus dem Wahlkampf zurückzogen. Damals 
waren die Proteste auf dem Tahrır-Platz in Kairo wieder aufge- 
flammt, u.a. gegen die Pläne der Militärregierung, noch bis 2013 ım 
Amt zu bleiben. Inzwischen wurde das Datum offiziell auf Junı 2012 


vorgezogen. 


aus: ak 567 vom 16.12.2011 
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MIGRATIONSBEWEGUNG 
FÜR ECHTE DEMOKRATIE 


DIE KRISE DER EUROPÄISCHEN GRENZPOLITIK 
UND DIE KRISE DES EURO GEHÖREN ZUSAMMEN 


VON PAOLO CUTTITTA, HELMUT DIETRICH, BERND KASPAREK, MARC SPEER, VASSILIS TSIANOS 


Mit dem Sturz des tunesischen Diktators Ben Ali am 14. Januar 
201 | befreite sich nicht nur eine ganze Gesellschaft — auch die eu- 
ropäische Grenze im Mittelmeer hörte für einen Moment auf zu 
existieren. Der Diktator Ben Ali hatte schon seit 1999 mit Italien in 
Fragen der Grenzabschottung kooperiert, und 2004 durch rigide 
Anti-Auswanderungsgesetze Tunesien in ein großes Gefängnis ver- 
wandelt: Die illegale Ausreise wurde mit hohen Geld- und Gefäng- 
nisstrafen sanktioniert. Als sich die Europäische Union auf Seiten 
der libyschen Rebellen positionierte, wurde auch die langjährige 
Kooperation mit dem Diktator Gadaffı hinfällig. Dieser hatte seit 
2009 die irreguläre Migration im Mittelmeer durch rigide Maßnah- 
men unterbunden und Italien die direkte Abschiebung auf dem 
Mittelmeer abgefangener Flüchtlinge gestattet. 

Im Frühjahr 201 | verlor die europäische Politik der Grenzziehung 
und der Vorverlagerung der Grenze im Mittelmeer durch die Re- 
volten und Revolutionen einige ihrer autokratischen Partner, auf 
die sie zur Umsetzung dieser Politik angewiesen war. Noch stärker 
zeichnete sich jedoch die Krise des Schengener Grenzsystems im 
Mittelmeer ab, als im Februar 25.000 TunesierInnen die neue Frei- 
heit nutzten und auf die italienische Insel Lampedusa übersetzten. 
Die italienische Regierung inszenierte diese Ankunft als Krise, 
sprach von einem „menschlichen Tsunami‘ und einem drohenden 
„Exodus biblischen Ausmaßes‘. 

Doch die übrigen europäischen Länder ließen sich nicht überzeu- 
gen, dass es sich tatsächlich um einen migrationspolitischen Not- 
stand handelte. Der italienischen Forderung, die tunesischen Mi- 
grantinnen auf alle europäischen Staaten zu verteilen, erteilten sie 
ein Absage. Auch die tunesische Übergangsregierung ließ sich von 
den Drohgebärden aus Italien nicht einschüchtern. Die Drohung, 
europäische PolizistInnen ın Tunesien zu stationieren, um die euro- 
päische Grenze durchzusetzen, wurde mit einem kühlen Hinweis 
auf die Souveränität des Landes gekontert. In direkten Verhandlun- 
gen, in die sich sogar der damalige Ministerpräsident Silvio Berlus- 
conı eınschaltete, erreichte die italienische Regierung dann ein 
Rückführungsabkommen mit Tunesien. Doch jene TunesierInnen, 
die zuvor ın Italien angekommen waren, erhielten im Gegenzug 
Aufenthaltserlaubnisse aus humanıtären Gründen. 


AUCH IN DER MIGRATIONSPOLITIK 

ZEIGT SICH DIE SPALTUNG EUROPAS 

Warum ıst nun diese Epısode aus dem an spannenden Ereignissen 
nıcht armen Jahr 201 | so aufschlussreich? Wir ınterpretieren die Er 


teilung der Aufenthaltserlaubnisse als eınen von vielen Akten des 
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Widerstands der Staaten im Süden der EU, sich weiterhin dem 
„Verursacherprinzip" zu unterwerfen und damit aufgrund ihrer 
geografischen Position an der Schengengrenze für die europäische 
Migrationskontrolle verantwortlich zu sein. 

Die Dublin-Il-Verordnung (von Februar 2003) regelt die Zuständig- 
keit für ein Asylverfahren nach dem sogenannten Verursacherprin- 
zip. Es besagt, dass der Mitgliedsstaat, der die Einreise eines/einer 
Asylantragstellerin „verursacht hat (etwa durch Vergabe eine Vi- 
sums oder aufgrund mangelnder Sicherung der Grenze), das Asyl- 
verfahren durchführen muss. Obwohl die Präambel der Verord- 
nung die Solidarität zwischen den EU-Mitgliedsstaaten beschwört, 
ist mittlerweile klar, dass Dublin Il den europäischen Süden gegen- 
über dem Norden benachteiligt. Dublin Il ist jedoch nur eine Kom- 
ponente des europäischen Migrations- und Grenzregimes, die Ver- 
ordnung komplettiert im Inneren, was die verhärteten europäi- 
schen Grenzen nach Schengen leisten sollen: die Regulierung der 
Personenmobilität in und um Europa. 

In der Euro-Krise ist die ökonomische Spaltung der EU, zwischen 
Norden und Süden, geradezu brutal hervorgetreten. Dies betrifft 
jedoch nicht nur die Staatshaushalte, die Frage nach einer Fiskal- 
union oder einer Wirtschaftsregierung. Sie spiegelt sich auch im 
System Schengen, der territorialen Union, wider. Die Entscheidung 
der italienischen Regierung für ein Aufenthaltsrecht der Tunesierln- 
nen führte zum französisch-italienischen „Transit-Grenzkonflikt‘; Die 
französische Regierung führte die durch das Schengener Abkommen 
innerhalb Europas abgeschafften Grenzkontrollen wieder ein — ein 
nach aktuellem EU-Recht äußerst fragwürdiger Akt. Dies führte zu 
erheblichen Irritationen bei der Europäischen Kommission. 

Eine ähnliche Konfliktkonstellation zwischen Mitgliedstaaten, die 
Grenzkontrollen verlangten, und der Europäischen Kommission, 
die als Wächterin der Verträge auf der Personenfreizügigkeit und 
der Abschaffung von Grenzkontrollen im Schengenraum behartt, 
ergab sich schon 2010: Damals lancierte die französische Regierung 
eine antiziganistische Kampagne, deren Ziel es war. die Bewegungs- 
freiheit von UnionsbürgerInnen v.a. aus Rumänien zu beschneiden. 
Die Drohung, ein Land aus dem Schengenraum auszuschließen, |st 
ın den letzten Jahren wiederholt eingesetzt worden. Den Auftakt 
lieferte die Entscheidung des Rates der Innenminister im Frühjahr 
2011, den geplanten Schengenbeitritt Rumäniens und Bulgarıens 
auf unbestimmte Zeit zu verschieben. Auch in Deutschland wurde 
die Wiedereinführung von Grenzkontrollen diskutiert, zum Beispiel 
die bayerische Landesregierung spielte öffentlich mit dem Gedan 


ken. Am I. Julı 2011 führte Dänemark dıe Grenzkontrollen wıede! 


ein, bis die von der rechtspopulistischen Dänischen Volkspartei ge- 
duldete Mitte-Rechts-Regierung im Herbst abgewählt wurde. Die 
Niederlande wiederum wollen ab dem I. Januar 2012 eine technolo- 
gisierte Version der Grenze einführen: Per Videoüberwachung und 
automatisiertem Kennzeichenabgleich soll die Einreise unerwünsch- 
ter Personen verhindert werden. Auch hier sieht die Kommission ei- 
nen Verstoß gegen das Schengener Vertragswerk. Gegenüber Grie- 
chenland wiederum, dessen Außengrenze europaweit als besonders 
durchlässig gilt, haben sich die Drohungen mit Ausschluss aus der 
Schengenzone (analog zur Diskussion, ob Griechenland die 
Euro-Zone verlassen müsse) in letzter Zeit gehäuft. Den Höhepunkt 
bildet ein Vorstoß der Kommission zur Umgestaltung des Schenge- 
ner Vertragswerks, der die Möglichkeit eines (temporären) Aus- 
schlusses gleich per Verordnung festschreiben will. 


DER NEUE EU-RASSISMUS DROHT 

MIT ENTZUG DER STAATSBÜRGERSCHAFT 

Wir erleben also eine Situation der verschärften Konflikte innerhalb 
der EU, die letztendlich auf die ökonomische Spaltung zwischen 
Norden und Süden verweisen und bei denen Migration ein Unter- 
pfand in den Verhandlungen ist. Dies war bisher nur von den Rän- 
dern Europas bekannt, zum Beispiel als der liysche Diktator Mu- 
ammar Gaddafi im August 2010 drohte, Europa werde „schwarz“ 
werden, wenn es nicht erhebliche Zahlungen im Rahmen einer mi- 
grationspolitischen Kooperation leiste. Ein anderes Beispiel ist die 
Verzögerung eines Rückübernahmeabkommens für Drittstaaten- 
angehörige seit 2003 durch die Türkei; auf diese Weise versucht 
das Land, Visafreiheit für die eigenen BürgerInnen zu erlangen. 

In den Ausschlussdrohungen der nördlichen EU-Staaten zeichnet 
sich ein Muster ab, das man als Schengen-Rassismus bezeichnen 
kann. Er zeigt sich etwa in der Hetzkampagne gegen die griechische 
Bevölkerung in deutschen Medien, die mit der Forderung nach 
Rauswurf „der Griechen" aus der Eurozone operiert. Auch neue 
Grenzziehungen innerhalb der postkolonialen europäischen Ein- 
wanderungsgesellschaften können wir beobachten. Bei diesen mo- 
dernisierten Formen von Rassismus wird nicht nur die kulturelle 
Differenz betont, auch wenn diese noch immer eine Rolle spielt. 
Werden Burka, Nigab oder Hijab politisch zum Thema gemacht, 
dann steht die kriminalisierende Differenz im Mittelpunkt. Der antı- 
muslimische Rassismus konstruiert einen terroristischen General- 
verdacht, der am Zeichen einer religiösen Differenz einer migranti- 
schen, postnationalen Gruppe festgemacht wird. Sowohl beim eu- 
ropaweiten antimuslimischen Rassismus als auch auf dem Feld des 
Antiziganismus geht es um die Möglichkeit der Staaten, Niederlas- 
sungsrechte wieder zu entziehen. Es geht um die Reversibilität der 
neuen Staatsbürgerschaften von Migrantinnen. 

Neben dem antimuslimischen Diskurs ist auch der Topos der Eu- 
roskepsis ins Zentrum des rechtspopulistischen Diskursuniversums 
gerückt. Im Zusammenspiel mit der globalen Finanzkrise liegt darın 
eine Gefahr: In Europa sind derzeit wieder verstärkt Prozesse der 
Renationalisierung und der Entdemokratisierung im Gange. Der eu- 
ropaweite Aufstieg des Rechtspopulismus ist in dieser Hinsicht das 
deutlichste Symptom. Europa ist an einem Scheideweg - die Fort- 
setzung der Integration ist keineswegs selbstverständlich. Die Krise 
Schengens könnte also weniger die Außengrenze hinwegfegen, 
sondern vielmehr im Inneren zu einer Beschneidung von Rechten, 


ın letzter Instanz auch der Rechte von Unionsbürgerlnnen, führen. 
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POSTREVOLUTIONÄRE MIGRATION 

VERSCHÄRFT INNEREUROPÄISCHE KONFLIKTE 

Die Krise Schengens lässt sich mittlerweile nicht mehr ohne die Kri- 
se des Euro und der europäischen Staatsfinanzen denken. Noch 
vor 30 Jahren liefen wichtige wirtschaftspolitische Grenzen mitten 
durch Portugal, Spanien und Italien. Das Alentejo, Andalusien, der 
Mezzogiorno sowie große Teile Griechenlands wiesen niedrigste 
Lebensstandards auf. In den 1980er Jahren brachten die „Süder- 
weiterungen“ Portugal, Spanien und Griechenland in die EG; in den 
1990er Jahren haben diese Länder erstaunliche wirtschaftspoliti- 
sche und gesellschaftliche Wandlungen durchlebt. Inzwischen ist 
der europäische Süden eingemeindet — und droht aufs Neue zu 
verarmen. Nordafrika ist schon längst wirtschaftlich ausgeblutet. 
Das Einkommensgefälle an der Schengener Südgrenze liegt derzeit 
bei mehr als zehn zu eins. Diese Kluft ist in historischer wie welt- 
geographischer Sicht einmalig und fordert zu Aufständen wie zu 
heimlichen Grenzüberschreitungen heraus. 

Parallel zu den „Süderweiterungen“ begannen die polizeilichen Pla- 
nungen zur Außengrenze, zur Binnenfreizügigkeit und zur migra- 
tions- wie flüchtlingspolitischen Abschottung; daraus entstand das 
Schengener Regime. Als 1989 die Grenzen des Warschauer Pakts 
zerfielen, gab es eine erste Krise im Schengener Prozess. Erst die 
EU-Osterweiterungsrunden haben den Aufenthalt von Hundert- 
tausenden MigrantInnen aus Polen, der Tschechischen Republik 
und weiteren Ländern legalisiert. Die jetzige Krise ist ungleich gra- 
vierender. Während sich die EU nach Osten und Südosten fortlau- 
fend ausdehnt, ist die EU-Südgrenze in den letzten Jahrzehnten 
zementiert worden. Diese Abgrenzung bricht nun mit dem Sturz 
der Diktaturen weg. 

Doch das Aufbegehren gegen die zunehmende Verarmung und für 
soziale und politische Rechte in Nordafrika hat schon längst Europa 
erreicht. Der Kairoer Tahrir-Platz, Symbol des Aufstands in Ägyp- 
ten, fand schnell rund um das gesamte Mittelmehr Nachahmerln- 
nen. Schon im Sommer fand er sich an der Puerta del Sol in Madrid 
und auf dem Syntagma-Platz in Athen wieder. Mit dem Aufkom- 
men der Occupy-Bewegungen hat er sich schlechthin globalisiert. 
In dieser globalen Bewegung für echte Demokratie sehen wir auch 
eine Chance. 

Etienne Balibar hat in seinem Buch „Sind wir Bürger Europas?" ge- 
zeigt, wie sich die Dynamik der transnationalen Migration in die De- 
batte um die Demokratisierung Europas einschreibt. Balibar ver- 
weist darauf, dass die materielle Grundlage einer für Migrantinnen 
offenen „Bürgerschaft in Europa‘ durch die Grenzübertritte der Mi- 
gration geschaffen wird. De facto schaffen sie ein neues Aufent- 
haltsrecht. Diese Bürgerschaft von unten steht im diametralen Wi- 
derspruch zu einer EU-Verfassung, die auf dem Souverän der euro- 
päischen StaatsbürgerInnen ım klassıschen nationalen Sinne ver- 
weist. Damit wird aber auch die historische, ıdeelle Norm der 
Übereinstimmung von Territorium und Bevölkerung im nationalen 
Rahmen nicht nur faktisch, sondern auch rechtlich ınfrage gestellt. 
Die postrevolutionäre Migration aus Nordafrika und die Wider- 
sprüche im Schengener System, dıe dadurch zu Tage getreten sınd, 
haben noch einmal verdeutlicht, an welchem Scheideweg Europa 
steht. Eine Bewegung für echte Demokratie kann nur jenseits des 
Nationalen und dessen Eın- und Ausschlusskriterien gedacht wer 
den. Im Europa der Skepsis und der Renationalisierung ıst eine 


solche Bewegung dringender gefragt denn je. 


HILFE ALS DROHUNG 


ÜBER DIE WIRKUNG VON WESTLICHER 
„ENTWICKLUNGSHILFE* UND „DEMOKRATIEFOÖRDERUNG“ 


VON PETER SCHÄFER 


Spätestens seit den Rücktritten von Tunesiens Präsident Zine El 
Abidine Ben Ali und Ägyptens Hosni Mubarak sprechen die USA, 
die Europäische Union und einige ihrer Mitgliedsstaaten davon, den 
„demokratischen Wandel“ in diesen Ländern unterstützen zu wol- 
len. Das klingt, als würde man jetzt einsehen, dass die enge Koope- 
ration mit den ehemaligen Diktatoren falsch war. 

Für viele Menschen in der Region sind diese Hilfsversprechen je- 
doch eine Drohung, Demokratische Mitbestimmung der Bevölke- 
rung, politische Souveränität und Freiheit sind die Inhalte des „ara- 
bischen Frühlings“. Sie laufen den Interessen der Europäischen 
Union und der USA - Verhinderung illegaler Einwanderung, freier 
Zugang zu den Rohstoffen der Region, Sicherheit Israels, „Krieg ge- 
gen den Terror‘ - ganz offensichtlich zuwider. Ungleiche, also für 
den Westen profitable Handelsbeziehungen können nur aufrecht 
erhalten werden, wenn die Regierungen der ökonomisch schwä- 
cheren Staaten gegen die Interessen ihrer BürgerInnen kooperie- 
ren. Und der Krieg gegen den Terror, unter dem in der Praxis vor 
allem die Zivilbevölkerung in den angegriffenen Ländern leidet, 
kann nur weitergeführt werden, wenn sich zumindest einige der re- 
gionalen Regierungen daran beteiligen — durch politische Billigung, 
geheimdienstliche Zusammenarbeit, finanzielle Unterstützung oder 
durch die Bereitstellung von Militärstützpunkten. 

Es liegt auf der Hand, dass demokratische arabische Regierungen, 
die die Mehrheitsmeinung ihrer Bevölkerung repräsentieren, zu 
dieser Art von Zusammenarbeit mit dem Westen nicht mehr be- 
reit sein werden. Die Frage ist jedoch, ob sie eine andere Chance 
haben. Regierungen, Wirtschaftssysteme, einzelne Unternehmen, 
der Nichtregierungssektor in der Region: In unterschiedlichem 
Ausmaß sind sie von Finanzhilfen aus dem Westen abhängig. Die- 
ses System zu verändern, wäre ein Schritt mit weit reichenden 
Konsequenzen, vor allem für ein individuell handelndes Land. 
Deshalb klingen die Unterstützungsvorhaben für die ägyptische und 
die tunesische Demokratiebewegung in den Ohren der Beteiligten 
wie Säbelrasseln. Vor allem im Vorgehen der ägyptischen Militär- 
führung zeigt sich, dass die alten/neuen Eliten zum Schutz ihrer Pri- 
vilegien keine Skrupel kennen. Bereits kurz nach dem Sturz Muba- 
raks wurden wieder neue Fälle von willkürlichen Verhaftungen und 
Folter bekannt. Menschenrechtsorganisationen gehen davon aus, 
dass seit dem | I. Februar 201 | etwa 12.000 ZivilistInnen vor Mili- 
tärgerichten verurteilt wurden. Die angeblichen Unterstützerlnnen 
der arabischen Demokratiebewegung aus Brüssel, Washington 
oder Berlin verhalten sich zu dieser Repression unverdächtig ruhig. 
Der nach den Revolutionen dieses Frühjahrs adaptıerte Ansatz der 
Europäischen Kommission gegenüber ihren südlichen Nachbarn 
A Partnership for Democracy and Shared Prosperity with the Sout- 
hern Mediterranean vom 8. März 201 | - sieht vor, Assoziierungs- 
abkommen mıt der EU voranzutreiben oder aufzuwerten. Gegen- 


über dem freien Fluss von Waren soll der der Menschen jedoch mit 
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erhöhter Kooperation in Frontex-Operationen (EU-Grenzschutz) 
effektiver gestoppt werden. 


WAREN FLIESSEN, MENSCHEN WERDEN GESTOPPT 

Der Internationale Währungsfond (IWF), langjähriger Motor für die 
Privatisierung von Staatsbetrieben und „internationaler Wettbe- 
werbsfähigkeit‘' — sprich: Massenentlassungen, Kapitalakkumulation, 
ausländischer Aufkauf von Teilen der Wirtschaft -— machte nach 
dem Sturz Mubaraks einen „engen Spielraum‘ für die Rückkehr zur 
alten Ordnung aus. „Dieser ‚enge Spielraum‘ war der Atem der 
Demokratie in Ägypten“, so der Ökonom Patrick Bond, „aber sie 
gingen offenbar davon aus, dass Investitionen in der Form eines 
Schuldenerlasses von einer Milliarde US-Dollar (damit blieben 
noch 33 Milliarden an Schulden) und zusätzliche Darlehen Kairo er- 
lauben würden, die guten Beziehungen zu Washington zu restau- 
rieren, das kleine Hindernis der demokratischen Revolution zu 
überwinden und zur ‚Reform-Agenda‘ zurückzukehren." (1) 

Die EU-Agenda sieht unter anderem mehr Unterstützung für die 
Zivilgesellschaft vor. Die EU, die USA, andere Staaten und ausländi- 
sche Organisationen investierten seit dem 25. Januar 201 | bereits 
Millionenbeträge in NGOs und Jugendgruppen, was in Ägypten seit 
dem Sommer zu einer Hetzkampagne gegen die EmpfängerInnen 
dieser Gelder führte. Sie wird betrieben von islamistischen Organi- 
sationen, aber auch von der Militärführung und anderen konservati- 
ven Gruppen. Mittlerweile wurde eine staatliche Untersuchungs- 
kommission eingerichtet. Gegen 28 lokale und internationale Orga- 
nisationen wird derzeit ermittelt. Die lokalen Organisationen sind 
vor allem solche, die sich mit sozialer Gerechtigkeit beschäftigen. 
Bei den internationalen ist kein derartiges Schema feststellbar, sie 
reichen vom Open Society Institute über die Konrad-Adenauer- 
Stiftung bis hin zur Swedish International Development Coopera- 
tion Agency. 

Diese Kampagne soll von den Vorwürfen gegen die Übergangsre- 
gierung ablenken, den revolutionären Zielen entgegen zu arbeiten. 
Sie soll auch ablenken von den Riesensummen an ausländischer 
Unterstützung für die Muslimbrüder und ihre Partei. So wird be- 
hauptet, dass die westlichen Gelder die „ägyptischen Werte‘ 
schwächten, womit im Umkehrschluss bedeutet wird, dass dies die 
Gelder aus Saudi-Arabien nicht tun. 

Ansonsten wird aktuelle ausländische Einmischung in arabische An- 
gelegenheiten und die Stützung repressiver Regime in der Region 
durchaus von vielen Akteurlnnen in eine ununterbrochene Reihe 
(neo-)kolonialer Politikansätze gestellt. Direkte oder indirekte eu- 
ropäische Kolonialherrschaft ist Teil der Vergangenheit aller arabı- 
schen Staaten. Direkte britische Kontrolle reichte gar bis ın dıe 
1960er Jahre, die Erinnerung daran ıst noch nicht verblasst. Über 
ökonomischen und/oder militärıschen Druck beeinflusst der Wes- 
ten das Verhalten der regionalen Staaten bis heute aggressiv. 


DIE ENTDECKUNG DER ARABISCHEN ZIVILGESELLSCHAFT 

Nach dem Ende des Kalten Kriegs entdeckte der Westen die arabi- 
sche Zivilgesellschaft. Methoden, wie sie etwa vom US-Kongress für 
kulturelle Freiheit bis Ende der 1960er Jahre in Westeuropa im 
Kampf gegen den Kommunismus eingesetzt wurden, kamen nun in 
der arabischen Welt zum Einsatz. Dabei blieb das westliche Ver- 
ständnis von den Zivilgesellschaften in der arabischen/islamischen 
Welt stets sehr eng. Es geht noch heute meist nicht um Parteien, Ge- 
werkschaften und andere gesellschaftlich verankerte Zusammen- 
schlüsse, sondern um Menschenrechtsorganisationen und andere In- 
itiativen, in denen Menschen heute hauptberuflich arbeiten. 

Diese Organisationen sind teils seit Jahrzehnten aktiv, haben ihre 
Wurzeln in einer politischen Bewegung und machen sehr notwen- 
dige Arbeit hinsichtlich der Kontrolle ihrer Regierungen, der Ver- 
mittlung fortschrittlicher Werte in Politik und Kultur. Die Organisa- 
tionen sind jedoch normalerweise höchstens lose miteinander ver- 
netzt, administrativ, vor allem in patriarchalen Gesellschaften wie 
den arabischen, auf Einzelpersonen zugeschnitten und in dieser 
Form in ihrer politischen Ausrichtung sehr anfällig gegenüber ande- 
ren Anreizen. Traditionell basierte dieser Sektor auf ehrenamtli- 
cher Arbeit und lokaler Unterstützung. Die beträchtlichen 
westlichen Finanzmittel veränderten diesen Sektor tiefgreifend. 
Heute ist ein Großteil der von ausländischen Institutionen finanzier- 
ten und von lokalen NGOs durchgeführten Projekte im engen Zu- 
sammenhang mit dem Krieg gegen den Terror und der Zunahme 
islamophober Politik zu sehen. Hinter den Etiketten „Entwicklungs- 
hilfe" und „Demokratieförderung" verbirgt sich allzu oft die Unter- 
stützung für ein unterdrückerisches Regime bei gleichzeitiger Hilfe 
für Nichtregierungsorganisationen, die in ihren eigenen Gesell- 
schaften jedoch wenig Einfluss haben. Es lohnt sich finanziell, eine 
NGO zu gründen oder in einer zu arbeiten. So sind NGO-Chefs 
und ihre höheren Angestellten auf Grund ihres Einkommens in vie- 
len regionalen Staaten heute Teil der oberen Mittelklasse. 
Rechenschaftspflichtig ist dieser Teil der Zivilgesellschaft nicht 
(mehr) gegenüber ihrer Gesellschaft oder ihrem (ehemaligen) poli- 
tischen Zusammenhang, sondern gegenüber der ausländischen Ge- 
berorganisation. 


NEBENWIRKUNGEN DER NGO-ARBEIT 

Im Ergebnis sieht die Wirkung der Interventionen westlicher Orga- 
nisationen in der arabischen Welt so aus: 

Fortschrittliche Politik wird delegitimiert. Ein Großteil der westlich un- 
terstützten NGOs entstammt der gesellschaftlichen Linken. So 
kommt es zum nur scheinbar verqueren Phänomen, dass auch 
streng konservative Organisationen aus dem Westen arabische 
KommunistInnen unterstützen. 

Wenn fortschrittliche Menschen mit dem Geld politisch anders 
denkender Geber arbeiten, ist das nicht nur in der arabischen Welt 
verdächtig. Das hat beispielsweise hinsichtlich der Stärkung von 
Frauenrechten in Palästina dazu geführt, dass, so die lokale Kritik, 
der extern finanzierte Diskurs abgelehnt wurde und sich die Betei- 
ligten Organisationen zuwandten, die als glaubwürdiger empfun- 
den werden, nämlich Vertreterinnen des politischen Islams. 

Im Irak ist die ausländische Einmischung über lokale NGOs am au- 
genfälligsten. Die dort zum allergrößten Teil (außer ın Kurdistan) 


erst nach 2003 entstandenen Organisationen werden als ziviler 
Arm der Kriegsführung instrumentalisiert, direkt finanziert und poli- 
tisch geschützt von der US-Regierung und ihren Alliierten. Damit 
kommen Inhalte wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit automa- 
tisch in den Ruch, nur die Hülle für eigentlich ganz andere Interes- 
sen zu sein. 

„Effektives Krisenmanagement erfordert einen umfassenden politi- 
schen, zivilen und militärischen Ansatz“, formuliert die NATO in ih- 
rer Strategie vom Dezember 2010 und macht damit die staatliche 
Unterstützung für NGOs nun offiziell zum Teil ihrer Militärpolitik. 
„Die Allianz wird mit anderen internationalen Akteuren vor, 
während und nach Krisen aktiv zusammenarbeiten.“ 
Fortschrittliche Parteien und Basisorganisationen werden geschwächt. 
Die Delegitimierung fortschrittlicher Werte wie Meinungsfreiheit 
und Gleichstellung der Geschlechter führt auch zum Vertrauens- 
verlust in die lokalen linken Parteien. Darüber hinaus werden die- 
sen die fähigsten MitarbeiterInnen entzogen. Eine NGO bezahlt 
schlicht besser. Sie leistet zudem einen Großteil der sozialen Ar- 
beit, die Parteimitglieder vormals ehrenamtlich erledigten, was ein- 
mal zur Attraktivität der Linken beitrug. Das hinterlassene Vakuum 
konnte in vielen Gesellschaften wiederum von religiösen Wohl- 
fahrtsorganisationen gefüllt werden. 


DIE RÜCKKOPPLUNG DER HILFE IM WESTEN 

Der westliche Hilfsansatz für den arabischen Raum hat jedoch auch 
in den Herkunftsländern negative Wirkungen. So stellen die 
schwerpunktmäßig unterstützten genehmen staatlichen und nicht- 
staatlichen Akteure auch die wesentlichen Kontakte zu diesem Teil 
der Erde dar. Sie bestätigen, oft wegen ihrer Abhängigkeit vom 
Westen, dessen exotische Sichtweisen, wie beispielsweise die vom 
politischen Islam. 

Direkte Kontakte mit Vertreterinnen dieser sehr heterogenen poli- 
tischen Strömungen finden nur im Ausnahmefall statt. Und so wer- 
den uns der politische Islam, dessen Anhängerlnnen und deren Mo- 
tivationen von dessen GegnerInnen erklärt, den uns genehmen, 
„moderaten“ AraberInnen. Und so kann eben auch eine undemo- 
kratische Regierung als Bollwerk gegen den Islamismus leicht mit 
westlicher Hilfe rechnen. 

Der proklamierte „Dialog mit dem Islam“ stellte sich bisher nicht 
nur als Gesprächsreihe unter Gleichgesinnten dar, bei dem Streit- 
punkte kaum zur Sprache kamen. Der Grund für Konflikte, auch in- 
nergesellschaftliche, ist nicht in der Konfrontation verschiedener 
Religionen zu suchen. So sind weder die Spannungen zwischen 
SunnitiInnen bzw. ChristInnen und der schiitischen Hisbollah im Li- 
banon religiöser Natur, noch der Krieg zwischen dem islamischen 
Norden und dem nicht-islamischen Süden im Sudan. Konflikte wie 
diese sind auf soziale Ungleichheit zurückzuführen, die auch von 
ausländischen Akteuren teils massiv befeuert werden. 

Wenn sich dieser Ansatz nicht ändert, werden die Hilfen für die 
arabischen Demokratiebewegungen nıcht zur Schaffung demokra- 
tischer, menschenrechtsfreundlicher Systeme führen. 


ANMERKUNG: 
I Patrick Bond: Economic attacks against Arab democracy, Rosa Luxemburg 
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IV. DISKUSSION 


VVarum waren die Verhältnisse in Tunesien, Ägypten, Libyen und vielen anderen Ländern offenbar 
reif für eine Revolution? Was sind ihre Erfolgsbedingungen, wann scheiter(te)n sie? Welche Gemein- 
samkeiten haben die Proteste diesseits und jenseits des Mittelmeers? Wie kann man sich aufeinander 
beziehen, wie voneinander lernen? Was bedeuten die Erfahrungen des vergangenen Jahres für Pro- 
test und politische Bewegungen überhaupt? Eine Diskussion über diese Fragen steckt noch in den 
Kinderschuhen. In ak veröffentlichte Pedram Shahyar im Sommer 201 | erste Thesen, auf die die Re- 
daktion der Zeitschrift Wildcat antwortete. In einem längeren Gespräch haben wir einige dieser 


Punkte nochmals aufgenommen. Wir freuen uns über weitere Beiträge! 


VOM TAHRIR-PLATZ 
ZUR PUERTA DEL SOL 


FÜNF THESEN ÜBER DIE NEUEN PROTESTBEWEGUNGEN 


VON PEDRAM SHAHYAR 


Nachdem Linke in Europa in den letzten Monaten staunend auf die Revolten in den arabischen Ländern geblickt haben, springt der Fun- 
kke nun nach Südeuropa über: In Spanien campieren Jugendliche auf den Plätzen, in Portugal haben Proteste gegen die Sparpolitik die Re- 
gierung zu Fall gebracht und in Griechenland versammelten sich 100.000 Menschen gegen Privatisierungen und soziale Einschnitte. Was 
lässt sich ein gutes halbes Jahr nach Beginn der Aufstände in Tunesien über den Charakter der neuen Bewegungen, ihre Beweggründe 


und Akteure sagen? Welche Fragen wirft das für die organisierte Linke auf? 


Der Funke springt über! Die Revolte, die jahrzehntelang gefestigte 
Herrschaftsregime hinwegfegte, breitet sich fast in der Geschwin- 
digkeit von Twitternachrichten in der arabischen Welt aus. Nun 
weitete sie sich überraschend mit ihren spezifischen Ausdruckswei- 
sen und Formen auf den südeuropäischen Raum aus. Dabei galt der 
europäische Sozialstaat vielen AktivistInnen in arabischen Ländern 
als Modell. Weil ihre Revolte zum Vorbild für die Bewegung von 
Menschen in Europa geworden ist, reiben sich viele von ihnen nun 
verwundert die Augen. 

Schon 2010 brachen in Europa Kämpfe aus. Auch in den USA erle- 
ben wir ein neues Aufflammen sozialer Auseinandersetzungen. Das 
Neue: Es gibt einen gemeinsamen Rahmen, eine gemeinsame Deu- 
tung, eine gemeinsame Identifikation dieser Proteste. Er gründet 
auf der Krise der kapitalistischen Globalisierung. Kaum zu über- 
schätzen ist dabei, dass dieser neue Rahmen aus dem Orient 
kommt, aus den „Badlands“, dem Schlachtfeld des Bösen, das ei- 
gentlich als Kulisse für den „Kampf der Kulturen‘ vorgesehen war. 


1. DIE EINHEIT VON SOZIALER FRAGE UND DEMOKRATIE 

Diese Revolten lediglich als Demokratiebewegungen zu begreifen, 
greift zu kurz. Sie bewegen sich vielmehr in dem Wertedreieck von 
Freiheit (Autonomie), Gerechtigkeit (soziale Sicherheit) und Wür- 
de. In Tunesien, wo alles begann, ging es von Anfang an um einen 
sozialen Aufstand, eine Art Hungerrevolte. Die Baguettes in den 
Händen der Demonstrierenden waren ein deutliches Symbol: Das 
Soziale bestimmte den Rahmen der Bewegung. 

Auch wenn in Ägypten die Revolte am Gedenktag für den ermor- 
deten Blogger Khaled Said begann, war die soziale Frage von An- 
fang an bestimmend. Bereits an diesem 25. Januar 201 | skandierten 
AktivistInnen in den ärmeren Stadtteilen die Parolen „Brot für alle“ 
und „Mindestlohn“. 

In Südeuropa ist die soziale Dimension direkt mit den globalen 
Strukturen des Kapitalismus verbunden, während in Arabien indi- 
rekte Folgen der Finanzkrise über Lebensmittelpreissteigerungen 
die Revolte ausgelöst haben. Dennoch sind es keine reinen ökono- 
mischen Revolten im Sinne einer Gewerkschaftsbewegung. Die 
Revolten richteten sich direkt gegen die politische Ordnung, die das 
Elend produziert, und gegen ein politisches System, das die Ver- 
elendeten nicht repräsentiert. Die Revoltierenden überwinden ein 
Denken, das auf das Basis-Überbau-Modell zurückgeht. Aufgeho- 


ben wird dabei die Trennung zwischen der politischen und der so- 
zialen Ebene. Statt mit ökonomisch gedachten sozialen oder 
politisch gedachten demokratischen Erhebungen haben wir es mit 
Revolten für ein anderes Leben zu tun. 


2. DEN BRUCH WIEDER DENKEN UND WOLLEN 

Die westliche Linke hatte nach dem gescheiterten revolutionären 
Voluntarismus der 1960er und 1970er Jahre zurecht begonnen, die 
Überwindung des Kapitalismus als Transformation zu denken, als 
längeren historischen Prozess. Das Ringen um Hegemonie, das Er- 
kämpfen von Stellungen und Freiräumen gegen die Mächtigen und 
ihre Ordnung, molekulare Prozesse der Veränderung gerieten 
dabei in den Fokus. 

Auch in der arabischen Welt fielen die Revolten nicht vom Him- 
mel. Sie sind Ausdruck längerer Prozesse, in denen Erfahrungen aus 
gesellschaftlichen Kämpfen gesammelt wurden und aufgestaute 
Enttäuschung und Wut sich anhäuften. Die Ursachen, die diese 
Wut und den Widerstand dagegen erzeugt haben, werden nicht 
auf einen Schlag gelöst werden, sondern durch längere historische 
Prozesse überwunden, die von Fortschritten und Rückschritten 
gekennzeichnet sein werden. 

Doch die Revolten in Tunesien und Ägypten zeigen uns die Mo- 
mente des Bruchs. Prozesse verlaufen nicht linear. Sie stauen sich 
auf, wo Herrschaftssysteme sie nicht verarbeiten können. Diese 
Aufstauungen entladen sich in Ereignissen, die die Konstellation auf 
einer breiten gesellschaftlichen Ebene abrupt verändern. 

Das Ergebnis nach zwei Wochen Massenmilitanz in Ägypten war, 
dass danach nichts mehr so war wie vorher. Die Wahrnehmung 
und das Verhalten von Millionen Menschen änderten sich. Die Insti- 
tutionen existierten zum Teil noch, allerdings ohne einen Ansatz ih- 
rer früheren Macht und Wirkung. In westlichen Demokratien und 
in der relativ stabilen Bundesrepublik fallen Brüche nicht in diesen 
Formen aus. Gleichwohl war z.B. der „schwarze Donnerstag" in 
Stuttgart, als die Polizei den Hofgarten zu räumen versuchte, ein 
Moment des Bruchs. Danach war vieles, vor allem der gesellschafts- 
politische Rahmen in Stuttgart nicht mehr so wie am Vortag. 
Solche Ereignisse als Momente des Bruchs sind nicht planbar - und 
vor allem nicht vorhersehbar. Man kann sie höchstens erahnen. 
Aber sıe sind auch nie nur spontan. Der 25. Januar 201 | in Kairo 
wurde von einigen Hundert AktıvistInnen vorbereitet, die bereits 
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politische Erfahrung gesammelt hatten, sich gegenseitig vertrauten 
und eng verbunden waren. Sie dachten nicht daran, eine Revoluti- 
on auszulösen, doch ohne sie als kritische Masse wäre die Entla- 
dung der aufgestauten Wut vielleicht schwächer und kontrollierba- 
rer gewesen. 

Ähnliches lässt sich auch in Stuttgart beobachten: Ohne die Ent- 
schlossenheit der Parkschützer-Schülerdemonstration am „schwar- 
zen Donnerstag‘ wäre die Räumung des Schlossparks nicht zu die- 
sem Skandal geworden. Das Gelingen oder Nicht-Gelingen von 
Brüchen hängt mit der Stärke und dem Willen einer auf diese Brü- 
che ausgerichteten kritischen Masse zusammen. 


3. DAS AVANTGARDE-MILIEU 

Die Revolten sind überall sozial und politisch sehr heterogen. Aber 
in den urbanen Metropolen, die die Zentren der politischen Aus- 
einandersetzungen sind, sehen wir einen ähnlichen Typ von Aktivis- 
tInnen: In Kairo, in Tunis, in Madrid und in Teheran ist es die gleiche 
urbane, gebildete junge Schicht, die schon 2006 in Frankreich gegen 
den „Ersteinstellungsvertrag" CPE (Contrat premiere embauche), 
der den Kündigungsschutz für die unter 26-jährigen Lohnabhängi- 
gen de facto aushebelt, aufbegehrte und 2009 in Athen die Revolte 
versuchte. Es ist das urbane, gebildete Prekariat, das die Revolten 
für ein anderes Leben anführt. 

Die Bildungsexpansion, die in westlichen Industriestaaten in den 
1960er Jahren begann, zog mit ein bis zwei Dekaden Verspätung in 
viele Entwicklungsländer. Die große Minderheit von gebildeten ur- 
banen Schichten kann vom globalen Kapitalismus nicht mehr inte- 
griert werden. Insbesondere durch die neuen Internetmedien fin- 
den sie kommunikativen Zugang zur globalen Welt, ihren Produk- 
ten und Möglichkeiten, die ihnen aber weitgehend verwehrt blei- 
ben. Dieser Widerspruch geht auf die kommunikativen Potenziale 
des neuen Kapitalismus zurück und wird in Zeiten der Krise ver- 
stärkt. Die urbanen gebildeten Armen leiden, ohne verelendet zu 
sein — darin liegt ihr spezifisches Potenzial. 

Diese Schichten sind es, die neue Formen der Koordination und 
Kommunikation kultivieren, bei denen die neuen sozialen Medien 
das Hauptgerüst darstellen. Kollektive Identitäten entstehen nicht 
mehr über unmittelbare gemeinsame Erfahrungen im Betrieb oder 
über räumliche Nähe, sie werden durch ausgesuchte und bewusste 
Kommunikation kreiert. 

Sie sind die Avantgarde, aber mit Vortrupps alleine wurde noch nie 
eine Schlacht gewonnen, mit ihnen alleine werden gesellschaftliche 
Verhältnisse nicht umgeworfen. Diese bittere Erfahrung machte die 
grüne Bewegung im Iran, das Land mit der größten urbanen gebil- 
deten armen Bevölkerung im Mittleren Osten. In Ägypten wieder- 
um, und der Kampf um den Tahrir-Platz ist das Modell, konnte eine 
relativ kleine Schicht gigantische Mengen von Subalternen in Bewe- 
gung setzten. 


4. DIE NEUE FORM: 

DAS FORUM ALS REPERTOIRE DES KAMPFES 

Die gemeinsame Sprache der neuen, sich global ausbreitenden Be- 
wegungen war die Besetzung zentraler städtischer Plätze. Die Re- 
volten sind natürlich nicht auf diese Form beschränkt. Die tunesi- 
sche Revolution hatte andere Formen gewählt, in Ägypten war 
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die Revolution mehr als der Tahrir-Platz. Heftige Kämpfe erschüt- 
terten den Suezkanal, überall im Lande brannten die Polizeistatio- 
nen. 

Doch der Tahrir-Platz symbolisiert einen inneren Mechanismus in 
der neuen Revolte. Hier wird das partizipatorische Ideal der Agora 
aus der antiken direkten Demokratie wieder sichtbar. Der Tah- 
rir-Platz und die Puerta del Sol in Madrid stehen für die Revolte der 
direkten Demokratie gegen das Prinzip der Repräsentation. Sie sind 
erkämpfte offene Räume, in denen sich die Menschen versammeln, 
bilden und äußern können. In diesen offenen Räumen formen sich 
vorwiegend informelle Netzwerke, die sich entlang sozialen Ver- 
trauens bilden. Das, was das Weltsozialforum vorleben wollte, ist 
zum Repertoire des Kampfes um die Gesellschaft geworden. 

In der Ablehnung der Repräsentation liegt auch eine direkt unge- 
horsame Geste: Wir gehen nicht, sie sollen gehen! Parlamentari- 
sche Repräsentation ist immer mit Passivierung der Masse ver- 
knüpft. Die neue Revolte sucht eine Form, die politisch und opera- 
tiv mit der passiven Logik des Repräsentiertwerdens bricht. 


5. OFFENE FRAGEN 

Revolten erschüttern das Alte, enthaupten langjährig repressive 
Strukturen. Sie sind aber auch immer von Messianismus begleitet. 
Der berechtigte Stolz, das schier Unmögliche bewerkstelligt zu ha- 
ben, verleitet besonders neue politische Subjekte dazu, die Tiefen- 
struktur der Machtverhältnisse zu unterschätzen. Auch wenn wir 
bleiben, sie gehen nicht so schnell! 

Der Übergang von einer destabilisierten alten Ordnung zu einem 
stabileren neuen System wird die große Herausforderung für die 
neue Revolte sein. Findet die Linke hierfür keine adäquaten Ant- 
worten, ist ein konservativer Backlash wahrscheinlich, da die Desta- 
bilisierung des Alten die materielle Verelendung zunächst ver- 
schlimmern kann, wie es gerade in Tunesien und Ägypten zu beob- 
achten ist. 

Gestaltungskraft im Chaos ist gefragt. Dabei stellen sich vorwie- 
gend zwei zentrale Herausforderungen. Auf der politischen Ebene 
läuft die Avantgarde der Bewegung als begrenztes Milieu Gefahr, 
von einem neuen herrschenden Block isoliert und marginalisiert zu 
werden. Diese Gefahr droht akut in Ägypten und Tunesien. Hier ist 
die Linke gefragt, mit dem Avantgarde-Milieu politische und soziale 
Techniken zu finden, wie die Verbindungen zu anderen Schichten 
der Subalternen entwickelt werden können, um sie dauerhaft zu 
aktivieren und zu empowern. 

Die Erfahrungen, die die Aktivistinnen während und nach den Re- 
volutionen in Stadtteilversammlungen und anderen Selbstverwal- 
tungsorganen gemacht haben, sınd Beispiele hierfür. 

Auf der organisatorischen Ebene bringt die Ablehnung der Reprä- 
sentation das Problem mit sich, in den auf Repräsentation ausgeleg- 
ten öffentlichen Prozessen an den Rand gedrängt zu werden. Denn 
auch wenn die Versammlungen auf den zentralen Plätzen der Städ- 
te (und Stadtteile) zurzeit noch weithin leuchten - bei Wahlen ge- 
winnen überall die Konservativen. In Ägypten zum Beispiel werden 
bei den Wahlen aller Voraussicht nach die Muslimbrüder und das 
Großkapital einen überwältigenden Sıeg erringen. 


aus: ak 562 vom 17.6.201 | 


MAN HAT UNS DAS 
DATUM 6. APRIL 
GESTOHLEN” 


ZU PEDRAM SHAHYARS „THESEN ÜBER DIE NEUEN 
PROTESTBEWEGUNGEN’” 


VON DER WILDCAT-REDAKTION 


Die Anfrage der ak-Redaktion, uns an einer Debatte um die Bedeu- 
tung der Aufstände in Nordafrika anhand des Artikels von Pedram 
Shahyar aus ak 562 zu beteiligen, haben wir mit einigem Zögern an- 
genommen. Wie so oft bei Texten der „radikalen Linken“, die sich 
an der Schnittstelle zwischen Straßenmobilisierung und Parlament 
bewegen, stehen am Anfang zwar auch richtige Fragen — die Ant- 
worten scheinen auch nicht so ganz falsch zu sein, aber am Schluss 
werden dann ganz andere Inhalte vermittelt, als die Begriffe und der 
radikale Gestus des Autoren suggerierten. Das hängt u.a. mit der 
fehlenden Reflexion über die Verquickung von politischem Engage- 
ment und der eigenen Reproduktion zusammen. Zugespitzt gesagt: 
Eine ganze Generation der akademischen Linken hängt direkt oder 
indirekt am Tropf der Linkspartei, ohne das in ihren öffentlichen 
Äußerungen zu benennen. Auch Shahyar oszilliert zwischen Attac, 
der Bundestagsfraktion der Linkspartei und der „radikalen Linken“. 
Im Folgenden Ausführungen zur „realen Bewegung‘ in Ägypten; 
ausführlicher in den Wildcats 89, 90 und 91. 

In der ersten seiner fünf Thesen übersetzt Shahyar die in der Revol- 
te populäre Parole „Brot, Freiheit und soziale Gerechtigkeit" oder 
kurz: „Wir wollen leben! Wir wollen Essen!“ in die der „Einheit von 
sozialer Frage und Demokratie". Auf den Demokratiediskurs wer- 
den wir an anderer Stelle nochmal ausführlich eingehen - jedenfalls 
rebellieren die Menschen in Nordafrika heute, anders als bei den 
Umbrüchen von 1989ff., nicht gegen die verknöcherte Bürokratie 
eines Staatskapitalismus, sondern gegen die Wirklichkeit eines glo- 
balen Wirtschaftsliberalismus mit seiner ausufernden Korruption 
und seiner Praxis, soziale Unruhen durch einen riesigen Repres- 


sionsapparat zu unterdrücken. 

Zweitens: Der Kampf hat sich in Agypten nicht erst auf dem Tahrir- 
platz entwickelt, und er findet auch nicht nur dort statt. Shahyars Fi- 
xierung auf die politische Ebene ignoriert soziale Prozesse und kon- 


krete Kämpfe um „Gerechtigkeit‘ und „Gleichheit“ in den Betrie- 
ben und Stadtvierteln. Diese erwähnt er nur abstrakt als Hinter- 
grundrauschen der Revolte - ın den Fokus stellt er als wichtigste 
handelnde Gruppe und Avantgarde das Milieu der prekären Gebil- 
deten, ihre Erfahrung auf dem Platz, ihre zweiwöchige Konfrontati- 
on mıt dem Staatsapparat. 

Wie bekannt gıng die Inıtialzündung zur offenen Herausforderung 


der Staatsmacht ım Januar vom „Milieu“ der gebildeten Mittel- 
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schicht aus. Aber die Ausschließlichkeit der Perspektive von Shahy- 
ar blendet zwei wichtige Punkte aus: Kollektive Kämpfe und Kampf- 
formen wurden nicht von den Mittelschichtsjugendlichen entwi- 
ckelt, sondern von Arbeiterinnen. Erst durch die Bewegungen in 
den Betrieben mit ihren tausenden Streiks und Sit-Ins seit 2004 ha- 
ben Teile der Bürgerrechtsbewegung und Parteienopposition an- 
gefangen, sich mit der sozialen Realität der ägyptischen Gesellschaft 
auseinanderzusetzen. Erst durch die öffentlichen Sit-Ins von entlas- 
senen Arbeiterinnen Anfang 2010 in Kairo und anderen Städten, 
denen sich Slumbewohnerlnnen und andere anschlossen, hat die 
Idee der Platzbesetzung ihre Form gefunden. Und erst die in Streiks 
gewonnene Erfahrung, dass „das System“ ökonomisch angreifbar 
ist, hat der Revolte den Schwung bis zum Sturz Mubaraks verliehen. 
Ohne die gemeinsamen Kämpfe von Festangestellten, Befristeten 
und Arbeitslosen wäre „Gleichheit und Gerechtigkeit" nicht zur 
vorherrschenden Parole geworden. Ohne ihre Wut über himmel- 
schreiende Lohnunterschiede (offiziell 1:1000 zwischen Mindest- 
und Maximallohn!), Vetternwirtschaft und Perspektivlosigkeit wäre 
Mubarak nicht gestürzt. Und es waren die Armen und die Slumbe- 
wohnerlnnen, die während der Revolte in Suez, Alexandria, Kairo, 
Port Said ... die Polizei niedergekämpft haben — und die auch den 
größten Blutzoll leisten mussten. 

Shahyar idealisiert die durchaus widersprüchlichen Prozesse der 
Revolte. Die Kommune vom Tahrirplatz bleibt eine überaus wichti- 
ge Erfahrung der jungen ägyptischen Generation. Sie ist aber in den 
Fraktionierungen und Konflikten seither brüchig geworden. Hes- 
ham Sallam stellt die Frage, warum unmittelbar vor der Revolte 
Streiks auch von prominenten Oppositionseliten als legitim und ge- 
radezu notwendig angesehen wurden, um berechtigte Interessen 
durchzusetzen (selbst wenn sie, wie der große Truckerstreik vom 
Dezember 2010, hunderte Millionen kosteten), während ab April 
genau dieselben Medien und dieselben Oppositionellen bis hın zur 
Revolutionary Youth Coalition gegen Streiks auftreten und sıe als 
Kämpfe für Partikularinteressen denunzıeren. 

Die Antwort sieht er ın einem tiefen, bıs ın Teile der Protestbewe- 
gung reichenden Elitenkonsens, dıe sozialen Verhältnisse zu zemen- 
tieren. (I) Neben kulturellen und anderen gesellschaftlichen Brü- 
chen ıst es vor allem die tiefe soziale Spaltung, dıe zum Auseinan 
derdriften der Bewegung führt. 


Deshalb ist es gefährlich, wenn Shahyar der akademischen Jugend 
eine Avantgarderolle zuweist. Wenn es innerhalb der bestehenden 
Machtstrukturen GewinnerInnen geben kann, werden sie aus ge- 
nau diesem Milieu kommen. Seine Befürchtung, dass dieses Milieu 
„von einem neuen herrschenden Block isoliert und marginalisiert“ 
werden könnte, ist nur die halbe Wahrheit — sie wird für den Teil 
zutreffen, der im Laufe der Kämpfe freiwillig oder unfreiwillig seine 
alte soziale Position verloren hat. Die andere Hälfte der Wahrheit 
ist die Gefahr, dass aus den Akteuren neue Führungsschichten ent- 
stehen. Land wird an junge engagierte AgrartechnikerInnen verge- 
ben, damit sie AgrarunternehmerInnen werden; die Computer- 
branche ist eine der wenigen, die ein bisschen floriert, usw. 

In den Betrieben vermittelt das Erstarken der Gewerkschaften den 
Rückzug auf Partikularinteressen. Während Streiks, die nicht nur 
symbolisch die Produktion unterbrechen, polizeilich unterdrückt 
wurden, sind die Hoffnungen der unabhängigen Gewerkschafterln- 
nen auf Verbesserungen auf institutionellem Wege allesamt ins 
Leere gelaufen: Der geforderte Mindestlohn führt für viele tatsäch- 
lich zu einer Lohnsenkung und hat für die Mehrzahl der im informel- 
len Sektor Arbeitenden sowieso keine Relevanz. (2) Die Begren- 
zung von Löhnen nach oben hat selbst nach Einschätzung der halb- 
staatlichen Al Ahram keine Folgen, da sie das Prämiensystem nicht 
berücksichtigt usw. 

Mit der Auflösung des Unterbaus der alten Staatsgewerkschaftsfö- 
deration ETUF, die mit gefälschten Wahlen und Korruption be- 
gründet wurde, und dem Einfrieren ihres Vermögens beginnt nun 
der Streit unter Gewerkschaftsoppositionellen und VertreterInnen 
unabhängiger Gewerkschaften (was sich teilweise überschneidet), 
ob sie nicht doch das Erbe der alten Gewerkschaft übernehmen 
sollten. Die gemeinsame Vision, die sich in den Arbeiterkämpfen 
ausgedrückt hat, droht dem vereinzelten Alltagskampf zu weichen. 
Es ist offen, ob sich aus der aktuellen Streikwelle kurzfristig etwas 
anderes als die Vertretung von „Partikularinteressen“ entwickelt 
und sich gemeinsame Interessen verschiedener Beschäftigtengrup- 
pen (und nicht zuletzt der Mehrheit der im informellen Sektor Ar- 
beitenden!) nicht nur in einem diffusen und positiven Bezug auf das 
Erbe Nassers manifestieren. Aber diese Kämpfe haben das Potenzi- 
al, die Fragen einer gesellschaftlichen Umwälzung gegen die 
Gewerkschaftslogik auf die Tagesordnung zu setzen. 

In Bezug auf die aus der Mittelschicht kommenden jugendlichen 
AktivistInnen machte der Sozialhistoriker Joel Beinin kürzlich bei ei- 
ner Fahrt nach Suez die desillusionierende Erfahrung, dass .... die 
aus der Ära Mubaraks wohl bekannte Zusammenarbeit des Unter- 
nehmensmanagements mit Sicherheits- und Geheimdienstapparat 
.. weiter an[dauert]. Neu ist, dass die Unterdrückung der Stimmen 
der Arbeiter und anderer ‚dummer’ Leute nicht mehr nur allein das 
Vorrecht ihrer Manager ist. Nun fühlt sich auch die ‚Revolutionäre 
Jugend’ berechtigt, zu bestimmen, wer mit wem sprechen und was 
gesagt werden darf.“ (3) 

Die von Shahyar für die vermeintliche Avantgarde geforderte Auf- 
gabe, die „mMarginalisierten Bevölkerungsschichten” zu „empo- 
wern“, hat mehr als einen schalen Beigeschmack. Natürlich ist es 
wichtig, dass alle ihre erlernten Fähigkeiten in einen kollektiven Pro- 
zess einbringen; auch für die Entwicklung der Streikbewegung war 
es eın wichtiger Punkt, dass Einzelne aus der bürgerlichen Opposı- 
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tionsbewegung ihre Kenntnisse und Fähigkeiten eingesetzt haben, 
um Kommunikationskanäle zu schaffen. Aber meint Shahyar das? 
Seine Angst vor einer Marginalisierung des akademischen Protest- 
milieus ist nicht nur dem Machtapparat geschuldet, sondern auch 
und vor allem einer trägen konservativen Mehrheit, verkörpert 
durch die Muslimbrüder. Aber statt nach den Gründen für eine zu- 
nehmende Entfremdung zwischen „Milieu' und Bevölkerung sowie 
den objektiven momentanen Grenzen der Revolte zu fragen, trans- 
portiert er nicht die Angst einer „Bewegungsavantgarde‘, sondern 
einer selbst ernannten „Elite. Empowern heißt dann vor allem, 
dass die sogenannten „Subalternen“ die durch NGOs und demo- 
kratische Staatsinstitutionen strukturierten Kanäle und Machtgefü- 
ge akzeptieren und für sich nutzen lernen sollen. 

Ohne Analyse der sozialen Realität wird die hiesige Linke nach der 
ersten Euphorie von der Wirklichkeit emüchtert werden. Der „Fun- 
ken‘ der Revolte wird nur dann auch unser gesellschaftliches Umfeld 
entzünden, wenn wir sie als Anregung nehmen, die eigenen sozialen 
Rollen zu hinterfragen — der Moment, in dem Leute sich bspw. nicht 
mehr als AngestellteR dieser oder jener Kategorie oder als Schicht de- 
finiert haben, sondern diese Kategorien hinfällig wurden. 

Das müsste Fragestellungen aufwerfen wie: Akademische Bildung 
bedeutet nicht unbedingt geistige Emanzipation, davon untrennbar 
ist sie Berufsqualifikation zur „Führungskraft“; Individualismus be- 
deutet nicht nur Autonomie gegenüber einem Herrschaftssystem, 
sondern auch Zerstörung von Kollektivität im Arbeitsalltag. Wenn 
sich Gewerkschaftsfunktionäre und Parteiangestellte als radikale 
Vorkämpferlnnen für ein „anderes Leben“ aufführen, ohne die eige- 
ne soziale Rolle (als einfache Verwaltungsangestellte) zu kritisieren, 
sondern qua Amt als IdeengeberInnen und ProjektleiterInnen auf- 
treten, dann ist nicht nur Vorsicht geboten, sondern eine rote Linie 
überschritten. Wenn wir wirklich denken, dass der Neoliberalismus 
am Ende ist - und wenn wir zu diesem Ende beitragen wollen — 
dann sollten wir auch endlich seine individualistische Ideologie von 
Freiheit als Netzwerk autonomer Individuen überwinden! 


* Widdad Dimirdach, Arbeiterin der Ghazl al-Mahalla, über die Usurpation 
des historischen Aufstands in Mahalla am 6. April 2008 durch die „Jugend des 
6. April‘‘, Zitiert nach le monde diplomatique, 12.8.2011. 


ANMERKUNGEN: 

| Hesham Sallam: Egypt: Striking Back At Egyptian Workers, erschienen auf 
www ,jadaliyya.com am 23.6.201 | 

2 Entsprechend der Entwicklung in Deutschland bewegt sich der geforderte 
Mindestlohn auf der Armutsschwelle: 1.500 Pfund als Familienlohn entspre- 
chen etwa der UNO- Armutsdefinition von zwei Dollar pro Kopf und Tag; 
die vom Militärrat anvisierten ca.700 Pfund entsprechen der definierten 
Grenze von extremer Armut (1,25 US-Dollar pro Kopf und Tag). Zudem 
macht heute das oftmals extrem niedrige feste Grundgehalt nur einen Teil 
des Gesamtlohns aus; die Umsetzung der Mindestlöhne wırd z.T. durch die 
Verrechnung des dann höheren Grundgehaltes mıt Prämien erreicht, so dass 
in der Summe oft eine Lohnsenkung übrig bleibt. 
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DIE FRAGE DER WÜRDE 


EIN GESPRÄCH UBER DAS ANSTECKENDE MOMENT 
DER KÄMPFE UND INTERNATIONALE SOLIDARITÄT 


DAS GESPRÄCH FÜHRTE JAN OLE ARPS 


Die Revolte 


n in Tunesien, Ägypten und anderen Ländern brachten nicht nur langjährige Autokraten zu Fall und stellten die politischen 


Verhältnisse in der Region auf den Kopf. Sie haben auch den rassistischen Blick des Westens abgeschüttelt und ein anderes Selbstbild 


erkämpft. Ein Gespräch über das unerwartete Element der Aufstände, ihre Rezeption im Westen und Konsequenzen für linke Politik. 


Der Beginn der arabischen Revolutionen liegt nun ein Jahr zurück. 
Wie unterscheidet sich die Situation von der im Dezember 2010? 
Juliane Schumacher: In Ägypten hat sich in der Lebensrealität, in 
Bezug auf Pressefreiheit, Menschenrechte etc., wenig geändert. Die 
entscheidende Veränderung betrifft das Bild der Menschen in den 
Ländern. Zuvor waren arabische Länder auch für die Linke in 
Deutschland ein blinder Fleck, sie wurden als rückständig und unde- 
mokratisch gesehen. Auch viele Ägypterinnen und Ägypter orien- 
tieren sich stark daran, wie andere sie definieren - eine Folge der 
Kolonialgeschichte. Nun haben die Leute selbst ein anderes Bild er- 
kämpft. Die rassistische Zuschreibung als unfähig, rückständig etc. 
ist hinfällig. 

Pedram Shahyar: Für mich entscheidend ıst die Erfahrung der 
Selbstermächtigung. Auch wenn es Rückschritte gibt: Diese Leute 
wissen, sie können wieder was erreichen. Auch die repressive Kon- 
trolle von Hunderten Millionen Menschen im arabischen Raum ist 
gebrochen. Die alten Institutionen sind vielleicht noch da, aber sie 
haben bei weitem nicht mehr die Macht, die sie früher hatten. 
Hans-Peter Kartenberg: Natürlich spielt es jetzt auch eine Rolle, 
ob sich die sozialen Verhältnisse tatsächlich verbessern. Dennoch 
ist aber die politische Dimension von enormer Bedeutung: Nach- 
dem die großen kommunistischen Parteien in der Region längst 
ausgeblutet waren und der arabische Nationalismus keine Zukunft 
mehr hatte, lag die Frage längst vor: Kann es ein neues politisches 
Subjekt jenseits der Figur des dankbaren Untertanen geben, den 
sowohl der panarabische wie auch der radikal-religiöse Diskurs in 
der Region vor Augen hatte? Gegen diesen autoritären Diskurs hat 
sich die Menge nun als politisches Subjekt neu formiert. 

Elias Perabo: Ich habe in der Rezeption der Revolutionen im Wes- 
ten Schwankungen erlebt. Gegenüber den Aufständen in Tunesien 
und Ägypten herrschte große Euphorie. Gegenüber Jemen gibt es 
von deutscher Seite eine unglaubliche Fremdheit. Ahnlich bei Liby- 
en. Dort richtet sich der Kampf berechtigt gegen Gaddafi, aber ob 
da nun progressive Kräfte am Werk sind oder nicht, ließ sich nur 
schwer beurteilen. In Bezug auf Syrien schwankt die deutsche 
Wahrnehmung sehr. Nun kommt hinzu, dass ın Tunesien und 
Ägypten mehr oder minder die Islamisten die Wahlen gewonnen 
haben. Das hat in der westlichen Wahrnehmung doch eine deutli- 
che Reserviertheit bewirkt. Die alten Bilder von den konservativen, 
religiösen, teilweise barbarıschen Muslimen kehren zurück. 


Beim Beginn der Proteste vor einem Jahr war die Überraschung 
groß. Habt ihr eine Erklärung für deren unerwartetes Auftau- 
chen? 
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Pedram Shahyar: In Ägypten gab es seit 2000 drei Protestzyklen. 

Im Jahr 2000 sind aus Solidarität mit der Intifada erstmals seit Jahren 

wieder Leute auf die Straße gegangen, mobilisiert von Linken übri- 
gens. In den Jahren 2004 bis 2006 wandte sich die Kifaya-Bewegung 
gegen den Betrug bei den Parlamentswahlen. Und 2008, mit dem 
großen Streik vom 6. April, ist die soziale Dissidenz sehr massiv 
wieder auf den Plan getreten. Revolutionen gehen meines Erach- 
tens immer auf einen Prozess zurück und auf organisierte Gruppen, 

die diesen Prozess forcieren. Dennoch ist das Ereignis ein Bruch ge- 
wesen. Das bedeutet nicht, dass sich alles ändert, aber in bestimm- 
ten Bereichen ändert sich etwas grundsätzlich, zum Beispiel in der 
politischen Kultur. Auf der Ebene der Ökonomie, des sozialen Le- 
bens oder der traditionellen Familienstrukturen hat sich nur sehr 
wenig geändert, das beginnt erst. Die ökonomische Lage für die 
meisten Menschen hat sich sogar verschärft. 

Hans-Peter Kartenberg: Um den bisherigen Verlauf der Revolu- 
tion zu verstehen, müssen wir uns die Unterschiede in den einzel- 
nen Ländern vor Augen führen. In Tunesien und Ägypten konnten 
die popularen Aufstände auch deshalb siegen, weil in beiden Län- 
dern das herrschende Regime nicht mit dem Staat identisch war. In 
beiden Ländern gab es Verfassungen und eine politische Kultur au- 
Berhalb der herrschenden Cliquen. In Libyen aber war der Diktator 
selbst das System. Deshalb ging es, als Gaddafi auf die ersten De- 
monstrationen in Bengasi schießen ließ, sofort ums Ganze. Ähnlich 
ist es in Syrien, das seit den 1960er Jahren nur eine totalitäre Ein- 
parteienherrschaft kennt. In Bahrain wiederum wird die schiitische 
Mehrheit der Bevölkerung unterdrückt und vom Fürstenhaus poli- 
tisch ausgegrenzt. Als der Perl-Platz besetzt wurde, ließ der Emir 
die Menge zusammenschießen und saudische Truppen einmar- 
schieren. Der Westen opferte diese Proteste, um in Libyen mit 
Rückendeckung der Arabischen Liga intervenieren zu können. Der 
Golf-Kooperationsrat ist jetzt die r&aktionäre Entente, seine Politik 
lautet: präventive Konterrevolution. Die Vereinigten Arabischen 
Emirate werben Söldner an, die bereits im irakischen Abu Ghraib 
folterten, Überwachungstechnik wird installiert, und der saudische 
König pumpt 130 Milliarden Dollar ın Wohnungsbauprogramme. 
damit alles beim Alten bleibt. Aber alle wissen, dass nichts mehr 
unabänderlich ist. 

Elias Perabo: Auch in Syrien hat es ın den letzten Jahren Verände- 
rungen gegeben, auch durch den Regimewechsel vom Vater auf 
den Sohn Assad. Aber dort ist keine politische Kultur vergleichbar 
mit der in Ägypten entstanden. Im Aufstand spielte das spontane 
Element eine sehr große Rolle. Seitdem hat eine enorme Politisıe 

rung stattgefunden. Ein Beispiel: Die meisten lokalen Komitees sınd 


erst im Zuge des Aufstands entstanden, Anfang Juni haben sie sich 
in einem Netzwerk zusammengeschlossen. Dieses Netzwerk hat 
versucht, politische Positionen zu erarbeiten und diese mit den an- 
deren Komitees abzustimmen. Zu Anfang haben viele Komitees ge- 
sagt, wir können eine Demo organisieren, uns um die Gefangenen 
kümmern, aber zu den politischen Positionen haben wir keine be- 
sondere Meinung. Als ich im August wieder da war, lief alles viel, 
viel langsamer, weil auf einmal alle mitreden wollen. 

Juliane Schumacher: In Europa dominieren zwei Erklärungsansätze. 
Zum einen heißt es, die Leute wollen demokratische Freiheiten, 
Bürgerrechte etc. Das zeigt sich zum Beispiel darin, wie wichtig in 
der europäischen Medienlandschaft die Wahlen in Tunesien und 
Ägypten genommen werden. Zum anderen ist bei vielen europäi- 
schen Linken eine Sichtweise beliebt, nach der es den Leuten in 
erster Linie um soziale Gerechtigkeit geht. Beides trifft aus meiner 
Erfahrung so nicht zu. 

Mir gegenüber haben viele Leute dagegen vor allem die Motive der 
Würde und der Menschlichkeit betont. Diese Betonung der Wür- 
de hat auch mit der massiven Repression zu tun. All diesen Ländern 
war gemein, dass es ein Ausmaß an staatlicher Gewalt und Willkür 
gab, das hier überhaupt nicht vorstellbar ist. Das gezielte Brechen 
der Würde, die Erniedrigung vor der Polizei, um einen Job zu krie- 
gen, um zu überleben, war eine ständige Erfahrung, Deshalb konnte 
die Selbstverbrennung des jungen Prekären in Sidi Bouzid zum Aus- 
löser der Revolutionen in vielen Ländern werden. Ich denke, mit 
dem Motiv der Würde als Auslöser des Aufstands muss sich die 
Linke in Europa auseinandersetzen. 


Die Erniedrigung durch staatliche Willkür trifft die Leute je nach 
Klassenlage recht unterschiedlich. Das fängt damit an, ob man 
z.B. Geld hat, um den Verkehrspolizisten zu schmieren. Auch in 
den Mobilisierungen in Ägypten spiegelte sich das wider. Der 
Tahrir-Platz war immer dann voll, wenn sich die Armen in Bewe- 
gung gesetzt haben - nicht unbedingt, wenn die Aktivistenszene 
zu Protesten aufgerufen hat. 

Juliane Schumacher: In Ägypten spielt diese Klassenrealität in der 
Tat eine sehr große Rolle. Die Armen haben an vorderster Front 
gegen die Polizei gekämpft, sie haben die größten Opfer gebracht. 
Bei uns sichtbar sind aber die englischsprachigen Aktivisten, die In- 
terviews geben und Blogs schreiben und die für europäische Beob- 
achter ansprechbar sind. Die Armen und die jungen Prekären sind 
aber der Repression viel stärker ausgesetzt als die Bloggerszene, 
deren Aktivisten oft einen bildungsbürgerlichen Hintergrund haben 
oder aus halbwegs wohlhabenden Familien stammen. Das beginnt 
bei der Festnahme: Vor allem arme Leute werden festgenommen. 
Pedram Shahyar: Schon unter Mubarak war die Polizei nicht nur 
ein Instrument der politischen Repression, sondern auch der öko- 
nomischen Ausbeutung. Viele Menschen leben vom Mikrobusıness, 
müssen sogar mit abgeschlossenem Studium Gemüse oder Ziga- 
retten auf der Straße verkaufen. Du musst die Polizei immer beste- 
chen. Die Frage der sozialen Gerechtigkeit ist daher immanent, sıe 
Ist gar nicht wegzudenken. 

Ich glaube, dass wir Schwierigkeiten haben, diesen Charakter zu fas- 
sen, weil uns sowohl der Liberalismus als auch eine verflachte Va- 
riante des Marxismus begrifflich versaut haben. Beide denken Öko- 
nomie und Politik als zwei getrennte Sphären — da ist die Ökono- 
mie, hier die Politik, Basis und Überbau. Die arabischen Revolutio- 
nen sind von einer Einheit der sozialen und politischen Frage ge- 
kennzeichnet. Der Begriff der Würde kann ein Hilfsmittel sein, um 


diese Einheit zu beschreiben, aber eigentlich fehlt uns das begriffli- 
che Repertoire, um diese Revolution zu fassen. 

Elias Perabo: Ich bin nicht sicher, wie viele Gemeinsamkeiten es 
wirklich gibt. Für Syrien würde ich behaupten, dass die Frage der so- 
zialen Gerechtigkeit nicht im Vordergrund steht, schon eher die 
Frage der Würde. Die größten Demonstrationen in Syrien waren 
die Beerdigungen. Auch die westlich orientierten, gut ausgebildeten 
Aktivisten sind in Syrien hart von der Repression betroffen. Das 
Großkapital ist sicher noch für Assad. Aber die Mittelschicht ist ge- 
gen ihn. Ein sehr wohlhabendes Viertel, Midan, ist eines der ganz 
wenigen Viertel von Damaskus, wo die Leute auf die Straße gehen. 
Dort gibt es kein großes Elend. Würde ist ein diffuser Begriff, aber 
es steckt viel darin. 

Hans-Peter Kartenberg: Sowohl Tunesien wie Ägypten, aber auch 
Syrien muss man sich im Prinzip als Überkommene staatskapitalisti- 
sche Systeme vorstellen, in denen die herrschenden Cliquen den 
Globalisierungsdruck von außen in ein knallhartes neoliberales 
Kommando verwandelten. Dieser Mafiakapitalismus ließ wenige in 
sehr kurzer Zeit unvorstellbar reich und einen Großteil der unteren 
Mittelschichten in die Armut abstürzen. Eine ganze Generation von 
relativ gut ausgebildeten Leuten hatte überhaupt keine Perspektive 
mehr. Ohne Patronage gab es keine Teilhabe. Das galt auch für Li- 
byen. Die jungen Leute waren einfach nur noch da, oder 
versuchten ins Ausland zu entkommen. 

jetzt durchläuft die Region so etwas wie ihre innere Entkolonisie- 
rung. Man entledigt sich der überkommenden panarabischen Füh- 
rer, die zumeist durch putschistische Revolutionen von oben an die 
Macht kamen. Sie alle waren längst Akteure ohne Erben, gerade 
weil sie das dynastische Prinzip wieder einführten. 

Juliane Schumacher: Der Kampf um Würde richtet sich nicht nur 
gegen die eigenen Machthaber. Gerade junge Leute wissen dank In- 
ternet und Fernsehen, welche Rolle ihnen im globalen System zu- 
gedacht ist. Das Gefühl des Überflüssigseins, des Minderwertig- 
seins, die Existenz bloß als Bedrohung, das Gefühl nirgends will- 
kommen zu sein — das ist ganz stark drin in den Köpfen vor allem 
junger Männer. Auch gegen diese globale Wahrnehmung richtet 


sich die Rebellion. 


Die Revolte ist nicht nur innerhalb der nordafrikanischen und 
arabischen Länder übergesprungen, sondern auch nach Südeuro- 
pa, Israel - wenn auch mit anderen Themen - und in die USA. All 
diese Proteste haben die Formen kopiert, die in den arabischen 
Revolutionen entwickelt wurden — die Versammlung auf zentra- 
len Plätzen, die andauernde Diskussion. Worin liegt die Gemein- 
samkeit dieser Bewegungen? Im Gefühl des Überflüssig- und 
Ausgeschlossenseins? 

Elias Perabo: Ich glaube, das zentrale Gefühl, das man selbst ın den 
zarten Ansätzen von Occupy-Protesten in Deutschland findet, ist: 
Wir wollen selbst über unser Leben bestimmen, und diese Mög- 
lichkeit wird uns verwehrt. 

Pedram Shahyar: Meines Erachtens besteht das Ansteckende, das 
von der arabischen Revolution ausgeht, ın der Erfahrung: Du kannst 
es machen. Revolutionen sind möglich, übermächtig erscheinende 
Gegner können gestürzt werden. 

Hans-Peter Kartenberg: Eben wurde das Selbstbild in den arabı 
schen Ländern, dıe Verinnerlichung des europäischen Blıcks ange- 
sprochen. Was wır alle nıcht für möglich gehalten haben: Auf eın- 
mal - und darin spielen die Medien und Bilder eine wichtige Rolle 


erkannten sıch die Menschen ın Europa ın der Menge auf den arabı 
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schen Plätzen wieder. Wir sahen nicht mehr den Anderen, den 
Araber, den vermeintlichen Islamisten oder Antisemiten - all diese 
weißen, chauvinistischen Bilder, die besonders in der jüngeren 
deutschen Linken zuletzt so wirkungsmächtig waren. Sondern wir 
sahen Aktivisten, die sich in ihrem Äußeren, ihrer Artikulation und 
Handlung kaum von uns selbst unterscheiden. Hier beginnt die 
Identifikation. Das macht nicht nur Mut, sondern ließ auch das Mo- 
ment der Organisierung überspringen: Alle wollen es nachmachen 
— weil wir es auch erleben wollen. Darin liegt der universelle Cha- 
rakter der ägyptischen Revolution. Deshalb strahlte die Form des 
Protests über die Region hinaus. Ich finde das völlig faszinierend. 
Niemand hat vorhergesehen, dass dieser rebellische Impuls aus der 
arabischen Region kommt - linke Diskurse orientierten sich eher 
an Venezuela, Brasilien oder den Zapatisten. 


Nicht nur die Form ist übergesprungen und wurde kopiert, auch 
die Ablehnung des Ideologischen, des politischen Programms. 
Juliane Schumacher: Es gibt einige Punkte, die sind dem Volksauf- 
stand inhärent: das Plötzliche und Unerwartete, die Selbstermächti- 
gung, das Führerlose. Einen Unterschied zwischen den Occu- 
py-Protesten in Europa und den USA und den arabischen Revolu- 
tionen sehe ich in der Qualität des Ausschlusses, gegen den sie sich 
wenden. Die europäischen prekären Jugendlichen sind nicht in dem 
Maße chancenlos wie die Jugendlichen in Ägypten oder Tunesien. 
Vor allem aber finden die arabischen Revolutionen in einem Raum 
statt, in dem sie nach der Zuschreibung von außen nicht hätten 
stattfinden dürfen. An einem Ort, den das „demokratische Europa“ 
eigentlich als sein undemokratisches, rückständiges Gegenstück 
braucht. 

Gleichzeitig sollte man bei aller Begeisterung gegenüber den Ereig- 
nissen in diesen Ländern nicht in positive Verklärung verfallen. 
„Die“ Ereignisse in „den“ arabischen Ländern sind nicht nur großar- 
tig. In Ägypten gibt es auch innerhalb der Revolution scharfe Klas- 
sengegensätze und einen enormen Nationalismus, der teilweise die 
Revolutionsenergie absorbiert hat. „Ägypten über alles“ ist auch ein 
Slogan von Teilen der Protestbewegung geworden. 

Pedram Shahyar: Ich denke, dass der Tahrir-Platz viel von dem vor- 
gezeichnet hat, was den neuen Bewegungszyklus ausmacht, den wir 
am |5. Oktober in Ansätzen in Europa gesehen haben. In meinen 
Augen gibt es eine heimliche Verwandtschaft zwischen dem Welt- 
sozialforum, den Ereignissen auf dem Tahrir-Platz und den Occu- 
py-Protesten. Die Frage ist: Wie agiert eine globale Linke in dem 
neuen Rahmen? Das direkt Demokratische, die Ablehnung der Re- 
präsentation, die Selbstermächtigung ist zugleich eine Stärke und 
ein Dilemma. Es führt auch dazu, dass die Aufstände bislang keine 
anderen zentralen Institutionen entwickeln. In Ägypten blieb, nach- 
dem der alte Staatsapparat paralysiert war, nur noch die Armee 
übrig als Institution, die versprechen konnte, die Gesellschaft zu 
ordnen. Das ist ein Problem der neuen Aufstände: Wie ersetzt man 
das Alte, das man zerschlagen will? 


Sind die Versammlungen auf den Plätzen kein Versuch, etwas 
Neues zu entwickeln? 

Juliane Schumacher: Ich denke schon. Die westliche ıntellektuelle 
politische Kultur und ındividuelle Identität, auch die linke, definiert 
sıch ganz stark dadurch, wıe sıe sich von anderen abgrenzt. Das gab 
es - das ıst meine Erfahrung - ın Ägypten so nicht. Das schlägt sich 
auch in der Berichterstattung nieder: Von Europa aus wird viel 


Wert auf dıe Spaltung ın religiöse und säkulare Gruppen gelegt. 
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Nach meiner Wahrnehmung spielt das für die Protestierenden 
eine sehr geringe Rolle. Für mich macht dieser Punkt das Protestge- 
fühl des Tahrir-Platzes aus: größtmögliche Toleranz und Offenheit 
füreinander. Die Linke in Europa hat Schwierigkeiten, mit dieser 
Offenheit umzugehen. 

Hans-Peter Kartenberg: Mich überzeugt das Argument einer iden- 
titären Linken nur bedingt. Natürlich gibt es von sich selbst Illumi- 
nierte mehr als genug in der Linken, besonders in der radikalen, 
aber als allgemeine Charakterisierung funktioniert es nicht. Spätes- 
tens seit den Protesten in Heiligendamm 2007 gibt es immer wie- 
der Versuche, offene Aktionsformen zu entwickeln, die eine mili- 
tante Haltung mit Formen der massenhaften Selbstermächtigung 
verbinden. Sei es das Schottern gegen den Castor oder die zahlrei- 
chen Blockadebündnisse gegen Nazis. In Europa und besonders in 
Deutschland brauchen wir diese Momente der massenhaften 
Selbstermächtigung, und es ist die Aufgabe radikaler Linker, dafür 
Räume und Konfrontationspunkte zu bestimmen. 


Wenn es in den Kämpfen vor allem um Würde geht und darum, 
eine Situation der Ohnmacht zu beenden, dann ist der Wunsch, 
aus der eigenen Lage heraus zu sprechen und sich nicht gleich 
wieder unter das nächste Programm unterzuordnen, nur ver- 
ständlich. Müssen wir lernen, stärker aus unserer eigenen sozia- 
len Position heraus zu sprechen? Anstatt zuerst vom politischen 
Programm auszugehen? 

Hans-Peter Kartenberg: Das Programm der globalisierungskriti- 
schen Bewegung ist doch, wenn wir es ins Verhältnis zur Epoche 
der Parteiorganisationslinken setzen, eine Agenda der absoluten 
Programmfreiheit, zusammengefasst im Motto: „Eine andere Welt 
ist möglich“. Es gibt weder gemeinsame Aufrufe, noch strategische 
Beschlüsse. Das ist eine bewusste Offenheit. Die radikale Linke in 
Deutschland spricht immer erstmal von sich: von ihren Bedürfnis- 
sen, ihrem Umweltbewusstsein, Genderfragen. Der Vorwurf, dass 
die Bewegung für eine Klasse oder Kämpfe auftritt, die selbst noch 
nicht durch ihre Praxis sprechen, trifft so allgemein nicht zu. Die in- 
teressantere Frage lautet, wie können radikale Linke aus ihren 
eigenen Bedürfnissen und Kämpfen eine allgemeine gesellschaftli- 
che Notwendigkeit formulieren. 

Elias Perabo: Mir brennt eine ganz andere Frage auf den Nägeln: In 
welchem Verhältnis steht die deutsche Linke zu den Ereignissen? 
Welche Formen internationalistischer Solidarität sind möglich? In 
Syrien haben die lokalen Komitees jetzt neun Monate friedlicher 
Auseinandersetzung hinter sich, und sie sind, was das Ökonomi- 
sche betrifft, ziemlich am Ende. Sie müssen Aktivisten im Unter- 
grund versorgen, sie brauchen Kommunikationsmittel, das medizi- 
nische Equipment fehlt, es gibt eine Bandbreite sinnvoller ökonomi- 
scher und praktischer Hilfe. 

Meine Erfahrung aus Gesprächen mit jungen Aktivisten in Damas- 
kus ist zweitens, dass es auch den Wunsch nach Austausch von Ak- 
tionserfahrungen gibt. Die Erfahrungen einer europäischen Linken 
mit Formen des Protests, die jenseits von Demonstrationen liegen, 
aber noch nicht bewaffneter Kampf sind, sind durchaus interessant 
für sie. 

Pedram Shahyar: Ich glaube, das Hauptproblem des praktischen In- 
ternationalismus war bisher die fehlende Kenntnis. Man wusste 
nichts über diese Region. 

Hans-Peter Kartenberg: Das Problem war ein doppeltes Ressentı- 
ment. Ein linker Orientalismus mischte sich nach dem | |. Septem- 
ber mit plumper Antıreligiosität. Hinzu kommt, dass einige Linke 


noch immer die antiwestliche Rhetorik vieler arabischer Regime af- 
firmieren. 

Pedram Shahyar: Ja, Ressentiments und fehlende Kenntnis. Des- 
halb: Die erste Ebene ist der politisch-kulturelle Austausch. Der 
zweite Punkt: Moral ist echt ein Faktor bei Revolutionen. Deswe- 
gen Solidaritätsaktionen, Petitionen, ein Transparent raushängen: 
„Solidarität mit Tahrir", Foto machen, auf Youtube stellen, das ver- 
breitet sich wie ein Lauffeuer. Und die dritte Ebene ist Ressourcen- 
transfer. 

Hans-Peter Kartenberg: Es gibt auch Erfahrungen und Kämpfe, 
von denen man jetzt wieder lernen kann, auch in Deutschland. Bei- 
spielsweise die internationale Solidaritätsbewegung mit palästinen- 
sischen Dorfkomitees. Hier kämpfen aktivistische Linke aus den 
USA und Europa zusammen mit israelischen und palästinensischen 
Aktivisten seit Jahren gegen den Mauerbau in der Westbank, eines 
der seltenen Beispiele für ein gleichberechtigtes Solidaritätsverhält- 
nis, Seit dem Sturz von Ben Alli gibt es von antirassistischen europäi- 
schen No-Border-Netzwerken verstärkte Kontakte zu Migrations- 
aktivisten im Maghreb. Hier findet nicht nur ein Praxistransfer statt, 
sondern die Kämpfe kommen zueinander, und der geographische 
Raum beginnt, zu einem politischen Raum zu werden, in dem sich 
die Aktivisten begegnen und austauschen. Wir beginnen erneut, 


unsere gemeinsamen, universalistischen Ziele zu entdecken, und 


organisieren die Kommunikation darüber. Damit wird der Relativis- 
mus in der Wahrnehmung gebrochen, nach dem wir alle so 
unterschiedlich sind. Das ist eine Voraussetzung für ein anderes in- 
ternationalistisches Bewusstsein. 

Juliane Schumacher: Was mich an der Diskussion stört: Da 
schwingt schon wieder mit, dass der Erfolg dort davon abhängig 
sein könnte, was aus Europa kommt. Müsste der Transfer nicht an- 
dersrum laufen? Die Leute dort haben gerade eine Revolution ge- 
macht — wir nicht. In Ägypten wird Hilfe aus dem Westen häufig als 
Gefahr für die Bewegung gesehen, weil die Regierungspropaganda 
sagt, dass der Aufstand vom Westen initiiert ist, Gelder aus dem 
Ausland kommen etc. 

Was praktische Unterstützung angeht, bin ich sehr 
Austausch. Darüber hinaus sollte man thematisieren, wie die dorti- 
gen Regime durch Deutschland unterstützt werden. Sehr viele 
deutsche Firmen haben enge Kontakte nach Ägypten, die Bundes- 
tzige Militärregierung, Deutschland ver- 


für persönlichen 


regierung unterstützt die je 
kauft Waffen dorthin etc. Aber der erste Schritt wäre, die Leute 
vor Ort zu fragen, was sie sinnvoll finden. Und eine Antwort, die 
man sehr häufig hört, lautet: Mehr als alles andere würde es der Re- 
volution in den arabischen Staaten helfen, wenn in Europa auch 


eine stattfände. 


Pedram Shahyar: Ich muss wirklich widersprechen in dem Punkt, 
dass es in Kairo oder Ägypten kein Ressourcenproblem gäbe. Es 
gibt keine einzige Bibliothek für kritische Bücher, es gibt kein Un- 
dergroundkino, kein soziales Zentrum, wo linke Bildung stattfinden 
kann. Viele Leute dort würden so was toll finden. Saudische 
Scheichs finanzieren Krankenhäuser und Moscheen, sie bauen ihre 
Basis auf, man kann es an den Wahlergebnissen ablesen. Wir Lin- 
ken haben meines Erachtens eine Verantwortung, weil wir in einem 
imperialen Zentrum sitzen und ein vergleichsweise gutes Leben ha- 
ben. Wir müssen den Ressourcentransfer organisieren — das ist In- 
ternationalismus. 

Juliane Schumacher: Wir haben im Juli versucht, ein kleines soziales 
Zentrum in Kairo aufzubauen. Die Finanzierung wäre kein so gro- 
Bes Problem, aber es ist daran gescheitert, dass die Protestierenden 
es abgelehnt haben, aus Angst vor Repression, aber auch, weil sie 
unabhängig bleiben wollten. 

Elias Perabo: In Syrien folgen die lokalen Organisationen noch zum 
großen Teil einem unbewaffneten Widerstand. Es ist ein unglaubli- 
cher Wert, es so zu halten, weil es Raum bietet für emanzipatori- 
sche Prozesse, der bei einer Militarisierung des Konflikts verloren 
geht. Wenn wir eine militärische Eskalation ablehnen und eine In- 
tervention von außen verhindern wollen, müssen wir mit unseren 
Mitteln intervenieren. Das ist sinnvoller, als erst abzuwarten und 
dann gegen militärische Intervention auf die Straße zu gehen. 


Ist das nicht eine Überschätzung der eigenen Rolle? 

Hans-Peter Kartenberg: Die Frage kann nicht lauten, was die Res- 
source wäre, um eine Entscheidung herbeizuführen. Wenn in Sy- 
rien jetzt die Optionen nur lauten: Militarisierung oder Repression, 
dann gibt es kaum noch eine Freiheit in der Wahl. Eine linke Inter- 
vention müsste versuchen die Möglichkeit einer dritten Option zu 
stärken, die weiterhin auf die kollektive Selbstermächtigung setzt. 
Ob und wie sie erfolgreich sein wird, wissen wir nicht. 


DIE GESPRÄCHSTEILNEHMERINNEN 

Juliane Schumacher hat von März bis November in Kairo gelebt. 
Sie arbeitet als Journalistin. 

Pedram Shahyar ist Aktivist und war seit Februar viermal in Kairo. 
Er betreibt den Blog pedram-shahyar.org. 

Hans-Peter Kartenberg ist Mitglied der Solidaritätsinitiative Liber- 
tad! und Aktivist in der Interventionistischen Linken (IL). 

Elias Perabo war von März bis Juni erst in Syrien, dann im Libanon, 
wo er einen syrischen Cyber-Aktivisten unterstützte. Im August 
war er noch einmal für mehrere Wochen im Libanon. 


Eine Kurzfassung erschien in ak 567 vom 16.12.20 | 
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V. SOLIDARITÄT 


Die Aufstände und Revolutionen in Nordafrika haben auch in Europa Proteste inspiriert und ein neu- 
es Interesse für die arabischen Länder geweckt. Experimente mit Formen der Zusammenarbeit und 
Solidarität gibt es bislang jedoch kaum. Wir stellen zwei Initiativen vor, die sich einer euromediterra- 


nen Vision der Rebellion, der Freizügigkeit und Solidarität verschrieben haben. 


ADOPT A REVOLUTION 


DEN SYRISCHEN AUFSTAND UNTERSTÜTZEN 


VON ELIAS PERABO UND ANDRE FIND 


Seit Monaten ist es immer wieder in den Nachrichten, dieses Sy- 
rien. Verwackelte Youtube-Videos zeigen friedliche Demonstratio- 
nen, die von Sicherheitskräften beschossen werden. Bilder doku- 
mentieren, wie Panzer ganze Städte unter Beschuss nehmen und 
AktivistInnen in geheimen Lazaretten notversorgt werden, weil sie 
in Krankenhäusern Gefahr laufen, direkt vom Geheimdienst ver- 
schleppt zu werden. In den Zeitungen ist von über 40.000 Verhaf- 
tungen und systematischer Folter durch die Geheimdienste zu le- 
sen. Die UN-Menschenrechtskommissarin, Navi Pillay, berichtete 
Mitte Dezember 201 | bereits von über 5.000 Toten und Tausen- 
den Verschwundenen. Selbst die verbliebenen Diktaturen der an- 
deren arabischen Länder wenden sich inzwischen vom Regime Bas- 
har Al-Assads ab und drohen mit Sanktionen. 

Doch auch nach Monaten solcher Schreckensmeldungen aus Sy- 
rien fehlt - abgesehen von einigen arabischen Staaten, wo der Sturz 
der verhassten Diktatoren schon gelungen ist — weiterhin die soli- 
darische Nähe mit der jungen Demokratiebewegung in Syrien. 
Warum eigentlich? 

Eine Erklärung ist das fehlende Wissen über das Land: Während je- 
des Jahr tausende TouristInnen nach Tunesien oder Ägypten kom- 
men, reisen Besucherinnen des östlichen Mittelmeerraums ın die 
Türkei oder nach Zypern, höchstens noch in den Libanon. Und 
während das ARD-Publikum die Proteste in Kairo live von Jörg 
Armbruster erklärt bekam, ist in Syrien mit wenigen regimetreuen 
Ausnahmen keine internationale Presse zugelassen. 

Eine linke Politik mit Bezug auf den syrischen Aufstand ist auch des- 
halb kaum wahrnehmbar, weil es nur wenige Kontakte nach Syrien 
gibt. Genau an diesem Punkt setzt das Projekt »Adopt a Revoluti- 
on« an: Es sucht »Revolutionspatlnnen«, die die syrische Revolte 
aktiv unterstützen, und versucht, den Aufstand verständlich zu ma- 
chen, um im gegenseitigen Austausch Anregungen für die politische 


Praxis zu bekommen. 


Die große Mehrheit der syrischen AktivistInnen organisierte sich in 
den vergangenen Monaten in lokalen Komitees, die sich zuneh- 
mend vernetzen: Sie organisieren Demonstrationen, dokumentie- 
ren Menschenrechtsverletzungen und setzen sich für eine progres- 
sive Politik ein, um nach dem Ende des Assad-Regimes einen re- 
pressiven Gottesstaat ebenso zu verhindern wie einen Bürgerkrieg. 
Doch aufgrund der Repression müssen sie untertauchen, können 
keiner Erwerbsarbeit mehr nachgehen und sind auf die Unterstüt- 
zung ihrer Verwandten angewiesen. 

Für diese politische Arbeit brauchen die Komitees internationale 
Solidarität und finanzielle Unterstützung: für Digitalkameras, um 
Menschenrechtsverletzungen zu dokumentieren, für Computer 
und Internetanschlüsse, um ihre Kommunikation aufrecht zu erhal- 
ten, für den Lebensunterhalt von AktivistInnen im Untergrund, für 
Flugblätter, Banner und vieles mehr. Es geht nicht um humanitäre 
Hilfe, sondern darum, die politische Arbeit der Komitees weiterhin 
zu ermöglichen, um das Assad-Regime mit gewaltfreiem Protest an 
sein Ende zu bringen. 

Umgekehrt brauchen die AktivistInnen auch den Erfahrungsaus- 
tausch mit zivilgesellschaftlichen Gruppen in anderen Ländern, um 
die politische Praxis zu erweitern. Auch für die Solidaritätsarbeit 
mit Gefangenen ist eine internationale Vernetzung von großer Be- 
deutung. Doch auch für eine linke Politik hierzulande kann »Adopt 
a Revolution« etwas beitragen: Die Zivilgesellschaft muss sich wie- 
der trauen, in Konflikten Position zu beziehen und diejenigen Kräfte 
zu stärken, die sich für eine offene Gesellschaft und gegen Unter- 
drückung und Diktatur einsetzen. Im direkten Austausch mit den 
syrıschen AktivistInnen ließe sich lernen, dass Mut und Ausdauer 
dazugehören, um dıe Verhältnisse zum Tanzen zu bringen. 


Das Projekt Adopt a Revolution ist zu finden unter 


www.syrischer-fruehling.de. Dort kann man auch Revolutionspatin werden 


BOATS 4 PEOPLE 


SCHIFFE IM MITTELMEER 


Das Mittelmeer ist zum Massengrab geworden. Alleın ım Jahr 20 | | 
kamen nach UN-Angaben mehr als 2.000 Menschen beim Versuch 
ums Leben, Europa per Boot zu erreichen. Vor den Küsten Nord- 
afrikas kreuzen die Schiffe der europäischen Grenzschutzagentur 
Frontex sowie zahlreiche NATO-Kriegsschiffe. Sie zwingen die 
Boat-People zu immer gefährlicheren Routen. Die europäisch-afri- 
kanısche Initiative Boats 4 People plant nun, eine Solıdarıtätsflotte 


ins Mittelmeer zwischen Italien und Tunesien zu entsenden. 


Etwa drei Wochen lang soll sıe direkt ım Sızılien-Kanal Informatıo 
nen sammeln, Druck auf die europäische Flüchtlingspolitik ausüben 
und ın Seenot geratene Boat-People unterstützen. Die Inıtıative soll 


Alarm schlagen und Ausgangpunkte für weitere Aktionen seın, dıe 
beide Seiten des Mittelmeers einbeziehen. Das Ziel ıst, eın Netz 
werk von engagierten Personen aufzubauen, um gemeinsam gegen 
die ımmigrationsfeindliche Polıtik der meisten Mittelmeeranraineı 
zu kämpfen. Damit das Mittelmeer von einem Ort der Kontrolle 
und des Massensterbens zu einem Raum des Austauschs und deı 


Solidarität wırd 


Die Boats-4-People-Initiative sucht noch Unterstützerinnen, die 
Veranstaltungen organısıeren, mıt Spenden beı der Ausrüstung deı 
Boote helfen und die Inıtiative bekannt machen 
www.boats4people 
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